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und Politik. In Diskussionen, Vorträgen und praxisorientier-
ten Workshops wurde intensiv beleuchtet, wie digitale Tech-
nologien gestaltet werden können, um nachhaltige und sozial 
gerechte Stadtentwicklung zu fördern. Die Teilnehmenden 
– darunter Vertreter und Vertreterinnen aus Sozialer Arbeit, 
Stadtplanung, Architektur, Soziologie und Civic Tech – entwi-
ckelten gemeinsam Ansätze und Konzepte, wie die Digitalisie-
rung aktiv und verantwortungsvoll in den Dienst einer sozial 
nachhaltigen Stadtentwicklung gestellt werden kann.

Die vorliegende Ausgabe von Forum Wohnen und Stadtent-
wicklung greift die zentralen Themen der Tagung auf und 
zeigt, wie digitale Transformationen urbane Räume verän-
dern und soziale Gerechtigkeit, Nachhaltigkeit und Partizi-
pation fördern können. Die Tagungsbeiträge umfassen ein 
breites Spektrum an Themen: von methodischen Ansätzen 
zur Analyse hybrider Sozialräume und technologischen In-
novationen, wie Augmented Reality in Planungsprozessen, 
bis hin zu kritischen Perspektiven auf Smart Cities und deren 
soziale Implikationen. Ergänzt werden diese durch praxis-
orientierte Beispiele, die digitale Teilhabe fördern und Nach-
barschaftsplattformen stärken. 

Die Beiträge verdeutlichen, wie vielfältig die Ansätze und He-
rausforderungen der Digitalisierung in der Stadtentwicklung 
sind. Gleichzeitig wird deutlich, dass die Digitalisierung nicht 
als Selbstzweck betrachtet werden darf. Erfolgreiche digita-
le Lösungen müssen sozial, ökologisch und lokal verankert 
sein, um urbane Räume gerechter und lebenswerter zu ge-
stalten. Mit den hier vorgestellten Ansätzen und Erkenntnis-
sen möchten wir die Diskussionen der Tagung fortsetzen und 
neue Impulse für Forschung, Praxis und Politik setzen. Das 
Themenheft soll dazu anregen, die Potenziale digitaler Tech-
nologien kritisch zu reflektieren und aktiv zu gestalten – im 
Sinne einer nachhaltigen und sozialen Stadtentwicklung.

Simone Tappert	 Aline Suter

Fachhochschule Nordwestschweiz,	 Caritas Zürich (CH)   
Hochschule für Soziale Arbeit in  
Muttenz (CH) 

Editorial

Die Digitalisierung ist ein tiefgreifender Wandel, der unsere 
Städte und Quartiere neu formt, denn sie beeinflusst, wie 
Menschen leben, arbeiten und sich bewegen. Sie eröffnet 
neue Möglichkeiten, um zentrale Herausforderungen, wie 
den Klimawandel durch intelligente Energiesysteme, soziale 
Ungleichheit durch digitale Bildungsplattformen und partizi-
pative Stadtentwicklung durch innovative Beteiligungstools 
anzugehen. Gleichzeitig stellt sie uns vor zentrale Fragen: 
Wie lassen sich digitale Technologien nachhaltig und sozial 
gerecht gestalten? Welche neuen Formen der Teilhabe und 
Gestaltung urbaner Räume ermöglicht die Digitalisierung? 
Und wie können wir sicherstellen, dass digitale Innovationen 
nicht bestehende Ungleichheiten verstärken?

Dabei wird deutlich, dass die Digitalisierung kein isolierter 
Prozess ist. Sie ist eingebettet in globale und lokale Dynami-
ken, die von sozialer Transformation, ökologischen Heraus-
forderungen und technologischen Innovationen geprägt sind. 
Der digitale Wandel verändert nicht nur unsere physischen 
Lebensräume, sondern auch die sozialen Beziehungen und 
Strukturen, die diese Räume prägen. Diese Entwicklungen 
erfordern nicht nur technische Lösungen, sondern einen kri-
tischen Diskurs über Werte, wie Gerechtigkeit, Teilhabe und 
Nachhaltigkeit. Gerade in Zeiten multipler Krisen – von der 
Klimakrise bis hin zu sozialen Polarisierungen – kommt der 
Frage, wie Digitalisierung für das Gemeinwohl gestaltet wer-
den kann, eine zentrale Bedeutung zu.

Die Tagungsreihe Soziale Arbeit und Stadtentwicklung, die im 
Juni 2024 am FHNW Campus Muttenz unter dem Titel „Urba-
ne Räume im digitalen Wandel – zwischen der smarten Stadt 
von morgen und widerständigen Praktiken“ stattfand, hat sich 
genau diesen Fragen gewidmet. Sie bot eine Plattform für den 
interdisziplinären Austausch zwischen Wissenschaft, Praxis 

Urbane Räume im digitalen Wandel –  
Herausforderungen und Chancen für die 
Stadtentwicklung

Simone Tappert Aline Suter
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WohnWissen: 100 Begriffe des Wohnens
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Die öffentlichen, politischen und wissenschaftlichen De-
batten rund um die Wohnungs- und Bodenfrage sowie die 
„Transformation des Wohnens” werden von einer Vielzahl 
unterschiedlicher, teils widersprüchlicher Perspektiven 
und Positionen bestimmt. Das vorliegende Heft zeigt ei-
nige dieser Standpunkte auf und ermöglicht damit einen 
ersten Einblick in die Vielfalt der Diskurse. Die Heraus-
forderungen in der heutigen Zeit im Handlungsfeld Woh-
nen erfordern eine interdisziplinäre Herangehensweise, 
die politische, soziale, ökonomische, ökologische und 
architektonische Aspekte miteinander verknüpft. Denn 
die damit verbundenen komplexen Aushandlungsprozesse 
können nur erfolgreich über die Grenzen einzelner Fach-
bereiche hinweg angegangen werden.

Die Publikation „WohnWissen: 100 Begriffe des Wohnens“ 
bietet einen umfassenden Überblick über die vielfältigen 
Positionen und Perspektiven. Ziel ist es, die Komplexität 
des Wohnens und der damit verbundenen Debatten durch 
ein inter- und transdisziplinäres Glossar auszuleuchten. 
In kurzen, prägnanten Texten zahlreicher Expertinnen und 
Experten werden Schlüsselbegriffe rund um das Thema 
Wohnen erläutert. Ob Grundbegriffe, wie „Einfamilien-
haus”, „Leerstand” und „Einsamkeit” oder Fachtermini wie 
„Innenentwicklungsdilemma” und „Neue Wohngemein-
nützigkeit”: Das interdisziplinäre Glossar adressiert Fach-
diskurse, politische Debatten sowie unterschiedliche 
Wohnbedürfnisse und blickt dabei auch auf bisher wenig 
behandelte Themenfelder. So eröffnet „WohnWissen” ei-
nen multiperspektivischen Blick auf das Thema Wohnen 
als Grundbedürfnis.

Die Beiträge stammen aus verschiedenen Fachgebieten, 
wie Stadtplanung, Wohnforschung, Regionalentwicklung, 
Rechtswissenschaft, Soziologie, Geografie, Anthropologie, 
Architektur, Kommunalpolitik, Wohnungswirtschaft und 
Aktivismus. Vor diesem Hintergrund zeichnet das Glos-
sar das Bild einer differenzierten Diskurslandschaft, das 
auch Positionen beinhaltet, die oftmals nicht nebeneinan-
der zwischen zwei Buchdeckeln zu finden sind. Insgesamt 
stellt die Publikation demzufolge eine wertvolle Ressour-
ce für alle dar, die ein umfassendes Verständnis der Woh-
nungs- und Bodenfrage, wertvolle Einblicke in das Wohnen 
als grundlegendes menschliches Bedürfnis und die Viel-
falt der Akteursperspektiven im deutschsprachigen Raum 
gewinnen möchten. Es verdeutlicht die Vielschichtigkeit 
wohnungspolitischer Debatten und fordert dazu auf, das 
Wissen aus verschiedenen Diskursen zu bündeln und einen 
gemeinsamen Dialog über weiterhin ungelöste Wohnungs-
fragen zu führen.
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Smart Cities: zwischen digitalen  
Zukunftsversprechen und analogen  
Lebensrealitäten 
Spätestens seit der Jahrtausendwende werden digita-
le Technologien in Großstädten zunehmend eingesetzt, 
um einer Vielzahl städtischer Herausforderungen zu be-
gegnen. Durch digitale Vernetzung und Steuerung sollen 
Mobilitäts- und Abfallmanagement, Energie- und Wohn-
raumversorgung, Umwelt-, Gesundheits- und Kriminali-
tätsüberwachung effizienter und Bewohnende sowie Nach-
barschaften resilienter werden. Solche Maßnahmen der 
digitalen Daseinsvorsorge sind sowohl Teil der Diskurse 
um nachhaltige Stadtentwicklung als auch der dominanten 
Smart-City-Narrative, denen gleichwohl anhaltend die feh-
lende Berücksichtigung sozialer Gerechtigkeitsfragen und 
die Missachtung lokaler – analoger – Kontexte vorgehalten 
wird. Natürlich können im fortschreitenden 21. Jahrhundert 
Digitalisierungsprozesse nicht ignoriert werden; zugleich 
dürfen Stadt- und Quartiersentwicklung, Partizipations- 
und Inklusionsziele aber nicht auf digitale Machbarkeiten 
reduziert werden.

In diesem Beitrag skizzieren wir den Einsatz digitaler Tech-
nologien in Städten, die der Bewältigung aktueller urbaner 
Herausforderungen dienen sollen – vor allem im Bereich 
der Nachhaltigkeit. Unter dem Label „Smart City“ ber-
gen diese Entwicklungen allerdings das Risiko, dass sich 
„Smartness” auf technologische Innovationen beschränkt 
und soziale wie ökologische Transformationsbedarfe so-
wie sozialräumliche Gerechtigkeitsfragen nachrangig be-
handelt werden. Der Beitrag hinterfragt deshalb die domi-
nanten Smart-City-Narrative in Europa, die primär auf die 
Verbesserung von Verfügbarkeit, Zugänglichkeit und Effi-
zienz als lebensqualitätssteigernde Elemente ausgerichtet 
sind und Fragen der lokalen und damit kontextspezifischen 
Raum- und Gemeinschaftsproduktionen auf Quartiersebe-
ne unberücksichtigt lassen. Letztere aufgreifend, diskutie-
ren wir einen alternativen smarten Urbanismus, der Sor-

ge- und Versorgungsinfrastrukturen fokussiert und dafür 
neben Digitalisierung auch urbane Qualitäten, wie Dichte, 
Diversität und Demokratie, adressiert. 

Smart Cities als Zukunftsversprechen und Narrativ 

„Smart City“ beschreibt nicht den Status einer Stadt. Der 
Begriff Smart City fungiert vielmehr seit ca. zehn Jahren 
als Selbstzuschreibung, als Zukunftsversprechen und als 
Narrativ der Ressourcen- und Zeiteffizienz, des Komforts 
und der gesteigerten Sicherheit. Dieses Narrativ ist Teil des 
omnipräsenten Nachhaltigkeitsdiskurses geworden: Wenn 
im Sinne Foucaults Diskurse systematisch die Dinge bilden, 
von denen sie sprechen, ist die smarte Stadt eng verbunden 
mit der nachhaltigen Stadt und hat zum Ziel, die urbanen 
Ver- und Entsorgungsinfrastrukturen durch den Einsatz 
digitaler Technologien im Sinne der Zukunftsfähigkeit zu 
optimieren und nachhaltiges Alltagsleben zu ermöglichen. 
Dem zugrunde liegt die Idee eines smarten Urbanismus, 
der mithilfe digitaler Machbarkeiten, das heißt Vernetzung, 
Messung und automatisierter bzw. mittlerweile KI-basierter 
Steuerung, gleichzeitig mehrere Daseinsgrundfunktionen 
zu transformieren vermag. Für die Bereiche Wohnen, Arbei-
ten, Versorgung, Gesundheit, Mobilität usw. wird verspro-
chen, dass digitale Technologien die Nachhaltigkeitsbilan-
zen, Klimafreundlichkeit und Ressourceneffizienz steigern 
können: z. B. durch sensorbasiertes Verkehrsflussmanage-
ment, vernetztes Umweltmonitoring, Smart-Home-Appli-
kationen oder „Last-Mile Deliveries” per E-Lastendreirad. 

Die Umsetzungsversuche dieses smarten Urbanismus 
basieren in der Regel auf top-down-implementierten Ko-
alitionen zwischen Stadtregierungen und Unternehmen für 
Informations- und Kommunikationstechnologien (Public-
Private-Partnerships) – Koalitionen, in denen die techno-
logischen Machbarkeiten und Unternehmensangebote die 
„Nachfrage” der Städte dirigieren und die Stadtregierungen 
die Erfüllung kommunaler Daseinsvorsorge outsourcen 
und damit privatisieren. Die Steuerung und Überwachung 
städtischen Alltagslebens erfolgt infolgedessen durch öf-

Die Idee der smarten Stadt ist eng verbunden mit dem Ziel der nachhaltigen Stadt, speziell in ihrem Streben nach mehr 
Klimafreundlichkeit, Ressourceneffizienz und sozialer Resilienz durch digitale Vernetzung und Steuerung. Allerdings 
erweisen sich Smart-City-Strategien derzeit eher als ökonomisches Geschäftsmodell denn als ökologisch- und sozial-
innovatives Transformationsmodell, weil sie kaum Lösungen für aktuelle urbane Krisen bieten und die mit Urbani-
sierungsprozessen einhergehenden sozialen sowie räumlichen Ungleichheiten intensivieren. Dieser Beitrag skizziert 
einen alternativen smarten Urbanismus, der sich auf das Zusammenleben auf Quartiersebene im digitalen Zeitalter 
konzentriert.

Smarter Urbanismus: soziale  
Gerechtigkeit und Stadtteilentwicklung

Anke Strüver, Miriam Lindsberger, Vivien Breinbauer
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fentlich finanzierte Lösungsangebote dieser Unternehmen. 
Insbesondere in Smart-City-Neubauquartieren entstehen 
demzufolge Stadtteile, in denen Stadtplanungsideale und 
Alltagsrealitäten asymmetrisch und asynchron verlaufen. 

Nahezu synchron funktionieren hingegen urbane Platt-
formökonomien, die auf Nachfrage von Stadtbewohnenden 
und nahezu in Echtzeit (on demand) alltagsnahe Dienstleis-
tungen, wie Personentransporte, Unterkünfte, Lebensmit-
tel- und Pizzalieferungen, Reinigungskräfte oder Babysit-
ter, vermitteln. Diese Art von Plattformurbanismus operiert 
weitgehend in den gleichen urbanen Teilräumen wie der 
smarte Urbanismus – nämlich den innenstadtnahen Quar-
tieren – und ergänzt dessen digital transformiertes Infra-
struktursystem. Digitale Plattformen dringen jedoch inten-
siver in das Alltagsleben der Menschen ein: Sie verändern 
zum einen die Art und Weise, wie Großstädte und ihre Teil-
räume funktionieren. Zum anderen beeinflussen sie, wie 
und wo Menschen in Städten wohnen, arbeiten, essen, mo-
bil sind – das heißt, wie und wo sie sich versorgen (können). 
Diese Nachfrageorientierung wird häufig als Alltagserleich-
terung kategorisiert – lässt dabei jedoch außen vor, dass sie 
zwar das Alltagsleben in der Stadt reorganisiert, nicht aber 
für alle Menschen gleichermaßen „optimiert”. 

Kritik am Zukunftsnarrativ

Die dem Smart-City-Narrativ innewohnenden Nachhaltig-
keitsversprechen durch effizientere Ressourcennutzung 
führen gleichwohl nicht automatisch zur dringend notwendi-
gen Ressourcenreduktion. Ganz im Gegenteil sind vielerorts 
Reboundeffekte der Digitalisierung und Plattformisierung 
urbaner Infrastrukturen zu beobachten, z. B. im Bereich der 
Mobilität, des Wohnens und der plattformvermittelten Ver-
sorgung. Diese orientieren sich nur teilweise an sozial und 
ökologisch vordringlichen Zielen und reduzieren die Effekte 
der Digitalisierung auf quantitativ messbare Überprüfung 
statt auf qualitativ erfahr- und umsetzbare Nachhaltig-
keitsziele. Dementsprechend rücken grundlegende soziale 
und ökologische Gerechtigkeits- und Zukunftsfragen des 
städtischen Zusammenlebens in den Hintergrund. So wer-
den bspw. soziale Innovation auf digitale Partizipation und 
Mobilitätstransformation auf E-Mobilität, Car-Sharing, Ver-
kehrsfluss- und Parkleitsysteme reduziert und zugleich 
analoge Infrastrukturen für Beteiligungsverfahren, aktive 
Mobilität, wie Gehen oder Radfahren, oder für bedarfsge-
rechte Grün- und Freiraumnutzung, marginalisiert.

Smart-City-Strategien erweisen sich insgesamt weiterhin 
eher als ökonomisches Geschäftsmodell denn als ökolo-
gisch-innovatives oder am Gemeinwohl orientiertes, sozial-
integratives Transformationsmodell. Denn digitale Technolo-
gien bieten kaum Lösungen für aktuelle urbane Krisen, wie 
städtisches Wachstum, Bodenversiegelung oder den Mangel 
an bezahlbarem Wohnraum, sowie für die großen Krisen des 
21. Jahrhunderts, die Klima-, Biodiversitäts- und Sorgekri-

se. Digitale Technologien bleiben damit eher machbarkeits- 
denn bedarfsorientiert und intensivieren die mit Urbanisie-
rungsprozessen einhergehenden sozialen sowie räumlichen 
Ungleichheiten. Beide müssen aber zentral berücksichtigt 
werden, weil europäische Städte mehr denn je soziale Pola-
risierung und räumliche Marginalisierung produzieren. Be-
schatteter Grünraum bleibt demzufolge in vielen Quartieren 
bedarfsorientierter als die sensorbasierte Abfalleimerent-
leerung, die Versorgung mit ausreichend Kitaplätzen und 
Gesundheitszentren in allen Quartieren alltagsnäher und be-
deutsamer als KI-basiertes Umweltmonitoring. 

Abb. 1: Die Zukunft ist schon angekommen: das Kunsthaus Graz (Foto: Jost)

Derzeit ist eine anhaltende Fokussierung auf bereits eta-
blierte Zukunftsnarrative, wie Umweltfreundlichkeit, Kli-
maresilienz, Gleichberechtigung und Teilhabe, zu beobach-
ten – sowie ihre diskursive Etablierung als Leitbilder der 
nachhaltigen Stadtentwicklung. In ihrer technologiebasier-
ten Umsetzung werden jedoch nicht nur analoge Bedarfe 
und Lösungsmöglichkeiten vernachlässigt, sondern auch 
städtische Teilräume übersehen. Der smarte sowie der 
Plattformurbanismus fokussieren „große” Großstädte und 
innerhalb dieser besonders verdichtete, innenstadtnahe 
Quartiere – anstatt Stadtrandlagen bzw. suburbane Räume 
einzubeziehen, in denen etwa Liefer- und Mobilitätsplatt-
formen sozial wie ökologisch viel sinnvoller wären. 

Smarter Urbanismus als kontextspezifische Quartiers-
entwicklung

Die Digitalisierung und das vorherrschende Smart-City-
Narrativ können demnach aktuelle soziale und räumliche 
Ungleichheiten nicht entsprechend adressieren. Das Ver-
ständnis einer smarten Stadt – im Sinne von schlau – und 
smarter Urbanismus mit einem Fokus auf kontextspezi-
fischer Quartiersentwicklung und Nachbarschaft als Orte 
analoger Stadtentwicklung stellen einen dazu alternativen 
Zugang dar. Ein integratives Verständnis von Nachbar-
schaft, das die alltäglichen sozialräumlichen Praktiken der 
Bewohnenden in den Vordergrund stellt, ist hierfür zentral: 
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Es geht darum, Nachbarschaft als etwas Situatives, Per-
formatives und Kontextabhängiges zu verstehen, das die 
Bewohnenden in ihren Lebensrealitäten und Gestaltungs-
möglichkeiten unterstützt und das Quartier als einen Ort 
alltäglicher Interaktionen und Innovationen erkennt.

Auch der Plattformurbanismus kann für eine sozial gerechte 
Stadt weitergedacht werden. Anknüpfend an den Begriff der 
Nachbarschaft als Ort der Interaktion sind dann vor allem 
analoge Nachbarschaftsplattformen von Relevanz. Dabei 
handelt es sich um materielle Infrastrukturen im öffentli-
chen Raum, die Menschen zur sozialen Interaktion im Alltag 
einladen und so das Zusammenleben im Stadtquartier so-
wie Begegnungen und Austausch fördern (z. B. Urban Gar-
dening/essbare Stadtprojekte, Foodsharing-Kühlschränke, 
Bücherregale, Palettensitzmöbel, Anschlagtafeln). Darauf 
aufbauend wird deutlich, dass digitale Optimierungsstrate-
gien für ein sozial gerechtes Zusammenleben auf der städ-
tischen Mikroebene nur eine untergeordnete Rolle einneh-
men. Viel wesentlicher sind alltägliche, größtenteils analog 
verrichtete soziale Interaktionen und Sorgebeziehungen, 
die die Basis für gesellschaftliches Miteinander bilden – 
auch und gerade in einer smarten Stadt. Es ist deshalb er-
forderlich, den Blick auf diese Beziehungen und die daraus 
erwachsenden Sorgestrukturen einzelner Nachbarschaften 
zu werfen. 

In einem laufenden Forschungsprojekt haben wir diese 
Strukturen hinsichtlich der Sorge, die sie bereitstellen, im 
Grazer Bezirk Gries untersucht und die Vielfalt materiel-
ler wie immaterieller Sorgestrukturen in unterschiedliche 
räumliche Kategorien gegliedert (siehe Abb. 2). Die Er-
kenntnis, dass ihr Großteil an einen physischen Raum ge-
bunden und bottom-up organisiert ist, verdeutlicht, dass 
kontextabhängige Sorgebeziehungen sowie die physischen 
Gegebenheiten, in die sie eingebettet sind, in einer schlau-
en Quartiersentwicklung priorisiert werden müssen.

Gleichwohl existieren auch digitale (Nachbarschafts-)
Plattformen, die die Teilhabe und das Miteinandersorgen 
im urbanen Alltag und dadurch auch soziale Gerechtigkeit 
fördern. Ein Beispiel hierfür ist das digitale Stadtmachen, 
das die Bevölkerung mithilfe digitaler Technologien ak-
tiv in die Gestaltungsprozesse ihres Quartiers einbindet. 
Dazu zählen etwa Tauschplattformen und interaktive digi-
tale Karten, die es den Bewohnenden ermöglichen, eige-
ne Ideen zur Gestaltung der Nachbarschaft einzubringen. 
Nachbarschaftliche Teilhabe- und Sorgestrukturen be-
sitzen also das Potenzial, die Stärken eines smarten und 
eines Plattformurbanismus miteinander zu vereinen. He-
gemonialen neoliberalen Logiken unterliegend, werden 
solche Sorgestrukturen jedoch von beiden Urbanismen 
bislang überwiegend ausgebeutet und bestehende Un-
gleichheiten verschärft. 

Smart City – von der digitalen zur schlauen 
sorgenden Stadt 
Der Begriff der „Smartness” fasziniert. In seiner Gleich-
setzung mit Digitalisierung hat er allerdings an Strahl- und 
Wirkkraft verloren, weil er im Kontext des Urbanen grund-
legende soziale und ökologische Gerechtigkeitsfragen des 
städtischen Zusammenlebens sowie bedarfsgerechte ana-
loge Infrastrukturen marginalisiert. Zugleich ist es vor-
dringlicher denn je, aktuelle urbane wie planetare Krisen 
– und ihr Zusammenwirken – ernst zu nehmen und Nach-
haltigkeit im Sinne eines schlauen Urbanismus anzugehen. 
Dafür schlagen wir drei Leitlinien vor:

	■ Erstens dient die Alltags- und Quartiersorientierung 
statt Digitalisierung als Ausgangspunkt für eine reale 
Optimierung: Wichtiger als die Privatisierung urbaner In-
frastrukturen ist eine grundlegende Bedarfsorientierung 
für alle Bereiche der analogen und digitalen Daseinsvor-
sorge. 

	■ Um die Lebensqualität in Städten 
für alle dort lebenden Menschen zu 
erhöhen, bedarf es, zweitens, eines 
sorgfältigen Umgangs mit dem Ziel der 
sozialräumlichen Gerechtigkeit unter 
Anerkennung von sozioökonomischen 
und -kulturellen Ungleichheiten sowie 
einer Fokussierung auf Verteilungsge-
rechtigkeit und Teilhabemöglichkeiten. 

	■ Drittens sind diese Vorstellungen 
von einem Verständnis urbaner (Teil-)
Räume als gesellschaftlich produ-
zierte Räume gerahmt. Diese Räume 
prägen wiederum das Funktionieren 
von Gesellschaft und das soziale wie 
räumliche städtische Zusammenleben 
im digitalen Zeitalter. 

Abb. 2: Kategorisierung der räumlichen Dimension der identifizierten Sorgestrukturen im Grazer Bezirk 
Gries 2024 (Quelle: eigene Darstellung)
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Vor diesem Hintergrund müssen sich die Diskussionen um 
eine smarte Stadt und einen normativen smarten Urbanis-
mus erweitern: Neben Digitalisierungsversprechen ist es 
essenziell, Dichte- und Diversitätsphänomene zu adressie-
ren sowie demokratische Prinzipien stärker zu integrieren, 
um eine smarte Stadt nicht nur als digital, sondern auch als 
„sozial” – und damit als schlau und sorgend – zu verstehen.

Prof. Dr. Anke Strüver 
PhD, Professorin am Institut für Geographie 
und Raumforschung, Universität Graz

Miriam Lindsberger 
BA, Projektmitarbeiterin am Institut für Geo-
graphie und Raumforschung, Universität Graz

Vivien Breinbauer 
MSc, Wissenschaftliche Mitarbeiterin am 
Institut für Geographie und Raumforschung, 
Universität Graz

Quellen:
Bauriedl, S./Strüver, A. (Hrsg.) (2018): Smart City. Kritische Perspektiven auf die 
Digitalisierung in Städten, Bielefeld.

Breinbauer, V./Franz, Y./Lindsberger, M./Saltiel, R./Strüver, A. (i. E.): Urban Cul-
tures of Care: Mapping Local Care. In: User Experience & Urban Creativity, 6(1).

Franz, Y./Strüver, A. (2021): Der Alltag (in) der Stadtgeographie: Relationale 
Perspektiven auf Raum und Quartier. In: Kogler, R./Hamedinger, A. (Hrsg.): 
Interdisziplinäre Stadtforschung. Themen und Perspektiven, Bielefeld, S. 53–75.

Strüver, A./Bauriedl, S. (Hrsg.) (2022): Platformization of Urban Life. Towards a 
Technocapitalist Transformation of European Cities, Bielefeld. 
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Mediatisierung, Digitalität und veränderte 
Raumvorstellungen  
Der digitale Wandel lässt sich als Mediatisierungsschub fas-
sen (Krotz 2007), mit dem sich gesellschaftliche Praktiken 
verändern. Diese neuen, mediatisierten Praktiken sind zum 
selbstverständlichen Teil des Alltags geworden, in dem di-
gitale und analoge Anteile nicht mehr voneinander getrennt 
werden können und sich zu einer „Kultur der Digitalität“ 
entwickelt haben (Stalder 2016, S. 16). Mediatisierte Prak-
tiken sind auch mit Blick auf Sozialräume, als „ständig (re-)
produziertes Gewebe sozialer Praktiken“ (Kessl/Reutlinger 
2022, S. 7) relevant (vgl. zu den folgenden Ausführungen 
Brüggen et al. 2022, S. 587ff. sowie Rösch 2019, S. 113ff.). 

Die Relevanz eines relationalen Sozialraumverständnisses 
als „(An-)Ordnung sozialer Güter und Menschen (Lebewe-
sen) an Orten“ (Löw 2001, S. 224) kann in allen Dimensionen 
des Raumbegriffs aufgezeigt werden: Krämer (2002, S. 60) 
betont zunächst die Bedeutung von Kommunikation für die 
Konstruktion sozialer Räume. Sie werden nach Löw (2001, 
S. 200–203) darüber hinaus an Orten konstituiert, die phy-
sischer (Bushaltestelle, Skatepark) sowie flüchtiger Natur 
(Website, Messengerapp) sein können. Dabei können Medien 
als soziale Güter (Smartphones, Memes) zu Elementen von 
Sozialräumen gemacht werden, die Elemente (etwa auch 
Menschen) werden mediatisiert (Sprachnachrichten, Fotos), 
und die Verknüpfung dieser Elemente kann durch mediati-
sierte Kommunikation vorgenommen werden (Brüggen et al. 
2022, S. 589). Nicht nur die immer noch verbreitete Trennung 
zwischen sogenannter realer und sogenannter virtueller Welt 
lässt sich aus dieser Perspektive nicht mehr aufrechterhal-
ten (Paetau 2003, S. 203), die enge Verwobenheit von digita-
len und analogen Sphären im Alltagshandeln Jugendlicher 
in der Digitalität zeigt sich auch auf räumlicher Ebene in der 

1	 Der vorliegende Artikel stellt eine verdichtete und überarbeitete Fassung des 
Beitrags „Das Forschungs- und Entwicklungsprojekt e_space“ (Rösch et al. 2024) 
dar, der ursprünglich auf sozialraum.de, Ausgabe 1/2024, veröffentlicht wurde.

Konstitution von hybriden Sozialräumen bzw. mediatisierten 
Sozialräumen als Normalzustand.

Kinder- und Jugendarbeit in der Digitalität 
und Sozialräumlichkeit
Für Kinder und Jugendliche hat das Aufwachsen in einer 
Kultur der Digitalität eine Veränderung der Lebenswelt zur 
Folge, in der das Medienhandeln u. a. Bedeutung für die So-
zialisation einnimmt (Steiner et al. 2019; Bernath et al. 2020; 
Feierabend et al. 2023). Die Mediatisierung des jugendlichen 
Aufwachsens muss demnach auch in den Angeboten und den 
zugrunde gelegten Konzepten der Kinder- und Jugendarbeit 
Berücksichtigung finden. Das Konzept sozialräumlicher Ju-
gendarbeit bietet die Möglichkeit, vor dem Hintergrund eines 
relationalen Raumverständnisses weiterentwickelt zu wer-
den, und zahlreiche Anknüpfungspunkte für eine konzeptio-
nelle Fundierung der Kinder- und Jugendarbeit in der Digi-
talität. Ansatzpunkte für die konkrete Praxis der Kinder- und 
Jugendarbeit in der Digitalität bilden dabei die Begleitung 
und Reflexion von mediatisierten Aneignungsprozessen von 
Heranwachsenden, im Alltagshandeln und in der Raumkons-
titution (vgl. Rösch 2019).

Ein weiterer Schritt in der Weiterentwicklung der konkreten 
Angebote und ihrer institutionellen Rahmung kann dabei 
die (integrative) Entwicklung von Vor-Ort-Konzepten sein, 
mit denen die bestehende Praxis weiterentwickelt und mit 
neuen Ansätzen ergänzt wird. Der erste Schritt hierbei soll-
te die Analyse der (hybriden bzw. mediatisierten) jugendli-
chen Lebenswirklichkeit sein (Deinet/Muscutt 2014, S. 57). 

Sozialraumanalyse unter Bedingungen der 
Digitalität: konzeptionelle Überlegungen
Ausgehend von einem sozialräumlichen Verständnis von 
Kinder- und Jugendarbeit stellt eine Sozialraumanalyse 
den Ausgangspunkt einer Konzeptentwicklung dar, die Le-

Ethnografische Herangehensweisen erweitern das Methodenrepertoire von Sozialraumanalysen und Konzeptentwick-
lungen in der Jugendarbeit unter Bedingungen der Digitalität. Sie ermöglichen es, mediatisierte Praktiken in hybriden, 
relationalen Raumkontexten differenziert zu fassen. Erste Erfahrungen und Ergebnisse des Projekts „e_space“ ver-
deutlichen, dass eine solche Herangehensweise neue Perspektiven auf die Lebenswelt von Jugendlichen eröffnet und 
praxisorientierte Ansätze zur Weiterentwicklung von Vor-Ort-Konzepten einer Jugendarbeit in der Digitalität ermög-
licht werden.1

Sozialraumanalysen in hybriden,  
relationalen Raumkontexten
Methodische Ansätze zur konzeptionellen Differenzierung von Jugendarbeit in der Digitalität

Martina Gerngross, Eike Rösch, Olivier Steiner
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benswelten von Heranwachsenden verstehend untersucht 
und daran anknüpfend die Konzepte von Jugendarbeit (wei-
ter)entwickelt. In der Analyse stehen die Zusammenhänge 
zwischen dem Verhalten der Jugendlichen und deren Orten 
und Räumen mit ihren „Qualitäten, Einschränkungen und 
Möglichkeiten“ (Deinet 2009c, S. 23) im Erkenntnisinter-
esse. In einem relationalen Raumverständnis und mit der 
Weiterentwicklung von Raumverständnissen unter den Be-
dingungen der Digitalität müssen hierbei die Begriffe der 
„Orte“ und „Räume“ in einem erweiterten Sinne verstanden 
werden. Räume umfassen in ihrer Konstruktion in all ihren 
Bestandteilen auch mediatisierte Aspekte. Insbesondere 
können sie auch an flüchtigen Orten (z. B. Websites, Mes-
sengerapps) konstituiert werden (Brüggen et al. 2022). 

Abb. 1: Dokumentation der Workshops zur Vorbereitung der lokalen Sozial-
raumanalysen

Vor diesem Hintergrund muss sich auch die Wahl der Me-
thoden der Sozialraumanalyse begründen. Klassische Me-
thoden der sozialräumlichen Konzeptentwicklung (z. B. 
Stadtteilbegehungen, Autofotografie, Nadelmethode) (Dei-
net 2009a; Krisch 2009) können nur ein Teil des Methoden-
repertoires darstellen, weil sie sich weitgehend auf den 
physischen, öffentlichen Raum beziehen und die Aspekte 
der Digitalität in der Lebenswelt von Jugendlichen nur ein-
geschränkt berücksichtigen können.  

Ethnografische Methoden (z. B. teilnehmende Beobachtun-
gen) können kulturelle Praxen und soziale Ordnungen of-
fenlegen, indem sie die Materialität des Ortes und die Hand-
lungen der Subjekte berücksichtigen (Breidenstein et al. 
2020). Ausgehend von diesen Überlegungen wurden im Ak-
tionsforschungsprojekt „e_space“2, das mit fünf Einrichtun-
gen der Offenen Kinder- und Jugendarbeit, Wissenschaft-
lern und Medienexperten in der Schweiz zwischen 2022 
und 2025 durchgeführt wird, ethnografische Methoden als 
zentrales Element der sozialräumlichen Konzeptentwick-
lung im Rahmen der Sozialraumanalysen eingesetzt. Das 
Projekt verfolgt das Ziel, in einem partizipativen Prozess 
mit Fachkräften, Jugendlichen und weiteren Anspruchs-
gruppen Konzepte und Instrumente für die Ausgestaltung 
digitaler Jugendarbeit zu entwickeln. Im Folgenden werden 
erste Erfahrungen aus den Sozialraumanalysen im Projekt 
„e_space“ vorgestellt.

Umsetzung der Sozialraumanalyse im  
Projekt „e_space“
Die sozialräumliche Konzeptentwicklung im Projekt „e_
space“ folgt dem Vorgehen von Deinet (2009b S. 22ff.): Da-
bei wird zunächst eine Lebensweltanalyse durchgeführt, 
gefolgt von einer Analyse der Angebote der Jugendarbeit. 
Aus den Analyseergebnissen werden schließlich konzeptio-
nelle Differenzierungen entwickelt, also Anpassungen der 
pädagogischen Konzepte, die sich an den Lebensrealitäten 
und Bedürfnissen von Jugendlichen orientieren.   

Zur Vorbereitung haben sich die Projektbeteiligten in drei 
gemeinsamen Workshops zunächst mit ethnografischer 
Forschung (neu) auseinandergesetzt und ein gemeinsa-
mes Verständnis entwickelt. Zur Auseinandersetzung mit 
ethnografischer Forschung gehörte auch das Ausprobieren 
von teilnehmenden Beobachtungen, das heißt etwa das be-
wusste Dabeisein in Situationen mit Jugendlichen (im Alltag 
der Jugendarbeit), bei denen Beobachtungen offen gemacht 
und nachträglich festgehalten wurden. Die Auseinanderset-
zungen und das gemeinsam entwickelte Verständnis boten 
die Grundlage für lokale Erhebungen, die von den jeweiligen 
Teams im gegenseitigen Austausch entwickelt und durch-
geführt wurden. 

Die konkrete Ausgestaltung der ethnografischen Erhebun-
gen durch die Fachkräfte war vielfältig: Sie orientierten sich 
an den jeweiligen lokalen Situationen und Fragestellungen 
sowie den Vorerfahrungen und den persönlichen Vorlieben 
der Fachkräfte. In allen Gemeinden haben Fachkräfte in 
unterschiedlichen Projektphasen Interviews mit Jugendli-
chen, einzeln oder in Gruppen, durchgeführt. Teilnehmende 
Beobachtungen haben in unterschiedlichen Kontexten statt-
gefunden, z. B. auf Zugfahrten in einem Bergtal, in Treff-

2	 Vgl. https://jugendarbeit.digital/kooperationen/e_space/
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settings oder im öffentlichen Raum. In den Erhebungssi-
tuationen haben Jugendliche auch häufig Onlineaktivitäten 
auf ihren Smartphones (z. B. ihre Postings auf Plattformen) 
vorgeführt. In einer Gemeinde hat eine Umfragekampagne 
auf Social Media stattgefunden, um einen Einblick in die 
Breite der Perspektiven von Jugendlichen auf Aspekte der 
Digitalität in ihrem Umfeld zu erhalten. Insgesamt bildeten 
die Beziehungen der Fachkräfte zu den Jugendlichen eine 
zentrale Basis für die Erhebungen.

Zur Auswertung der Beobachtungen wurde in den lokalen 
Teams praxisorientiert auf die vereinfachte Metaplanmetho-
de (Stange et al. 2020, S. 32ff.) zurückgegriffen. Dabei wur-
den die schriftlich festgehaltenen Informationen aus den Er-
hebungen der Sozialraumanalysen auf auffällige Stellen hin 
überprüft, diese markanten Stellen jeweils zusammenfas-
send auf Kärtchen notiert und anschließend in einem offenen 
Prozess zu Themengruppen (Kategorien) zusammengeführt. 
Die Fachkräfte erarbeiteten auf diese Weise ihre Wirklich-
keitssichten. In Gruppendiskussionen wurden diese mit den 
Perspektiven der Jugendlichen zusammengebracht, und 
schließlich wurden die Sichtweisen aller in einer weiteren 
Auswertungsrunde verbreitert und vertieft. 

Erfahrungen und Erkenntnisse
	■ Anschlussfähigkeit ethnografischer Herangehensweise 

an die Jugendarbeit: Es hat sich im Projekt gezeigt, dass 
eine ethnografische Herangehensweise an einer verbrei-
teten Vorgehensweise von Fachkräften im Kontakt mit 
Jugendlichen anknüpft und sich deshalb leicht fortsetzen 
lässt. Dieser Ansatz mit seiner Nähe zum Alltagshandeln 
von Jugendarbeitern eröffnet neue Perspektiven und Er-
kenntnisse und weist zahlreiche Potenziale für die kon-
zeptionelle Weiterentwicklung von Vor-Ort-Konzepten von 
Jugendarbeit unter den Bedingungen der Digitalität auf.

	■ Methodische Reflexion und Weiterentwicklung: 	
Trotz der Anschlussfähigkeit der ethnografischen Heran-
gehensweise an das Alltagshandeln der Jugendarbeit ist 
der Eindruck entstanden, dass es Fachkräften teilweise 
schwerfällt, sich von ihrem jeweiligen Auftrag und den 
Handlungsimpulsen als Jugendarbeitende zu lösen und 
in eine Haltung des unstrukturierten Beobachtens zu 
kommen. In diesem Zusammenhang war der Rückgriff 
auf quantitative Elemente (z. B. quantitative Befragun-
gen, Listen populärer Kanäle) beobachtbar, die in ihrem 
Stellenwert für hybride Sozialraumanalysen kritisch zu 
reflektieren sind. Mit Blick auf die Weiterentwicklung der 
Beobachtungspraxis sollte ein Augenmerk auf Rahmen-
bedingungen (z. B. zeitliche Entlastung, Möglichkeiten 
zur Vorbereitung und Reflexion) gelegt werden, die es 
Fachkräften erlauben, sich stärker auf eine beobachten-
de Haltung einzulassen und Verwertungsaspekte vorü-
bergehend zurückzustellen.  

	■ Praxisnahe Auswertung mit überraschenden Erkennt-
nissen: Die Projektbeteiligten haben gute Erfahrungen 
mit der Metaplanmethode in der Auswertungsphase ge-
macht. Diese ermöglichten Erkenntnisse zu z. B. Medi-
enhandeln, sozialen Dynamiken und Beziehungsgestal-
tung im Kontext digitaler Kommunikation, Gesundheit/
psychosoziale Faktoren oder Medienkompetenz. Manche 
Ergebnisse haben überrascht, etwa, dass die Arbeit mit 
Eltern hinsichtlich digitalitätsbezogener Aspekte für Ju-
gendliche eine Unterstützung darstellen kann. Die Er-
kenntnisse haben sich konzeptionell anschlussfähig an 
die Vor-Ort-Konzepte gezeigt.

	■ Lern- und Entwicklungsprozesse bei Fachkräften: Es 
wurde deutlich, dass die Prozesse der Sozialraumana-
lyse und Konzeptentwicklung vom Vorwissen der Ju-
gendarbeitenden hinsichtlich der Digitalität, ihrer Hal-
tung und den bisherigen Tätigkeiten abhängig sind. Die 
ethnografische Erhebung und Auswertung haben für die 
Fachkräfte eigene Vorurteile in Bezug auf das (medien-
bezogene) Handeln von Jugendlichen deutlich gemacht.  
Ebenso waren Fachkräfte häufig über das große Inter-
esse von Jugendlichen am Austausch über ihr Medien-
handeln überrascht, denn dies widersprach ihrer häufig 
geäußerten Annahme, dass Jugendliche in ihren (digi-
talen) Räumen lieber allein bleiben und Jugendarbei-
ter sich dort zurückhalten sollten. Diese Reaktion der 
Jugendlichen motivierte die Fachkräfte, ihre Aktivitäten 
weiterzuentwickeln. Durch die Auseinandersetzung der 
Fachkräfte mit den Jugendlichen und ihrer Lebenswelt 
wurden Lernprozesse angestoßen, die in dem gesamten 
Entwicklungsprozess der Einrichtung und der lokalen 
Konzepte berücksichtigt werden müssen. 

Fazit
Ethnografische Forschung bietet neue Zugänge, die Sozial-
raumkonstitution von Jugendlichen vor dem Hintergrund 
der Mediatisierung ihrer Lebenswelt und Sozialisation an-
gemessen zu berücksichtigen. Der Prozess hybrider So-
zialraumanalysen unter Einbezug der Jugendlichen (z. B. 
in den Gruppendiskussionen) bietet zahlreiche Anlässe zur 
inhaltlichen Auseinandersetzung, die für Fachkräfte Lern- 
und Reflexionsgelegenheiten eröffnen. Mit einer solcherart 
ausgestalteten Weiterentwicklung des Methodenrepertoires 
von Konzeptentwicklungen in der Jugendarbeit können die 
Bedürfnisse von Jugendlichen auch unter den Bedingungen 
von Digitalität umfassend berücksichtigt und die Zielsetzun-
gen von Sozialraumanalysen eingelöst werden. Die Erfah-
rungen zeigen, dass die ethnografische Herangehensweise 
innerhalb der Sozialraumanalyse mit seiner Nähe zum All-
tagshandeln von Jugendarbeitern neue Perspektiven und Er-
kenntnisse eröffnet und Ansatzpunkte für die konzeptionelle 
Weiterentwicklung von Vor-Ort-Konzepten in der Jugend-
arbeit unter den Bedingungen der Digitalität aufzeigen kann. 
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Digitale Nachbarschaftsplattformen
Quartiere und Nachbarschaften sind längst nicht mehr auf 
eine lokal-analoge Ebene beschränkt, sondern werden 
durch die zunehmende Verschränkung digitaler und analo-
ger Strukturen und Alltagspraktiken zu hybriden Räumen 
(Becker/Schnur 2020). Auch der nachbarschaftliche Aus-
tausch findet zunehmend über digitale Plattformen statt. 
Die hohen Nutzerzahlen von nebenan.de, der meistgenutz-
ten Nachbarschaftsplattform in Deutschland, sind ein In-
diz für die zunehmende gesellschaftliche Relevanz dieser 
Plattformen. Insgesamt sind rund 3,5 Millionen Menschen 
auf nebenan.de registriert (nebenan.de, Stand 09/2024). In 
den Stadtteilen mit den meisten Registrierungen sind es so-
gar bis zu 50 Prozent der Haushalte (vhw-Datensatz neben-
an.de 2020). Nachbarinnen und Nachbarn organisieren sich 
darüber hinaus in weiteren Onlinegruppen, etwa auf Face-
book, oder über Messengerdienste. Diese Gruppen exis-
tieren mit unterschiedlichen räumlichen Bezugsrahmen: 
von stadtweiten Gruppen über Nachbarschaftsgruppen bis 
hin zu Online-gruppen von Hausgemeinschaften. Darunter 
finden sich offene, teilöffentliche Gruppen (z. B. mit regle-
mentiertem Zugang über einen Admin) sowie geschlossene 
Gruppen. In diesem Artikel soll der Fokus auf offene oder 
teilöffentliche Social-Media- und Messengergruppen gelegt 

werden, die ihren räumlichen Bezugsrahmen auf die Quar-
tiers- bzw. Kiezebene gelegt haben.

Der vhw beschäftigt sich seit einigen Jahren mit digitalen 
Nachbarschaftsplattformen. Seit 2023 forscht er zudem zum 
Konzept der Caring City (s. Abb.1). Die Erkenntnisse aus die-
sen Forschungsprojekten werden in diesem Artikel genutzt.

Digitale Nachbarschaften als  
Care-Infrastrukturen?
Der Begriff der Care-Infrastrukturen wurde im Kontext einer 
Debatte um die Caring City geprägt (Binet et al. 2022; Schilli-
ger 2022; Zechner 2021). Die Perspektive der Caring City ver-
steht Stadt als System gegenseitiger Fürsorge und betont die 
Bedeutung von Care-Tätigkeiten für das Zusammenleben in 
urbanen Kontexten – von alltagspraktischer und emotiona-
ler Unterstützung über Bildung, Erziehung, Pflege bis hin zu 
Versorgung und Reinigung. Das Konzept der Caring City zielt 
darauf ab, das Wohlergehen aller – sowohl von Care-Leisten-
den wie Care-Empfangenden – zu verbessern und schließt 
dabei bezahlte und unbezahlte Care-Arbeit, darunter Aspek-
te der Sorge für Klima und Umwelt, mit ein (Huning/Müller 
2025). Die Caring City adressiert keine spezielle Bevölke-
rungsgruppe, sondern betont vielmehr, dass alle Menschen 

Digitale Nachbarschaftsplattformen sind inzwischen ein weit verbreitetes Phänomen. Etwa jede dritte Person in 
Deutschland gibt an, digitale Nachbarschaftsgruppen auf Social Media, Messengerdiensten oder Nachbarschaftsplatt-
formen wie nebenan.de zu nutzen (Krüger 2025; Üblacker et al. 2024). Über sie werden nicht nur Gegenstände in der 
Nachbarschaft verkauft. Es werden auch gemeinschaftliche Aktivitäten im Quartier organisiert und sich gegenseitig mit 
Informationen über die Nachbarschaft, dem Verleihen von Werkzeugen und anderen Gegenständen oder mit praktischer 
Hilfe unterstützt (Böcker/Jähn 2022). Es liegt also der Schluss nahe, dass diese Plattformen inzwischen Teil von Care-
Infrastrukturen in Quartieren geworden sind. Allerdings, so lässt sich beobachten, gibt es strukturelle Unterschiede, wo 
und von wem diese digitalen Kommunikationstools in Nachbarschaften genutzt werden. Vor diesem Hintergrund fragt 
dieser Beitrag, welche Potenziale digitale Plattformen bieten, um gegenseitige Fürsorge in Nachbarschaften zu stärken 
– und wo sich Grenzen und Selektionsmechanismen bei der Nutzung der Plattformen zeigen.

Digitale Nachbarschaftsplattformen als 
Element der Caring City?

Nina Böcker
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Abb. 1: vhw-Forschungsprojekte zum Thema digitale Nachbarschaften und Caring City
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Care bedürfen und gegenseitige Abhängigkeit und Vulnera-
bilität konstitutive Elemente des (Zusammen-)Lebens sind 
(Gabauer et al. 2022, S. 5). Gleichwohl weist das Konzept 
darauf hin, dass einerseits Fürsorge nicht für alle Menschen 
gleichermaßen zugänglich ist und sich andererseits große 
Unterschiede darin zeigen, wer Care-Arbeit in Gesellschaf-
ten leistet.1 Die Idee der Caring City verlangt nach einem Per-
spektivwechsel, indem sie fordert, Care zum zentralen Aus-
gangspunkt von Stadtplanung und Stadtpolitik zu machen 
und Städte dementsprechend so zu planen und zu gestalten, 
dass einerseits Care-Tätigkeiten darin möglichst gut leistbar 
und andererseits Care-Angebote und -Infrastrukturen für 
alle niedrigschwellig zugänglich sind.

Der Diskurs um die Caring City macht deutlich, wie wichtig 
es ist, dass Orte der Fürsorge (z. B. Kitas, Arztpraxen, Pfle-
ge) im Alltag schnell erreichbar sind. In diesem Zusammen-
hang wird auch der Begriff der Care-Infrastrukturen ins Feld 
geführt (Binet et al. 2022; Schilliger 2022; Zechner 2021) und 
danach gefragt, wie gut Quartiere und Nachbarschaften mit 
Care-Infrastrukturen ausgestattet sind. Care-Infrastruktu-
ren werden definiert als „Plattformen, die das Leben in der 
Stadt ermöglichen und reproduzieren“ (Simones in Schilli-
ger 2022, S. 175) und können sowohl soziale, materielle als 
auch technische Aspekte umfassen. 

Nachbarschaftsplattformen können in diesem Sinne auch 
als Care-Infrastrukturen verstanden werden. Über sie wird 
Nachbarschaftshilfe vermittelt und Unterstützung angebo-
ten. Dies kann von Hilfe beim Einkaufen, beim Transport, 
über das Aufbauen von Möbeln bis hin zu emotionaler Unter-
stützung reichen. Über die Plattformen werden aber auch 
wertvolle Informationen geteilt, beispielsweise zu Unter-
stützungsmöglichkeiten in den Nachbarschaften. Oder es 
wird sich mit dem Verleihen von Alltagsgegenständen aus-
geholfen (Böcker/Jähn 2022, S. 53ff.; Jähn et al. 2023, S. 7ff.). 

Laut der Sinus-Trendbefragung (Borgstedt/Stockmann 
2023) bewerteten Menschen, die angeben, aktiv digitale 
Nachbarschaftsplattformen zu nutzen, ihre Quartiere zudem 
als nachbarschaftlicher, vertrauensvoller und hilfsbereiter. 
Sie geben an, mehr und intensiveren Kontakt zu ihren Nach-
barn zu pflegen und häufiger ihren Nachbarinnen und Nach-
barn zu helfen als Menschen, die nicht auf Nachbarschafts-
plattformen angemeldet sind oder diese nur auf eine passive 
Weise nutzen (Daten der vhw-Sinus-Trendstudie 2022, vgl. 
auch Krüger 2025).

1	 Das Statistische Bundesamt errechnete 2022, dass Frauen im Durchschnitt 
9 Stunden pro Woche mehr unbezahlte Care-Arbeit (nämlich 30 Std./Woche) 
leisten als Männer (21 Std./Woche) (www.destatis.de/DE/Presse/Pressemit-
teilungen/2024/02/PD24_073_63991.html). Zudem wird darauf hingewie-
sen, dass bezahlte Care-Arbeit oftmals von migrantischen Care-Arbeitern 
übernommen wird. Hierbei handelt es sich häufig um schlecht bezahlte und 
zusätzlich oft um prekäre Jobs, durch die kein Anspruch auf eine eigene 
Versorgung durch Kranken- oder Sozialversicherung geschaffen wird. Care 
ist demnach ein Thema, das an vielen Stellen von intersektional wirkenden 
Ungleichheitsmechanismen durchzogen ist (Huning/Müller 2025).

Selektive Nutzung von digitalen  
Nachbarschaftsplattformen
Allerdings ist die Nutzung von Nachbarschaftsplattformen 
selektiv (Böcker/Jähn 2022; Jähn et al. 2023; Kurtenbach 
2019; Schreiber/Göppert 2018; Üblacker 2019). Ausschlüs-
se lassen sich auf verschiedenen Ebenen beobachten: auf 
Ebene unterschiedlicher Sozialräume, auf Ebene von be-
stimmten Bevölkerungsgruppen sowie auf Ebene von aus-
schließenden Praktiken auf den Plattformen selbst. Auch 
wenn diese Selektionsmechanismen eng miteinander ver-
zahnt sind, lohnt sich ein differenzierter Blick auf diese ein-
zelnen Ebenen.

Nutzung von Nachbarschaftsplattformen in verschie-
denen Sozialräumen 

Verschiedene Studien zu digitalen Nachbarschaftsplattfor-
men haben hervorgehoben, dass diese in bestimmten So- 
zialräumen intensiver genutzt werden als in anderen (Bö-
cker/Jähn 2022; Kurtenbach 2019; Schreiber/Göppert 2018). 
Innerstädtische Quartiere sind häufig stärker digital vernetzt 
als suburbane oder ländliche Räume (Böcker/Jähn 2022, S. 
47). Differenzierungen zeigen sich aber auch zwischen Quar-
tieren ähnlicher Lage mit unterschiedlicher sozialer Struk-
tur der Bewohnerschaft. So sind vor allem in Quartieren, 
die von Mittelschichtmilieus mit hohem Bildungsniveau und 
modernen Grundorientierungen geprägt sind, viele Men-
schen digital vernetzt (Schreiber/Göppert 2018). Sozialräu-
me, in denen eher weniger ressourcenstarke Milieus leben, 
weisen auch weniger digital aktive Nachbarschaften auf. 
Während beispielsweise in den Berliner Stadtteilen Prenz-
lauer Berg (innerstädtisch) oder Kladow (suburban), die bei-
de insbesondere durch wohlhabendere Milieus geprägt sind, 
rund ein Viertel der Haushalte bei nebenan.de registriert ist, 
sind es in der Gropiusstadt, einem suburbanen Stadtteil im 
Berliner Süden, in dem ältere und weniger einkommens-
starke Milieus leben, nur rund 3 Prozent. Zudem finden sich 
dort weniger und deutlich kleinere Nachbarschaftsgruppen 
auf Facebook oder Messengerdiensten (Böcker/Jähn 2022, 
S. 63). Es ist deshalb davon auszugehen, dass diese unglei-
chen digitalen Nachbarschaftsstrukturen bestehende so-
zialräumliche Ungleichheiten verstärken.

Nutzung von Nachbarschaftsplattformen nach Bevölke-
rungsgruppen

Dass Nachbarschaftsplattformen in bestimmten Sozial-
räumen mehr genutzt werden als in anderen, hängt, wie 
oben durch Beispiele einiger Quartiere angedeutet, stark 
mit der Sozialstruktur der Bewohnerschaft zusammen. 
Dieses Bild lässt sich durch Daten einer Befragung bestä-
tigen. So zeigt sich, dass Personen, die angeben, auf digi-
talen Nachbarschaftsplattformen angemeldet zu sein, im 
Durchschnitt über ein höheres Haushaltsnettoeinkommen 
verfügen, als Personen, die diese nicht nutzen (Auswertung 
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Daten Sinus-Trendstudie). Rentner und Personen über 70 
Jahre geben seltener an, Nachbarschaftsplattformen zu 
nutzen als jüngere Altersgruppen (ebd). Wie Krüger (2025) 
demonstriert, lässt sich dieses Bild mithilfe einer Milieu-
analyse noch weiter ausdifferenzieren: Progressivorien-
tierte Milieus der Mittelschicht nutzen besonders häufig 
Nachbarschaftsplattformen, während ältere, ressourcen-
schwächere Milieus die Plattformen eher selten nutzen 
(siehe: Abb. 2). Diese Befunde sind nicht weiter verwun-
derlich, weil diese Milieus generell digitale Medien selte-
ner nutzen als progressivere, ressourcenstärkere Milieus 
(Kuder 2018). Es verdeutlicht aber nochmals, dass trotz der 
vermeintlichen Niedrigschwelligkeit dieser Plattformen 
strukturell einige Bevölkerungsgruppen von diesen Netz-
werken ausgeschlossen bleiben. 

Gesprächsatmosphären als Ausschlussmechanismen

Neben der Zugangsbarriere, überhaupt auf einer Nach-
barschaftsplattform angemeldet zu sein, variiert auch, wie 
zugänglich die Kommunikation in unterschiedlichen On-
linegruppen ist. Bei den empirischen Untersuchungen im 
Projekt „Digitale Transformation im Quartier“ konnte be-
obachtet werden, dass in einigen Onlinegruppen beispiels-
weise Beiträge zu Warnungen, Beschwerden oder negative 
Kommentare einen großen Teil der Kommunikation aus-
machten. Es wurde vor Einbrüchen oder Fahrraddiebstäh-
len gewarnt oder sich über Falschparken oder Müll im öf-
fentlichen Raum beschwert. In den Interviews mit Nutzern 
der Nachbarschaftsplattformen gab es dazu unterschied-
liche Einschätzungen: Einerseits bewerteten die Nutzer 
es als wertvolle Information, andererseits löste es auch 
schnell ein Gefühl der sozialen Kontrolliertheit aus – ins-
besondere, wenn sich die Kontrolle nach innen, in die Nach-
barschaft hinein richtete (Jähn et al. 2023, S. 10).

Eine der Interviewpartnerinnen formulierte es so: „Well 
okay, first of all Germans, they like to scolt, schimpfen ja? 
And then it comes automatically like okay, I don’t wanna talk  
anything private with you“ (weiblich, 43 Jahre, seit 6 Jah-
ren in der Nachbarschaft). Wenn also negative Beiträge viel 
Raum in der Kommunikation einnahmen, hielt das einige 
Personen davon ab, ihre persönlichen Bedarfe dort zu tei-
len. Gerade in Situationen, in denen man Unterstützung be-
nötigt, sich eventuell besonders vulnerabel fühlt, verhindert 
eine solche Gesprächsatmosphäre, dass man sich dort als 
hilfebedürftig präsentieren will.

Eine Interviewpartnerin berichtete, dass sie neben der teilöf-
fentlichen Nachbarschaftsgruppe auf Facebook auch Mitglied 
einer moderierten Expat-Unterstützungsgruppe auf einem 
Messengerdienst sei. Diese ist stärker reglementiert, weil hier 
nur Frauen Teil der Gruppe sind, die alle aus demselben Land 
nach Berlin migriert sind. Obwohl es sich hier um eine berlin-
weite Gruppe handele, würde hier mehr Fürsorge füreinander 
übernommen. Es gäbe ein Vertrauensverhältnis unter den 
Personen, auch unter denen, die sich nicht persönlich ken-
nen, weil viele doch über ein paar Ecken miteinander bekannt 
seien. Deshalb würden über diese Gruppe auch Care-Tätig-
keiten vermittelt, die ein hohes Maß an Vertrautheit voraus-
setzen, wie emotionale Unterstützung, Kinderbetreuung oder 
Fürsorge für kranke Personen. Aus der Kontrastierung dieser 
beiden Onlinegruppen lassen sich verschiedene Schlüsse zie-
hen: Einerseits kann eine stärkere Zugangsregulierung einen 
sichereren Rahmen schaffen, in dem es leichter fällt, nach Un-
terstützung zu fragen. Andererseits wurde auch auf die Mode-
ration der Gruppe verwiesen, die nicht nur die Kommunikation 
moderierte, sondern zum Teil auch konkrete Care-Aufgaben 
innerhalb der Gruppe vermittelte. Durch die Vermittlung über 
eine solche Vertrauensperson konnte so unbekannten Hilfs-
willigen ein Vertrauensvorschuss gegeben werden.

Nutzende von Nachbarschaftsplattformen
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Fazit
Trotz vermeintlich technisch niedrigschwelliger Zugänge zu 
digitalen Nachbarschaftsplattformen werden diese selektiv 
genutzt. Bestimmte Bevölkerungsgruppen, insbesondere äl-
tere, ressourcenschwächere Milieus, sind deutlich seltener 
auf diesen Plattformen registriert. Sie bleiben damit von den 
dort bestehenden Netzwerken ausgeschlossen – obwohl es 
sich hier um eine Bevölkerungsgruppe handelt, die durchaus 
von Unterstützung aus dem Wohnumfeld profitieren könnte. 
Damit einhergehend, werden digitale Nachbarschaftsgrup-
pen in von dieser Milieustruktur geprägten Quartieren wenig 
genutzt und können demzufolge dort auch wenig Relevanz 
entfalten. Darüber hinaus entstehen in vielen Onlinegruppen 
Dynamiken, die verhindern, dass Personen dort nicht um Hil-
fe bitten oder diese von Unbekannten annehmen wollen. 

Damit digitale Nachbarschaftsplattformen als Care-Infra-
strukturen gegenseitige Fürsorge in Nachbarschaften stär-
ken können, müssen folglich verschiedene Punkte adressiert 
werden: So sollte überlegt werden, wie sich Zugänglichkeit 
für ältere, ressourcenschwächere Gruppen verbessern lässt. 
Darüber hinaus sollte der Gesprächsatmosphäre in diesen 
Gruppen eine große Bedeutung beigemessen werden. Nicht 
zuletzt gilt es allerdings auch, die Grenzen dieser digitalen 
Netzwerke im Blick zu behalten. Für viele Care-Bedarfe und 
bestimmte vulnerable Gruppen sind offene Nachbarschafts-
gruppen sicherlich nicht die geeigneten Unterstützungs-
strukturen, weil durch die Anonymität das nötige Vertrau-
ensverhältnis fehlt. Hier wird das Potenzial gesehen, dass 
Akteure der sozialen Arbeit und lokale Ehrenamtsinitiativen 
wichtige Brückenfunktionen leisten könnten. Wie das Bei-
spiel der Freiwilligenagenturen in den Berliner Bezirken zur 
Zeit der Coronapandemie eindrucksvoll gezeigt hat, war es 
möglich, analog-digitale Schnittstellen zu schaffen und so 
Hilfsangebote und Hilfsbedarfe über ein Matchingverfahren 
zu vernetzen. Zugleich war es über dieses Matching möglich, 
für bestimmte Hilfsbedarfe passende Ehrenamtliche auszu-
wählen oder die Betroffenen in manchen Fällen an professio-
nelle Unterstützung weiterzuvermitteln (Becker et al. 2022). 
Darüber hinaus ist klar, dass digitale Strukturen generell 
immer nur einen kleinen Baustein innerhalb von Care-In-
frastrukturen in Nachbarschaften darstellen können und es 
vor allem lokale Angebots- und Beratungsstrukturen, An-
laufstellen im Quartier und aufsuchende Unterstützungspro-
gramme sind, die fürsorgende Nachbarschaften ausmachen 
(vgl. dazu auch Huning/Müller 2025).

Nina Böcker 
Wissenschaftlerin im Forschungscluster 
„Urbaner Wandel und gesellschaftlicher  
Zusammenhalt“, vhw e. V., Berlin

Foto © Ben Gross
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Erste Experimente mit digitaler Bürgerbeteiligung fanden 
in Hamburg schon in den nuller Jahren statt. Onlinekon-
sultationen von DEMOS (damals noch Tu-Tech) und Next-
hamburg ebneten den Weg für einen frühen Einstieg der 
Stadt in diese Methoden und Technologien. Im Jahr 2016 
startete die Stadtwerkstatt, eine Stabsstelle für Partizipa-
tion in der Hamburger Behörde für Stadtentwicklung und 
Wohnen (BSW) ihr ersten Onlinebeteiligungsverfahren mit 
einer eigens durch den Landesbetrieb Geoinformation und 
Vermessung (LGV) entwickelten Software. Gleichzeitig star-
tete das frisch gegründete CityScienceLab in der HafenCi-
ty Universität (HCU) ein Beteiligungsverfahren zur Suche 
nach Grundstücken für Flüchtlingsunterkünfte („Finding 
Places“) mit „City-Scopes“ genannten digitalen Planungs-
tischen. Beide Ansätze waren so erfolgreich, dass der Se-
nat die BSW beauftragte, zusammen mit HCU und LGV ein 
integriertes System zu entwickeln, mit dem online und vor 
Ort digital beteiligt werden kann. Bis 2020 entstand so in 
mehreren Iterationen und Pilotierungen das DIPAS.  

Triebfeder dieses Angangs war das große Wohnungs-
bauprogramm, das der von Olaf Scholz geführte Senat ab 
2011 aufgelegt hatte. Hamburg wuchs in den 2010er Jah-
ren stark, und der Löwenanteil des nötigen Wohnungsbaus 
sollte durch Nachverdichtung im bestehenden Stadtraum 
erreicht werden. Konflikte waren da programmiert (und 
blieben auch nicht aus). So war es klug und geboten, die 
entwicklungsbegleitende Kommunikation und Partizipation 
zu intensivieren, um möglichst viel Konfliktpotenzial abzu-
federn. Dies aber nicht nur mit dem Gedanken der Akzep-
tanzbeschaffung, sondern mit dem ernsthaften Bestreben 
einer besseren Integration der Perspektiven und Belange 
der Planungsbetroffenen in die notwendigen Planungen, 
vor allem zur Schaffung von Wohnungsbau. Die Gründung 
der Stadtwerkstatt 2012 zahlte auf die Umsetzung dieses 
Ziels mit Beratungsleistungen für Bezirksverwaltungen 
und Fachbehörden und der Durchführung eigener Partizi-
pationsmaßnahmen ein. Es zeigte sich aber bald, dass die 
Bewältigung der vielen Projekte und Aufgaben neue Mittel 

1	 Dieser Artikel basiert auf einem Vortrag an der Fachhochschule für Soziale 
Arbeit in Muttenz/Basel, gehalten am 21.06.2024 im Rahmen der 7. Interna-
tionalen Tagung Stadtentwicklung und Soziale Arbeit.

und Methoden erforderlich machten. Die Bereitstellung ei-
ner digitalen Partizipationsplattform durch die Stadtwerk-
statt zielte deshalb darauf, Beteiligungsangebote schneller 
und kostengünstiger skalieren zu können, als dies mit rein 
analogen Methoden möglich gewesen wäre.

Entwicklungsziele von DIPAS
Mehrere Kernziele und Charakteristika wurden beim Auf-
bau von DIPAS von Anfang an verfolgt. Ein Basismerkmal 
ist die Integration der Geosoftware „Masterportal“, eben-
falls eine Hamburger Eigenentwicklung, in das DIPAS. Dies 
ermöglicht eine sehr gute Darstellung von Karten, Plänen, 
Luftbildern sowie einer Vielzahl weiterer Geodaten, die in 
Hamburg als Open Data bereitstehen, bis hin zum semanti-
schen (mit Daten angereicherten) 3D-Modell der Stadt. Der 
Ursprung in einer Planungsbehörde erklärt diesen starken 
Geofokus von DIPAS, der sich über die Jahre bewährt hat. 
Enorm vieles in einer Stadt – und vor allem bei deren Wei-
terbau und Weiterentwicklung – ist raum- und ortsbezogen. 
So lässt sich DIPAS für einen breiten Bereich an Planungs-
fällen einsetzen, von Straßen, Quartieren, Parks und Plät-
zen und allen Plänen, die zu ihnen gehören genauso wie für 
Fuß-, Radwege- und Entwicklungskonzepte verschiedener 
Art, Magistralenplanungen, Lärmaktionsplänen, Spielplatz-
umgestaltungen und vieles andere.

Abb. 1: DIPAS-Verfahren Hamburg Magistrale B73

Seit etwa acht Jahren nutzt Hamburg intensiv digitale Bürgerbeteiligung, vor allem mit dem Digitalen Partizipations-
system (DIPAS). Im Folgenden soll kurz umrissen werden, wie diese Entwicklung zustande kam, wie digitale Beteiligung 
in Hamburg heute funktioniert, wo ihre Stärken und Schwächen liegen und schließlich, an welchem Punkt wir heute 
stehen und wie es mit digitaler und analoger Beteiligung weitergehen soll.1 

Die DIPAS-Story
Entwicklung und Einsatz von DIPAS in Hamburg – und anderswo

Claudius Lieven
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Ein weiteres wesentliches Ziel war die Herstellung eines 
Systems, mit dem sowohl online als auch vor Ort digital be-
teiligt werden kann. Die Erfahrung von Finding Places hatte 
gezeigt, dass es sehr zu einer sachlichen Diskussion bei-
trägt, wenn die Verwaltung im Wortsinne „die Karten auf 
den Tisch legt“. Die von der Stadtwerkstatt entwickelte Soft-
ware für digitale Planungstische ermöglicht es Planenden, 
Hunderte von Fachkarten zu allen möglichen Planungs-
fragen, vom Baumkataster bis zur Regenwasserversicke-
rungskarte, dabei zu haben.2 Zumeist fängt eine Diskussion 
mit einer Orientierung auf dem Luftbild an. Schnell kommt 
es dann dazu, dass beispielsweise das darunterliegende 
Planungsrecht eingeblendet wird, die Denkmalkartierung, 
das Landschaftsprogramm, Verkehrszählungsdaten, Lärm-
karten usw. und schließlich städtebauliche Entwürfe neuer 
Quartiere, Umgestaltungsplanungen für Straßen und Plät-
ze – alles, was nötig ist, um einen Planungsfall zu veran-
schaulichen. Die Planungstische ergänzen das Onlinebetei-
ligungssystem, über das tatsächlich die meisten Beiträge 
abgegeben werden. Diese Ergänzung ist wichtig, denn die 
Touch Tables fungieren als „Faktenmaschinen“ und erleich-
tern Bürgerinnen und Bürgern genauso wie Planenden den 
Einstieg in eine digitale Planungswelt. 

Abb. 2: Touch Table bei einer Veranstaltung zum Bezirksentwicklungskon-
zept Bergedorf

Open Source, Open Data, Open Standards
Ein drittes Kernmerkmal von DIPAS ist die Eigenschaft, 
„Open-Source“-Software zu sein. Hamburg ist Hersteller 
der Software, sie steht aber frei und quelloffen jedem zur 
Verfügung.3 Dies fügt sich ein in die Hamburger Digitali-
sierungsphilosophie, möglichst viele Verwaltungsdaten als 

2	 Diese liegen in der „Urban Data Platform“ der Freien und Hansestadt Ham-
burg, die über das Masterportal verfügbar ist. Suchfunktionen erlauben das 
schnelle Auffinden der Karten/Datenlayer.

3	 Der Source-Code ist auf Open CoDE veröffentlicht und kann von jeder 
Kommune frei nachgenutzt werden. Außerdem ist DIPAS als „Software as 
a Service“ von Dataport beziehbar, seit Kurzem auch vergabefrei über die 
Deutsche Verwaltungscloud.

Open Data bereitzustellen, möglichst viele Anwendungen mit 
Open-Source-Software zu realisieren und, wo immer mög-
lich, mit offenen Standards und offenen Schnittstellen zu 
arbeiten, um so einen möglichst transparenten, anschluss-
fähigen und resilienten Digitalisierungspfad zu beschreiten.  

Diese Kernziele, 1. volle Geodatenintegration, 2. Online- und 
On-site-Werkzeuge, und 3. Open-Source+Open-Data+Open-
Standards waren in der Entwicklung von Anfang an hand-
lungsleitend und sind es weiterhin. Bereits während der 
Entwicklung wurde DIPAS in Vorstufen bei echten Planungs-
verfahren erprobt. Methodisch war dies eine gewisse He-
rausforderung, weil man im Vorhinein nicht wissen konnte, 
wie gut die Dinge funktionieren, die zum Einsatz gebracht 
werden sollten. Dafür waren die Erfahrungen in „echten” 
Verfahren und Veranstaltungen sehr viel wertvoller, als es 
Laborexperimente sein können. Es zeigte sich auch, dass 
die Ergänzung herkömmlicher Planungs- und Beteiligungs-
verfahren mit einer digitalen Kommunikationsschiene zu-
mindest anfangs viel Beratung erfordert. So einfach und 
intuitiv das Setzen eines Markers auf einer Karte und des-
sen Ergänzung mit einem Text für viele Menschen ist (hierin 
liegt der größte Vorteil der Methode), so wenig trivial ist die 
Einbettung dieser Möglichkeit in ein analoges Beteiligungs-
verfahren. Auch die Gestaltung des digitalen Beteiligungs-
Workflows birgt viele Herausforderungen. Wie dies am bes-
ten vorangeht, musste die Stadtwerkstatt erst in der Praxis 
vieler Verfahren lernen und ist damit heute noch nicht fertig. 

DIPAS-Anwendung in der Praxis
Der Hauptanwendungsfall für die Beteiligung mit DIPAS ist 
das, was wir mittlerweile die „Phase-I“ nennen, die frühzei-
tige freie Sammlung von Ideen, Hinweisen, Kritik und Anre-
gungen aus der breiten Öffentlichkeit. Das Planungsgebiet, 
das Planungsthema insgesamt und die Themenkategorien, 
in die die Planer dieses differenzieren, definieren dabei den 
Raum des Erkenntnisinteresses. Diese Sachlichkeit funk-
tioniert sehr gut. Die Bürgerinnen und Bürger verstehen, 
dass sie zu einem konkreten Planungsthema nach ihrem 
Wissen über den Planungsraum und nach ihren Bedürf-
nissen in Bezug auf die Planungsaufgabe gefragt werden. 
Sachliche Kritik und Hinweise auf Probleme oder Überse-
henes ist dabei erwünscht, denn sie kann dazu beitragen, 
die erarbeitete Lösung zu verbessern. 

Seit 2016 wurde Onlinebeteiligung mit DIPAS bei den meisten 
größeren und wichtigeren Planungsvorhaben der Stadt ein-
gesetzt, sei es die Planung der neuen Stadtteile Grasbrook 
und Oberbillwerder, die Erweiterung des Hauptbahnhofs, 
die Umgestaltung des Jungfernstiegs, das Innenstadtleit-
bild und Weiteres. In den vielen mit DIPAS durchgeführten 
Verfahren ist zu beobachten, dass die Summe der Ideen und 
Hinweise die als Kritik gelabelten Beiträge deutlich über-
steigt (Abb. 3 zeigt dazu links ein typisches Bild). 
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Neben der initialen Sammlung von Ideen, Hinweisen und 
Kritik kann mit DIPAS auch eine Alternativendiskussion 
durchgeführt werden. Das nennen wir „Phase-II“. Typi-
scherweise werden in dieser die nach der „Phase-I“ Be-
teiligung entwickelten Planungsvarianten den Bürgerinnen 
und Bürgern vorgelegt und zur Kommentierung eingeladen. 
Diese Option wird mittlerweile häufig angewandt. Das Er-
gebnis der Phase-I bleibt dabei transparent und zugänglich, 
kann aber i. d. R. nicht mehr ergänzt werden, die erste Pha-
se ist dann „geschlossen“.

In den mittlerweile mehr als 120 Verfahren mit mehr als 
75.000 Beiträgen und Kommentaren gab es nur eine ver-
schwindend geringe Anzahl von Beiträgen, die wegen unge-
höriger Ausdrucksweise moderiert werden mussten. Rüdes 
Verhalten oder gar Hatespeech stellt kein Problem dar. Das 
größte „Problem“ in dieser Beziehung ist, dass Menschen 
Beiträge mit ihren Namen unterschreiben, was aus Daten-
schutzgründen in DIPAS nicht zulässig ist. Noch müssen 
solche Angaben händisch entfernt werden, in Kürze gibt es 
dafür eine automatische Hilfe. Problematischer ist die ge-
sammelte Menge an Informationen. Im Durschnitt erzielt 
ein DIPAS-Verfahren etwa 625 Beiträge und Kommentare. 
Verfahren mit kleinen Planungsgebieten erhalten meist we-
niger Response, etwa wenn es um die Umgestaltung eines 
Spielplatzes geht; Verfahren, die über einen ganzen Bezirk 
gehen, erzielen öfter Tausende von Beiträge. Letzteres ist 
ein Problem. Die Menge an Hinweisen droht, die Planenden 
zu überfordern. Zuletzt gab es mehrere Verfahren zum Aus-
bau des Radwegenetzes in den Bezirken, bei denen diese 
Gefahr erkennbar war. 

Herausforderung Auswertung
Es gibt clevere statistische Auswertungsmöglichkeiten im 
Zusammenspiel mit dem CoSI-System (Cockpit Städtische 
Infrastrukturen), trotzdem muss immer noch sehr viel ge-
lesen werden. Um die Auswertung zu beschleunigen und 
die auswertenden Planer zu entlasten, arbeitet die BSW zu-
sammen mit dem LGV und der HCU an einer KI-Toolbox zur 
Unterstützung der Auswertung. Dies soll wohlgemerkt kein 
vollautomatisches System werden, der Planer wird sich 
weiterhin intensiv mit dem Verfahren beschäftigen müs-
sen, aber vieles wird vorstrukturiert, geclustert und ver-
knüpft. Dabei soll die Toolbox gemäß unserer Philosophie 
eine Open-Source-Komponente werden, die bis in den Code 
überprüfbar und frei nachnutzbar sein soll. Wie wir feststel-
len, ist dies ein durchaus ambitioniertes Ziel. In enger Ko-
operation mit Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
haben wir uns, wie wir glauben, solide methodische Grund-
lagen erarbeitet.  

Eine andere Hilfe zum Umgang mit der Komplexität und 
Informationsmenge ist der DIPAS_navigator (Lieven 2023). 
Ein vollautomatisches Dashboard, das eine stets aktuel-
le Übersicht über alle DIPAS-Verfahren gibt und auch den 
„Deep-Dive“ in jedes Verfahren, zu jedem Dokument und zu 
jedem Beitrag ermöglicht – damit die Transparenz gewähr-
leistet bleibt und nichts in Schubladen verschwindet, weil es 
lange dauern kann von der frühzeitigen Bürgerbeteiligung 
bis zur Realisierung eines großen Vorhabens. Das ange-
sprochene CoSI-System und der DIPAS_navigator werden 
von einer API-Schnittstelle mit Daten versorgt, die poten-
ziell auch andere Systeme ansprechen können. Eine weitere 

Abb. 3: DIPAS-Auswertungen nach Typ und Kategorie. Hier wird das häufige Raster von inhaltlicher Kategorie und qualitativem Typ erfragt, auf der rechten 
Seite ist ein Verfahren abgebildet, bei dem Kategorie und Typ von den Planenden spezifisch für die Fragestellung des Verfahrens formuliert haben.
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Datenbrücke soll zum DiPlanungs-System entstehen, mit 
dem die Erstellung von Bebauungsplänen digital gesteuert 
werden kann. Auch mit Herstellern anderer Systeme sind 
wir dazu im Gespräch.

Transfer und Weiterentwicklung von DIPAS
Diese Entwicklungen zeigen, wie DIPAS skaliert wurde und 
wie wir es ausdifferenziert haben. Gleichzeitig hat eine 
Reihe weiterer deutscher Städte begonnen, das System zu 
nutzen. Befördert durch das Programm „Modellprojekte 
Smart Cities“ (MPSC) wurde DIPAS im Rahmen des Projekts 
„Connected Urban Twins“ (CUT) nach Leipzig und München 
transferiert. Aber schon kurz davor hatte Bremen DIPAS 
adaptiert, und mittlerweile sind weitere Nicht-MPSC-Städ-
te, wie Frankfurt (Oder), dazugekommen. Manche haben 
DIPAS auf ihren eigenen Infrastrukturen installiert, andere 
nutzen die Software „as a service“. 

Um der Anwendung in verschiedenen Städten einen Rah-
men zu geben und ein Forum für die kollaborative Weiter-
entwicklung des Systems zu schaffen, haben wir zusammen 
mit dem LGV und Dataport (dem IT-Dienstleister der Nord-
länder) eine „Anwender-Community“ ins Leben gerufen. 
Ähnliche Zusammenarbeitsmodelle wurden schon für das 
oben genannte Masterportal gebildet oder für die „Open 
Smart City App“. Mit der Community wollen wir den Er-
fahrungsaustausch über digitale Beteiligung voranbringen 
und die Weiterentwicklung mit anderen Städten gemeinsam 
weiterbringen.4 

Es gibt viele Möglichkeiten und Anwendungsfälle für digita-
le Beteiligung, die allerdings oft auch spezifische Funktio-
nen erfordern. Ein Feature, das wir kürzlich zu DIPAS hin-
zugefügt haben, ist ein Tool für digitales Storytelling. Initial 
entstanden war dies im Rahmen des CUT-Projekts beim 
CityScienceLab, wir haben es modifiziert, „refactort“ und in 
DIPAS eingebaut. Hintergrund war der Wunsch der Anwen-
der, eine einfache Storyline für die Arbeit mit den digitalen 
Tischen in Veranstaltungen zu haben, um durch den Über-
fluss an Daten und Informationen navigieren zu können.  

Eine technische Lösung ist noch keine  
Problemlösung
Zur Darstellung, was gut läuft, gehört auch die Frage, was 
schlecht läuft: Die Rückvermittlung, wie mit dem Outcome 
eines Beteiligungsverfahrens umgegangen wurde, ist öfter ein 
Problem. So nachvollziehbar dies einerseits ist – Planungsver-
langen dauern lange, sind komplex und am Ende bedingt ein 
Knäuel an Gründen, Regeln und Restriktionen das Planungs-
ergebnis – so wenig befriedigend ist es zugleich. Wir versu-
chen, dem zu begegnen, indem wir die Veröffentlichung eines 

4	 Informationen zur Community finden Sie auf www.dipas.org.

Berichts zu einem mit DIPAS durchgeführten Beteiligungsver-
fahren zur Pflicht gemacht haben. Dies wird nun auch durch 
ein kürzlich beschlossenes Landesgesetz unterstützt.5 

Als Nächstes wollen wir die Berichte stärker standardisieren, 
die oben angesprochene KI-Auswertungs-Toolbox soll dabei 
helfen. Dies zielt darauf, die Ergebnisberichte mit mehr struk-
turierter empirischer Evidenz zu hinterlegen – in der Hoffnung, 
sie so zu einem für die planende Verwaltung gut verwendba-
ren Dokument zu machen, das im Entscheidungsprozess nicht 
beiseitezuschieben ist. Dies soll darauf einzahlen, den Out-
come von Beteiligungsverfahren besser erkennbar und kom-
munizierbar zu machen. Denn letztlich ist die Bereitschaft der 
Bürgerinnen und Bürger zur Teilnahme an Beteiligungsver-
fahren davon abhängig, dass sie Vertrauen in die Wirksamkeit 
dieser Handlung haben. Das heißt in Summa, dass es gut ist, 
wenn es bspw. mit digitalen Beteiligungswerkzeugen gelingt, 
Bürgerinnen und Bürger häufig und massenhaft zu beteiligen, 
diese Policy aber nur dann Wirkung erzielen kann, wenn dar-
aus zuschreibbare Folgen erwachsen, deren Rückvermittlung 
in angemessener Weise erfolgt. 

Quellen:
Freie und Hansestadt Hamburg: Berichte an die Bürgerschaft zum DIPAS-
System. Drucksachen: 21/15691 vom 08.01.2019; 22/9070 vom 16.08.2022; 
abrufbar über https://www.hamburgische-buergerschaft.de/recherche-info/
parlamentsdatenbank. 
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Gemeinschaftsräume in Wiener  
Neubauquartieren
Wiens Stadtentwicklung ist seit den 2000er Jahren von ei-
nem starken Bevölkerungszuzug geprägt – die Stadt wuchs 
von ca. 1,5 Millionen Mitte der 1990er Jahre auf aktuell 2 
Millionen Einwohnerinnen und Einwohner. Zudem erfolgte 
ein Paradigmenwechsel von der sozialdemokratisch wohl-
fahrtsstaatlich geprägten Stadt zur unternehmerischen 
Stadt (vgl. Novy et al. 2001). Der Wiener Wohnungsmarkt 
wurde dabei für Finanzkapital und Immobilienentwicklung 
zunehmend interessant. So gewann neben den großen be-
stehenden kommunalen Wohnanlagen die Wohnbautätigkeit 
von gemeinnützigen und gewerblichen Wohnbauträgern an 
Bedeutung. Zahlreiche neue Stadtentwicklungsgebiete wer-
den mittlerweile als sogenannte Public Private Partnerships 
bzw. als Mischformen aus Liegenschaften mit geförderten 
und frei finanzierten Wohnbauten realisiert. Die Errichtung 
und Erhaltung öffentlicher und gemeinschaftlicher Infra-
strukturen wird in diesem Kontext vermehrt an private Ak-
teure übertragen (Kirsch-Soriano da Silva/Kehrer 2023). 

Gemeinschaftliche Räume, die im Wohnquartier von ver-
schiedenen Bewohnerinnen und Bewohnern genutzt wer-
den können, erlangen in diesen veränderten Rahmenbedin-
gungen eine neue Bedeutung. In Anbetracht einer größeren 
Bodenknappheit und steigender Wohnkosten stellen sie eine 
ressourcensparende Lösung für die Erweiterung individuel-
ler Wohnräume dar. Zudem bieten sie Platz für das Entste-
hen von nachbarschaftlichen Netzwerken und Aktivitäten, 
denen – angesichts einer zunehmend ausdifferenzierten 
und individualisierten Gesellschaft – auch seitens kommu-
naler Politik eine wachsende Bedeutung beigemessen wird 
(Reutlinger/Stiehler/Lingg 2015). Gerade privatwirtschaftli-
che Akteure kommunizieren Gemeinschaftsräume und le-
bendige Nachbarschaften vermehrt als „Standortfaktoren“, 
als „Assets“ beim Vertrieb von Wohnraum (Kehrer 2023). 
Gleichzeitig bieten gemeinschaftlich nutzbare Räume den 
Bewohnern eines Quartiers Möglichkeitsräume für Begeg-

nung und Interaktion, für Aneignung und selbst organisierte 
Aktivitäten, und eröffnen damit Potenziale für soziale und 
stadtpolitische Teilhabe. 

Programmatisch ist die Errichtung von Gemeinschaftsräu-
men im Wiener Neubau stark mit dem Konzept der „Sozia-
len Nachhaltigkeit“ verknüpft, das  2009 – neben Architek-
tur, Ökologie und Ökonomie – als vierte Säule im geförderten 
Wohnbau eingeführt wurde (Reven-Holzmann 2019). Woh-
nen in Gemeinschaft, alltagstaugliche und bedürfnisorien-
tierte Planung von Räumen sowie Möglichkeiten, diese 
partizipativ mitzugestalten, wurden damit zu Qualitätskri-
terien, die im Rahmen von Bauträgerwettbewerben – vom 
wohnfonds_wien organisierten Konzeptverfahren mit einer 
fachlich besetzten Jury zur Vergabe von Bauplätzen und 
Förderungen – Berücksichtigung finden. Gemeinschaftliche 
Räume sowie deren Gestaltung und Nutzung durch Bewoh-
nerinnen und Bewohner stellen in diesem Kontext einen 
potenziellen Baustein für soziale Nachhaltigkeit dar. Mit der 
zunehmenden Digitalisierung von Prozessen eröffnen sich 
für Betrieb und Nutzung von Gemeinschaftsräumen neue 
Möglichkeiten, aber – gerade im Sinne der sozialen Nach-
haltigkeit – auch neue Fragestellungen.

Digitalisierung und digitale Tools für  
Gemeinschaftsräume
Entwicklungen der Digitalisierung manifestieren sich bei 
der Errichtung und Besiedelung von Neubauquartieren auf 
vielfältige Art und Weise. Zum einen werden Gemeinschaft 
und Nachbarschaft selbst zunehmend digital und verlagern 
sich teilweise in virtuelle Räume. Soziale Netzwerke in Neu-
bauquartieren werden nicht mehr nur über analoge Ver-
netzung hergestellt. In den meisten neuen Stadtteilen sind 
selbst organisierte Kontakte auf sozialen Medien zu be-
obachten – von Bewohnerforen bis zu Social-Media-Grup-
pen. Dabei geht es um Austausch, Teilen und Tauschen, 
Beschwerden und Anliegen zum Stadtteil und vieles mehr. 

Für den Betrieb von Gemeinschaftsräumen in Wohnquartieren werden vermehrt digitale Tools, etwa in Form von 
digitalen Buchungs- und Schließsystemen, eingesetzt. In diesem Beitrag werden Erfahrungen aus neu errichteten 
Quartieren in Wien aufgezeigt und reflektiert. Dabei wird einerseits die Prozessbegleitung durch Gemeinwesenarbeit, 
die auf emanzipatorische Aspekte bei der Aneignung und Nutzung von gemeinschaftlichen Räumen fokussiert, in den 
Blick genommen. Andererseits werden digitale Tools für Gemeinschaftsräume näher beleuchtet und deren Wirkme-
chanismen in Hinblick auf Potenziale und Herausforderungen kritisch diskutiert. Als Praxisbeispiele fungieren das 
Netz an bauplatzübergreifenden Gemeinschaftsräumen in Neu Leopoldau sowie das Nachbarschaftszentrum im Quar-
tier Wildgarten.

Digitalisierung und Gemeinschaftsräume
Erfahrungen aus Wiener Neubauquartieren

Katharina Kirsch-Soriano da Silva
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Teilweise werden auch persönliche Wohneinrichtungen zur 
Schau gestellt und intime Einblicke in die eigenen Wohn-
räume mit anderen geteilt – wie es etwa als Phänomen in 
Social-Media-Gruppen der Seestadt, dem größten Wiener 
Stadtentwicklungsgebiet, in seiner Pionierphase zu beob-
achten war. Diese Interventionen in digitalen Räumen tra-
gen auch zur sozialräumlichen Distinktion verschiedener 
Milieus sowie zu einer über (soziale) Medien konstruierten 
Imageproduktion von städtischen Gebieten bei (Reinprecht 
et al. 2019). 

Zum anderen kann bei Hausverwaltungen und wohnum-
feldnahen Dienstleistungen ebenfalls eine zunehmende 
Digitalisierung beobachtet werden. So werden für die Kom-
munikation mit den Bewohnerinnen und Bewohnern sowie 
für den Betrieb von Gemein-
schaftsräumen immer häufiger 
digitale Tools entwickelt und 
angewendet. In vielen Stiegen-
häusern finden sich heute di-
gitale Kommunikationsboards 
anstelle von gedruckten Aus-
hängen. Die Zugänglichkeit von 
Gemeinschaftsräumen in der 
Wohnanlage erfolgt vermehrt 
über digitale Buchungs- und 
Schließsysteme. Diese können 
beispielsweise über quartiers-
bezogene Websites oder eigene 
Applikationen bedient werden 
und schaffen – dem Diskurs 
der Smart City folgend – einen 
„smarten“ digitalen Zugang für 
alle berechtigten Bewohnerin-
nen und Bewohner. Wer auf die-
sen Kanälen zu navigieren weiß, 
kann damit – abends von der 
eigenen Couch aus oder auch 
zeitlich flexibel von unterwegs 
– Räumlichkeiten für eine geplante Feier oder Nachbar-
schaftsveranstaltung reservieren. Anhand von zwei Wiener 
Quartieren wird im Folgenden die Praxis dieser Digitalisie-
rung von Gemeinschaftsräumen im Wohnquartier näher 
beleuchtet und in ihrer Alltagsnutzung analysiert.

Einblicke in die Praxis in den Quartieren Neu 
Leopoldau und Wildgarten 
Das neue Wohnquartier Neu Leopoldau entsteht auf dem 
Areal eines ehemaligen Gaswerks in Wien Floridsdorf. Es 
wird seit 2019 besiedelt und verfügt bisher über knapp 1300 
Wohneinheiten (Stand 2023), davon rund 1000 gefördert.1 Im 
Rahmen der Quartiersentwicklung wurde ein bauplatzüber-

1	 vgl. neuleo.stadtteilkarte.at

greifendes Netz an Gemeinschaftsräumen geschaffen. Die-
ses sieht vor, dass jeder Bauplatz den gleichen Anteil seiner 
Nutzfläche als übergreifenden Gemeinschaftraum in das 
gemeinsame Netz einbringt. So existieren im Quartier viel-
fältige Räume mit verschiedenen Qualitäten, Ausstattungen 
und Nutzungsmöglichkeiten, die für Bewohner aller betei-
ligten Bauplätze zugänglich sind. 

Das Stadtteilmanagement der von der Stadt Wien beauf-
tragten Gebietsbetreuung unterstützte die Umsetzung 
dieses Netzes. Im Austauschformat „Gemeinsam wissen 
wir mehr“ wurde das Modell – gemeinsam mit relevanten 
Akteuren der Quartiersentwicklung wie Bauträgern und 
Planungsbüros – konkretisiert und die entsprechenden 
inhaltlichen, technischen und rechtlichen Vereinbarungen 

vorbereitet. Im Zuge der Programmierung einer Mobili-
täts-App für Neu Leopoldau wurde auch ein digitales Bu-
chungs- und Schließsystem für die bauplatzübergreifenden 
Gemeinschaftsräume gestaltet und in die App integriert. 
Das Stadtteilmanagement begleitete die Aneignung und 
Nutzung der Räume und unterstützte im Kontakt mit Be-
wohnerinnen und Bewohnern auch bei der Verbreitung und 
Bedienung der App.

Eine Auswertung der Raumbuchungen über die App in Neu 
Leopoldau (Stand Anfang Oktober 2024) zeigt, dass die 
Nutzung der gemeinschaftlichen Räume durch die Bewoh-
nerinnen und Bewohner der beteiligten Bauplätze von 25 
Buchungen im Juni 2022 auf mittlerweile rund 134 durch-
schnittliche monatliche Buchungen im Jahr 2023 und rund 
169 durchschnittliche monatliche Buchungen im Jahr 2024 

Abb. 1: Netz an Gemeinschaftsräumen in 
Neu Leopoldau (© Caritas Stadtteilarbeit/
Astrid Strak)
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– für alle aktuell zwölf Räume in Summe – angestiegen ist. 
Am meisten nachgefragt wurden dabei bislang der große 
Mehrzweck- und Veranstaltungsraum (666 Buchungen), 
gefolgt vom Quartierszentrum Trafohaus (497), dem Klein-
kinderspielraum (426), dem Raum am Park (405), der Bib-
liothek (260), dem Quartiershaus (248), der Gemeinschafts-
küche (185) und dem Jugendraum (173), der auch von der 
lokalen Jugendarbeit betreut wird. 

Das Quartier Wildgarten am Rosenhügel ist ein neues 
Wohnquartier in Wien-Meidling, das zwischen 2019 und 
2024 besiedelt wurde. Es umfasst in Summe rund 1100 
Wohneinheiten. Darunter befinden sich ca. ein Drittel ge-
förderte Wohnungen, vier gemeinschaftliche Wohnprojekte 
sowie zahlreiche frei finanzierte Miet- und Eigentumswoh-
nungen.2 Als soziokulturelles Zentrum fungiert seit Beginn 
der Besiedelung ein Nachbarschaftszentrum. Dieses wurde 
in einem umgebauten denkmalgeschützten Gebäude ein-
gerichtet und entwickelte sich im neu entstehenden Quar-
tier zu einem Ort der nachbarschaftlichen Begegnung. Ein 
von der Entwicklungsgesellschaft beauftragtes Quartiers-
management begleitet den Aufbau dieses Nachbarschafts-
zentrums bis Ende 2024 – danach soll das Zentrum von der 
Hausverwaltung in Kooperation mit engagierten Bewoh-
nern und Nutzern in Selbstorganisation fortgeführt werden. 
In den vergangenen Jahren wurde ebenfalls ein digitales 
Tool für Buchungen etabliert. 

2	 vgl. wildgarten.wien

Bei den Räumlichkeiten des Nachbarschaftszentrums han-
delt es sich allerdings – analog zum daneben eingerichteten 
Kindergarten – um eine Geschäftsfläche. Bereits jetzt ope-
riert das Nachbarschaftszentrum deshalb mit gemischten 
Entwicklungslogiken: Einerseits finden kostenlose Aktivitä-
ten von und für die Nachbarschaft statt, andererseits kön-
nen die Räumlichkeiten für kommerzielle oder private Ver-
anstaltungen angemietet werden. Auf diese Weise können 
sowohl Bewohner des Wildgartens als auch Bewohner aus 
dem Umfeld und externe Nutzer das Nachbarschaftszen-
trum nutzen. Die Buchungsstatistik (Stand Anfang Novem-
ber 2024) zeigt, dass das Nachbarschaftszentrum ab dem 
Jahr 2022 – nach Auslaufen der Maßnahmen im Zuge der 
Covid-19-Pandemie – eine sehr regelmäßige Häufigkeit an 
gebuchten Nutzungen verzeichnete. 2023 und 2024 waren 
dies jeweils knapp 500 Stunden an gemeinwohlorientierten 
Nutzungen durch das Quartiersmanagement sowie durch 
offene nachbarschaftliche Initiativen, die vom Quartiers-
management koordiniert und eingebucht wurden. Dazu 
zählten beispielsweise ein Babytreff, eine Nähgruppe, ein 
Flohmarkt, Nachbarschaftscafés oder Kranzbinden in der 
Adventzeit. Ergänzt wurden diese durch zahlreiche bezahl-
te Buchungen etwa für Kinder-Theater-Kurse, Workshops 
oder private Feiern, die mit dem dadurch generierten Um-
satz dazu beitrugen, die laufenden Kosten der Räumlichkei-
ten zu decken und damit auch die offenen Nachbarschafts-
aktivitäten zu ermöglichen. In Summe wurden monatlich 
etwa zwischen 20 und 50 Buchungen verzeichnet.

Abb. 2: Nachbarschaftszentrum im Wildgarten (© Caritas Stadtteilarbeit/Astrid Strak)
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Erfahrungen im Spannungsfeld –  
Perspektiven aus Nutzung und Verwaltung
Die bisherigen Erfahrungen in den betrachteten Quartie-
ren in Wien verdeutlichen, dass digitale Tools für zahlrei-
che Menschen heute einfach zugänglich sind. So hebt die 
Projektleiterin des Stadtteilmanagements Neu Leopoldau 
als besonders positiv hervor, dass die Gemeinschaftsräume 
über die App von überall aus buchbar sind und die App zu-
dem einen guten Überblick über die Größe und Ausstattung 
der unterschiedlichen Räume ermöglicht. Auch der Pro-
jektleiter des Quartiersmanagements Wildgarten betont, 
dass es ein großer Vorteil sei, sich jederzeit für eine Nut-
zung im Nachbarschaftszentrum einbuchen zu können. 

Gleichzeitig berichten beide, wie wichtig dennoch auch per-
sönliche Ansprechstellen sind: einerseits, um sich zu küm-
mern, wenn etwas nicht funktioniert – in beiden Fällen kam 
es insbesondere zu Beginn immer wieder zu punktuellen 
technischen Schwierigkeiten, die es zu lösen galt, anderer-
seits um Menschen, die sich mit digitalen Tools nicht so gut 
auskennen, bei Buchungen zu helfen. Gerade im Rahmen 
der begleitenden Gemeinwesenarbeit zeigt sich, dass die-
se digitale Form der Zugänglichkeit für manche Menschen 
auch neue Hürden bedeutet und im Sinne der sozialen 
Nachhaltigkeit nicht für alle alltags- und bedürfnisorien-
tiert ist. Wissen über das jeweils eingesetzte System und 
seine Möglichkeiten sowie digitale Kompetenzen insgesamt 
sind Zugangsvoraussetzungen, bei der manche Bewohne-
rinnen und Bewohner – wie beispielsweise ältere Menschen 
oder Personen mit geringeren Deutschkenntnissen – Un-
terstützung benötigen, um an den Angeboten teilhaben zu 
können. Zudem stellt sich die Frage, wer in den jeweiligen 
Systemen berechtigt ist, diese Räume zu nutzen und wer 
nicht – Quartiersbewohner, Anrainer aus dem Umfeld, Ver-
eine, Gruppen, Initiativen, Gewerbetreibende? Und zu wel-
chen Konditionen – kostenlos oder gegen Tarife? 

Seitens der Hausverwaltungen wird mit digitalen Sys-
temen meist ein effizienterer Betrieb, der mit weniger 
personellem Aufwand seitens der Verwaltung verbunden 
ist, assoziiert – was sich in Hinblick auf Koordination, In-
standhaltung oder Reinigung der Räume nicht immer er-
füllt. Oftmals werden auch Aspekte der „Kontrolle“ als Ar-
gument für den Einsatz digitaler Tools angeführt. Mithilfe 
von digitalen Reservierungs- und Zutrittssystemen kann 
nachverfolgt werden, wer einen Raum wann benützt hat 
– im Falle von Verschmutzung oder Beschädigung können 
so Verantwortliche ausgemacht werden. Im Vordergrund 
stehen also weniger soziale Aneignungsmöglichkeiten 
aus Sicht der Nachbarschaft als vielmehr ökonomische 
Logiken eines kosteneffizienten Betriebs sowie adminis-
trative Regulationsinstrumentarien aus Sicht der Verwal-
tung.

Eine Prozessbegleitung durch Gemeinwesenarbeit, die 
auf die emanzipatorischen Potenziale bei der Aneignung 
und Nutzung von gemeinschaftlichen Räumen fokussiert, 
kann die Chancen von Gemeinschaftsräumen für soziale 
Teilhabe stärken. Der Einsatz digitaler Tools für Gemein-
schaftsräume kann Nutzungsmöglichkeiten unterstützen, 
ist aber – in Bezug auf potenzielle Hintergründe und Wirk-
mechanismen sowie Risiken der Exklusion für bestimm-
te Gruppen – auch kritisch zu diskutieren. Bei der Kon-
zeption und Umsetzung digitaler Tools sollte deshalb auf 
Aspekte der sozialen Inklusion und Niederschwelligkeit 
geachtet werden. Die Einbindung von Expertise aus der 
Gemeinwesenarbeit und sozialen Arbeit – bereits in der 
Planungsphase – könnte hierfür wichtige Anknüpfungs-
punkte bieten. 
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Die digitale Transformation stellt die Stadtentwicklung vor 
neue Herausforderungen und bietet zugleich Chancen für 
innovative Beteiligungsformen. Traditionelle Verfahren er-
reichen oft nur einen begrenzten Teil der Bevölkerung, weil 
komplexe Planungsdokumente und Fachjargon den Zugang 
erschweren. Augmented Reality bietet das Potenzial, sol-
che Barrieren zu überwinden, indem sie abstrakte Inhalte 
in der realen Umgebung anschaulich und interaktiv vermit-
telt (vgl. Sánchez-Sepúlveda et al. 2019; Saßmannshausen 
et al. 2021). AR kann neue Perspektiven für die partizipati-
ve Stadtplanung eröffnen und den sozialen Zusammenhalt 
in urbanen Räumen stärken. Die Integration von AR in Pla-
nungsprozesse könnte Verständnishürden abbauen und eine 
breitere Bevölkerungsschicht zur Mitwirkung motivieren (vgl. 
Othengrafen et al. 2023; Reaver 2023; Reinwald et al. 2014). 

Abb. 1: Beteiligungsparadoxon mit der Frage, ob sich das Engagement mit 
der AR-Methodenerweiterung frühzeitig fördern lässt (Bildquelle: eigene 
Darstellung basierend auf Hirschner 2017)

Hybrider Raum und Augmented Reality:  
theoretische Ansätze und Potenziale in der 
Stadtplanung
Die Einbindung der Bevölkerung in städtebauliche Planungs-
prozesse ist zentral für die Akzeptanz und Qualität urbaner 
Projekte. Partizipative Verfahren fördern die Lebensqualität, 

stehen jedoch vor dem Beteiligungsparadoxon: Zu Beginn 
eines Prozesses, wenn Betroffene den größten Einfluss aus-
üben könnten, ist ihr Engagement gering. Erst in späteren 
Phasen, wenn zentrale Entscheidungen bereits getroffen 
wurden, steigt ihre Beteiligung deutlich an (Hirschner 2017).

Barrieren erschweren eine breite Beteiligung:

	■ kommunikative Hürden: Technische Zeichnungen und 
Fachjargon behindern den Zugang für Laien (vgl. Apple-
ton/Lovett 2005).

	■ Komplexität der Planungsprozesse: Rechtliche Vorga-
ben und technische Details überfordern viele (vgl. Cohen/
Wiek 2017).

	■ soziale Selektivität: Bestimmte Gruppen, wie Jugendli-
che oder Benachteiligte, bleiben oft ausgeschlossen (vgl. 
Couch/Francis 2023; Frank 2006).

	■ Einspruchskultur: Statt eines offenen Dialogs dominiert 
die Einspruchsphase, die Planungen verzögert.

Diese Hindernisse verhindern, dass wichtige Perspektiven 
einbezogen und Planungsprozesse voll ausgeschöpft wer-
den. Augmented Reality kann als methodische Erweiterung 
solche Barrieren überwinden, indem sie Planungsprozes-
se anschaulich, räumlich situiert und interaktiv vermittelt 
(Wolf et al. 2020).

Hybrider Raum als Erweiterung des  
Denkmodells „Raum“
Das Potenzial von AR in der Stadtplanung lässt sich durch 
den dynamisch-relationalen Raumbegriff von Johanna 
Rolshoven verstehen. Sie definiert Raum als ein trialekti-
sches Gefüge mit drei Dimensionen (Rolshoven 2012):

	■ gelebter Raum: der individuell erlebte Raum, geprägt 
durch alltägliche Handlungen, persönliche Erfahrungen 
und subjektive Wahrnehmungen

Die Beteiligung der Bevölkerung an städtischen Planungsprozessen wird durch kommunikative Hürden und begrenzte 
Reichweite erschwert. Dieser Beitrag zeigt auf, wie Augmented Reality (AR) diese Barrieren überwinden kann, indem 
Planungsprozesse anschaulich, interaktiv und in hybriden Räumen vermittelt werden. Dieser Beitrag präsentiert pra-
xisorientierte Ansätze der Hochschule Luzern, die im Rahmen des Innosuisse-Projekts „Augmented Planning“ entwi-
ckelt wurden. Anhand von drei Fallbeispielen wird gezeigt, wie AR kooperative und inklusive Planungsprozesse fördern 
kann. Dabei werden sowohl die Potenziale als auch die Herausforderungen beleuchtet, die mit der Integration von AR in 
die Stadtplanung verbunden sind.

Augmented Reality in der Stadtplanung: 
Überwindung von Barrieren durch  
hybride Räume

Tobias Matter
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	■ gebauter Raum: die physische, architektonisch geformte 
Struktur, die als materielle Basis dient und messbar so-
wie veränderbar ist

	■ Repräsentationsraum: der Raum der symbolischen 
und kulturellen Bedeutungen, beeinflusst durch gesell-
schaftliche und historische Zuschreibungen.

Dieses Modell verdeutlicht die Wechselwirkungen zwischen 
Individuum, Raum und Gesellschaft – zentral für die Inte-
gration von AR in die Stadtplanung. Wir erweitern Rolsho-
vens Modell um den hybriden Raum, der digitale Inhalte 
in die physische Umgebung einbettet und eine interaktive 
Dimension schafft. Er verbindet die bestehenden Raumdi-
mensionen und eröffnet neue Möglichkeiten zur Rauman-
eignung und zum Verständnis von Raum – besonders wert-
voll für partizipative Planungsprozesse.

Abb. 2: Erweiterung des Denkmodells „Raum“ mit dem hybriden Raum 
(Bildquelle: eigene Darstellung basierend auf Rolshoven 2012)

Unsere bisherigen Untersuchungen legen nahe, dass AR in 
der Stadtplanung insbesondere drei zentrale Aspekte för-
dern kann:

	■ Überwindung kommunikativer Hürden: AR könnte Pla-
nungsprozesse auf multisensorische Weise direkt in der 
realen Umgebung erlebbar machen. So können abstrak-
te Konzepte verständlich und intuitiv zugänglich vermit-
telt werden, was der Bevölkerung den Zugang zu Infor-
mationen und die aktive Beteiligung erleichtert.

	■ Stärkung des Dialogs: Die Möglichkeit, Planungen in 
Echtzeit und vor Ort interaktiv zu erleben, könnte den 
Dialog zwischen Planenden und Bevölkerung stärken. 
Dies kann dazu beitragen, unterschiedliche Perspektiven 
einzubeziehen und den Raum gemeinsam zu gestalten.

	■ erweiterter Zugang: Durch die hybride Methodener-
weiterung mittels AR können bestehende analoge und 
digitale Formate ergänzt werden, um eine breitere Be-
völkerungsschicht zur Teilhabe zu motivieren. Insbeson-
dere spielerische Zugänge über das eigene Smartphone 
könnten jüngere Altersgruppen frühzeitig einbinden.

Zusammenfassend deuten erste Erkenntnisse darauf hin, 
dass AR die Verständlichkeit und das Engagement der Be-

völkerung in Planungsprozessen fördern könnte. Diese 
Potenziale untersuchen wir im Rahmen des Innosuisse-
Projekts anhand konkreter Fallbeispiele, die Chancen und 
Herausforderungen gleichermaßen beleuchten.

Einblick in das Innosuisse-Projekt  
„Augmented Planning: Enabling broader  
participation“
Das Innosuisse-Projekt „Augmented Planning“ (Hochschule 
Luzern 2022–2025) untersucht, wie Augmented Reality (AR) 
Beteiligung und Transparenz in städtischen Planungspro-
zessen fördern kann. Ziel ist es, räumliche und akustische 
Planungselemente interaktiv darzustellen, um komplexe 
Inhalte für die Bevölkerung zugänglicher und verständli-
cher zu machen. Dies soll sowohl die Bevölkerung als auch 
städtische Akteure besser informieren und zu einer akti-
ven Teilnahme an Entscheidungsprozessen motivieren, um 
langfristig die Akzeptanz und Qualität städtebaulicher Pro-
jekte zu erhöhen.

In Zusammenarbeit mit der Stadt Luzern, dem Planungs-
büro Planteam S AG und der SINUS AG werden die AR-Me-
thoden praxisnah entwickelt und auf die Bedürfnisse der 
Partner abgestimmt. Die Integration in bestehende Werk-
zeuge ermöglicht es, AR in den Bereichen Mitwirkung und 
Transparenz wissenschaftlich zu erproben und konkrete 
Mehrwerte für Planungsprozesse zu schaffen.

Kern des Projekts ist ein modulares AR-Toolkit, das visu-
elle Darstellungen und Klanglandschaften (Soundscapes) 
kombiniert, um geplante Veränderungen multisensorisch 
erfahrbar zu machen. Dieses Toolkit wird iterativ in realen 
Fallbeispielen getestet und gemeinsam mit den Praxispart-
nern weiterentwickelt. Die praxisorientierte Evaluation ge-
währleistet, dass die Methoden optimal auf die Anforderun-
gen der Partner abgestimmt sind und konkrete Mehrwerte 
für deren Arbeitsprozesse schaffen. Um die Anwendungs-
möglichkeiten und bisherigen Erkenntnisse zu veranschau-
lichen, werden im Folgenden drei zentrale Fallbeispiele aus 
dem Projekt vorgestellt. Diese zeigen, wie AR für die visu-
elle und akustische Beteiligung der Bevölkerung eingesetzt 
werden kann.

Fallbeispiel A – interaktive Stadtgestaltung: hybride Par-
tizipation für die Umgestaltung der Waldstätterstraße

Die Waldstätterstraße im Neustadtquartier von Luzern 
wurde 2021 im Rahmen eines Pilotprojekts für den Auto-
verkehr gesperrt und temporär als „Pop-up-Park“ umge-
staltet. Langfristig soll sie zu einem autofreien, begrünten 
Begegnungsort werden, der die Aufenthaltsqualität erhöht 
und das Quartier aufwertet. Um die Bevölkerung in diesen 
Gestaltungsprozess einzubinden, nutzt die Stadt Luzern di-
gitale Technologien und partizipative Formate.
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Im Rahmen von Augmented Planning haben wir den Im-
mersive View entwickelt, eine webbasierte Anwendung, die 
es ermöglicht, die zukünftige Gestaltung der Waldstätter-
straße interaktiv zu erleben. Diese Anwendung bietet eine 
immersive 360-Grad-Ansicht der geplanten Aufwertung. 
Über das eigene Smartphone kann das zukünftige „Wald-
stättergärtli“ dynamisch betrachtet werden. Nutzer können 
die Raumwirkung zu verschiedenen Jahres- und Tageszei-
ten erleben, das Brunnenelement interaktiv ein- und aus-
blenden sowie eine Vogelperspektive für einen umfassen-
den Überblick nutzen. Durch die webbasierte Umsetzung 
ist kein App-Download erforderlich, was die Zugangshürden 
reduziert und eine breite Nutzung ermöglicht.

Abb. 3: Immersive View: interaktives Eintauchen in die zukünftige Umge-
staltung an der Waldstätterstraße in der Stadt Luzern (Bildquelle: HSLU)

Die Anwendung erlaubt es der Bevölkerung, die Vorschläge 
vorab realitätsnah zu erleben und in einer verknüpften Um-
frage über die digitale Plattform „Dialog Luzern“ Präferen-
zen und Anregungen abzugeben. Innerhalb eines Monats 
wurden etwa 1000 Zugriffe verzeichnet und 230 Rückmel-
dungen gesammelt.

Abb. 4: AR-Workshop mit einer Primarklasse aus der Stadt Luzern (Bild-
quelle: HSLU)

Zusätzlich zum zeitunabhängigen, digitalen Zugriff haben 
wir Workshops mit Schulklassen (Primar- und Sekundar-
stufe), Interessierten aus der Bevölkerung und internen 
Testgruppen durchgeführt. Mithilfe qualitativer Methoden, 
wie teilnehmender Beobachtung, Gruppendiskussionen 
und Fragebögen, haben wir Feedback zur hybriden Metho-
denerweiterung erhoben. Die gewonnenen Erkenntnisse 
fließen direkt in die Weiterentwicklung der Anwendung ein 
und tragen dazu bei, die AR-Methoden weiter zu optimieren.

Fallbeispiel B – akustische Dimensionen: multisenso-
rische Erweiterung der Planung in Kriens

In Kriens wird die geplante Teilüberdachung der Autobahn 
A2 untersucht, um Planungsmaßnahmen nicht nur visuell, 
sondern auch akustisch erfahrbar zu machen. Akustische 
Faktoren sind entscheidend für die Lebensqualität und 
das Raumempfinden, werden jedoch in partizipativen Pla-
nungsprozessen häufig vernachlässigt. Mit einem interdis-
ziplinären Team der Hochschule Luzern entwickeln wir im 
Rahmen des Innosuisse-Projekts „Augmented Planning“ 
eine AR-Anwendung, die akustische Aspekte in Planungs-
prozesse integriert. Ziel ist es, verschiedene Geräuschku-
lissen interaktiv zu simulieren und die prognostizierten Ver-
änderungen durch die geplanten Maßnahmen erfahrbar zu 
machen. Nutzer können entlang der Autobahn zwischen der 
aktuellen akustischen Situation und den geplanten Verän-
derungen wechseln. Ambisonics-Aufnahmen ermöglichen 
dabei eine räumlich präzise 3D-Klangwiedergabe, die sich 
dynamisch an die Bewegungen der Nutzer anpasst.

Derzeit wird die Anwendung intern getestet, unter ande-
rem mit dem Kantonsingenieur des Kantons Luzern. In der 
nächsten Projektphase werden weitere Zielgruppen einbe-
zogen, um die Anwendung unter realen Bedingungen zu er-
proben und qualitatives Feedback zu sammeln. Mit diesem 
Fallbeispiel streben wir an, die Potenziale von AR als mul-
tisensorisches Werkzeug zu untersuchen, das Planungs-
prozesse erweitert und die Partizipation der Bevölkerung 
fördert. Die Kombination aus visuellen und akustischen Ele-
menten eröffnet der Stadtplanung innovative Wege, kom-
plexe Zusammenhänge verständlich zu machen und zielt 
darauf ab, unterschiedlichen Anspruchsgruppen – von der 
Politik über Fachplanende bis hin zur breiten Öffentlichkeit 
– fundierte Entscheidungsgrundlagen zu bieten.

Fallbeispiel C – dynamische Planungsvarianten: AR für 
eine interaktive Testplanung in Neuenhof

In der Gemeinde Neuenhof wird in Zusammenarbeit mit 
dem Planungsbüro Planteam S AG Augmented Reality ein-
gesetzt, um die städtebauliche Testplanung für das Areal 
Webermühle-Ermitage zu unterstützen. Die AR-Anwen-
dung ermöglicht die Visualisierung und interaktive Erkun-
dung verschiedener Planungsvarianten direkt vor Ort. Sta-
keholder, darunter die Eigentümerin, können Parameter, 
wie Geschosszahlen oder Gebäudeanordnungen, anpassen. 
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Licht- und Schattenszenarien, basierend auf dem realen 
Sonnenstand, machen die Auswirkungen auf Gebäude und 
Umgebung anschaulich erlebbar.

Dynamische Metadaten, wie Kubatur, Nutzfläche und Stan-
dardbelegung, erhöhen die Informationsdichte und fördern 
fundierte Entscheidungsprozesse. Die Kombination aus 
GPS-Positionierung und manueller Feinjustierung sorgt für 
eine präzise Verortung der virtuellen Modelle. Ergänzend 
erleichtert die Vogelperspektive den Überblick über das ge-
samte Areal und die Orientierung im Planungskontext. Ein 
besonderer Fokus liegt auf der Integration der AR-Anwen-
dung in die Arbeitsprozesse von Planteam S AG. Schnittstel-
len zu den Planungswerkzeugen ermöglichen einen me-
dienbruchfreien Austausch von 3D-Daten und Metadaten. 
Zukünftig ist geplant, die Anwendung um akustische Ele-
mente zu erweitern, um ein multisensorisches Erlebnis zu 
schaffen. Der Einsatz von AR erweitert die Praxis der Fach-
planenden, erleichtert die Kommunikation und unterstützt 
eine kooperative Planungskultur direkt vor Ort. Gleichzeitig 
verbessert er das Verständnis komplexer Planungsaspekte 
und stärkt den Dialog mit weiteren Akteuren.

Ausblick: Potenziale und Herausforderungen 
von Augmented Reality in der Stadtplanung
Die Anwendung von Augmented Reality in der Stadtplanung 
bietet vielversprechende Ansätze, um Herausforderun-
gen in partizipativen Prozessen zu bewältigen. Die vorge-
stellten Fallbeispiele zeigen, dass AR die Transparenz und 
Verständlichkeit komplexer Planungsprozesse fördern und 
eine breitere Bevölkerungsschicht in die Gestaltung urba-
ner Räume einbeziehen kann.

Die visuelle Darstellung geplanter Umgestaltungen, wie 
bei der Waldstätterstraße in Luzern, zeigt, dass immer-
sive Technologien niederschwellige Partizipation fördern 
können, indem sie abstrakte Planungsinhalte über das 
Smartphone verständlich vermitteln. Der Immersive View 
ermöglicht der Bevölkerung, die geplanten Veränderun-
gen unmittelbar zu erleben und über eine Umfrage gezielt 
Rückmeldungen zu geben. Diese erste Anwendung verdeut-
licht das Potenzial von AR, kommunikative Barrieren abzu-
bauen und das Engagement der Bevölkerung zu stärken.

Die akustischen Simulationen in Kriens eröffnen neue Mög-
lichkeiten für multisensorische Planungen, indem sie Be-
troffenen unterschiedliche Geräuschkulissen erlebbar ma-
chen. Erste Ergebnisse zeigen, dass AR als visuelles und 
akustisches Werkzeug gleichermaßen wertvoll für die par-
tizipative Stadtplanung sein kann – insbesondere bei Pro-
jekten zur Verbesserung der Lebensqualität durch Lärm-
minderung.

Das Fallbeispiel in Neuenhof zeigt, wie AR die Visualisie-
rung und Anpassung von Planungsvarianten vor Ort unter-
stützt und einen offenen Dialog zwischen Interessengruppen 
fördert. AR erleichtert die Entscheidungsfindung und stärkt 
die kooperative Planungskultur. Die Fallstudien belegen das 
Potenzial von AR als methodische Erweiterung, zeigen je-
doch auch Herausforderungen auf: Hohe Hardwareanforde-
rungen, präzise Verortung und die Integration in bestehende 
Planungsprozesse erfordern kontinuierliche Anpassung. Zu-
dem sind intuitive Bedienbarkeit und niedrige Zugangshür-
den entscheidend für die Akzeptanz in der Bevölkerung. Ein 
zentrales Ziel des Innosuisse-Projekts ist es, von individua-
lisierten Einzellösungen zu einem modularen AR-Toolkit zu 

Abb. 5: Prototyp-Testing mit der SINUS AG und dem Kanton Luzern in Kriens (Bildquelle: HSLU)
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gelangen, das flexible Einsatzmöglichkeiten bietet und Ent-
wicklungskosten reduziert. Ein Co-Design-Ansatz, der Rück-
meldungen der Bevölkerung und Praxispartner integriert, 
erweist sich hierbei als erfolgsentscheidend.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass AR ein erhebli-
ches Potenzial für die Stadtplanung bietet, indem sie Pla-
nungsprozesse zugänglicher macht und interaktive Dialo-
ge auf Augenhöhe ermöglicht. AR wird nicht das zentrale 
Partizipationstool sein, das alle bestehenden Methoden 
ersetzt, sondern als sinnvolle Ergänzung zu analogen und 
digitalen Mitwirkungsformaten dienen. Dies erfordert eine 
weiterhin sorgfältige und reflektierte Entwicklung sowie 
Integration. Nur so kann AR langfristig dazu beitragen, die 
digitale Transformation urbaner Räume voranzutreiben und 
eine partizipative sowie inklusive Stadtplanung zu fördern.
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Einleitung und Kontext des Projekts  
Multi-Generation Smart Community
Die Digitalisierung urbaner Wohnquartiere stellt einen zen-
tralen Bestandteil moderner Stadtentwicklung dar. Das 
Forschungsprojekt „Multi-Generation Smart Community“ 
(mGeSCo) analysiert die Herausforderungen und Potenziale 
dieser Transformation am Beispiel des smarten Quartiers 
Jena-Lobeda1, wobei insbesondere die Aspekte der sozialen 
Teilhabe und der nachhaltigen technologischen Integration 
in einem realen Wohnumfeld untersucht werden.

Das smarte Quartier dient als Living Lab zur Erforschung 
der Integration moderner Technologien in den Wohnall-
tag und umfasst seit Sommer 2024 insgesamt 250 ver-
mietete Wohnungen. Ziel des Smart-City-Teilprojekts der 
Stadtwerke Jena Gruppe ist es, den Wohnkomfort der Be-
wohnenden durch moderne Technologien zu steigern. Die 
Wohnungen sind mit Smart-Home-Anwendungen ausge-
stattet, die eine flexible Steuerung von Heizung, Beleuch-
tung und Sicherheitssystemen ermöglichen. Darüber hin-
aus wurde jede Wohnung mit Glasfaserinternet versorgt, 
um eine schnelle und zuverlässige Internetverbindung 
sicherzustellen.

Ein besonderes Merkmal des Quartiers ist zudem das Com-
munity Management, das die Bewohnenden bei technischen 
Fragen zu den Smart-Home-Technologien unterstützt. Da-
rüber hinaus organisiert das Community Management 
Gemeinschafts- und Bildungsangebote, um die digitale 
Integration zu fördern und die sozialen Bindungen inner-
halb des Quartiers zu stärken. Neben den Wohnangeboten 

1	 https://www.smartes-quartier.de/

umfasst das Quartier auch einen Telemedizinraum, der für 
Onlinesprechstunden genutzt werden soll, sowie Gesund-
heitsapartments für Patienten des Universitätsklinikums 
Jena. Darüber hinaus stehen Serviced Apartments für das 
Wohnen auf Zeit zur Verfügung.

Das an der Ernst-Abbe-Hochschule Jena angesiedelte Pro-
jekt mGeSCo, von der Carl-Zeiss-Stiftung gefördert, ver-
folgt einen interdisziplinären, nutzerzentrierten Ansatz, der 
technische und soziale Lösungen verknüpft. Mithilfe qua-
litativer und quantitativer Methoden werden die Dimensio-
nen Wohnen, Arbeiten, Gemeinschaftsbildung und soziale 
Dienstleistungen untersucht. Ziel ist es, das Quartier als 
Modell für smarte Wohnquartiere zu etablieren und wert-
volle Erkenntnisse für eine nachhaltige Stadtentwicklung zu 
gewinnen. 

Stand der Diskussion zum Begriff „smart“ 
(City, Quarter etc.)
Betrachten wir den Diskurs rund um den Begriff „smart“ 
im Kontext digitaler Transformationen, so werden gerade 
Smart Cities als das Zukunftsmodell für urbane Räume 
gesehen. Das Smart-City-Konzept wird häufig als um-
fassende, angebotsorientierte Lösung präsentiert, bei der 
verschiedene Dimensionen des städtischen Lebens nahtlos 
integriert und intelligent technologisiert werden. Diese Vi-
sion, die von Befürwortern als Mittel zur Optimierung städ-
tischer Funktionen durch vernetzte digitale Systeme ange-
priesen wird, betont oft technologische Fortschritte in den 
Bereichen Infrastruktur, Datennutzung und automatisierte 
Dienste (Franz/Strüver 2022; WBGU 2019). 

Das interdisziplinäre Forschungsprojekt „Multi-Generation Smart Community“ (mGeSCo) entwickelt ein Reifegradmo-
dell zur nachhaltigen Begleitung digitaler Transformationsprozesse in urbanen Wohnquartieren. Im Living Lab Jena-
Lobeda untersucht das Projekt, wie technische und soziale Dimensionen für eine erfolgreiche Smart-City-Integration 
kombiniert werden können. Das Modell erweitert etablierte Reifegradmodelle, indem es die Dimensionen Digitalkom-
petenz, Technologieakzeptanz und Deutungsmuster einbezieht, um eine umfassendere Bewertung und Förderung der 
digitalen Transformation zu gewährleisten. Die partizipative Einbindung der Bewohnenden durch Koproduktion und 
Kokreation zeigt, dass diese Methoden nicht nur die Identifikation mit dem Quartier stärken, sondern auch die Nutzung 
und Akzeptanz der eingesetzten Technologien fördern. Neben technischer Ausstattung wird hierdurch besonders die 
soziale Integration und das Gemeinschaftsgefühl im Quartier betont. Das Projekt leistet so einen Beitrag zur Diskussion 
über Smart Cities, indem es einen Ansatz verfolgt, der über technologische Lösungen hinaus auch auf soziale Inklusion 
und gemeinschaftliche Verantwortung setzt.

Interdisziplinäres Reifegradmodell 
zur Begleitung nachhaltiger digitaler 
Transformationsprozesse

Wesley Preßler, Lucie Schmidt
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Dieser Ansatz weist jedoch eine wesentliche Einschrän-
kung auf: Die Konzentration auf technische Effizienz führt 
dazu, dass wesentliche soziale und ökologische Aspekte 
in den Hintergrund treten. Eine vorwiegend technozent-
ristische Ausrichtung solcher Transformationsvorhaben 
kann integrale Aspekte des gesellschaftlichen Zusam-
menlebens, wie soziale Inklusion und Nachhaltigkeitsbe-
mühungen, an den Rand drängen. Um einen tragfähigen 
Rahmen für eine nachhaltige digitale Transformation zu 
schaffen, ist es entscheidend, über eine rein technik-
zentrierte Sichtweise hinauszugehen und eine integrati-
ve Perspektive einzubeziehen, die städtische Koexistenz, 
gleichberechtigten Zugang und nachhaltige Praktiken als 
Kernelemente des „smarten“ Paradigmas wertschätzt 
(WBGU 2019). Schon Jennifer Clark (2020) bezeichnet die 
Definition von „Smart Cities“ als in sich unscharf.  Weiter-
hin beschreibt sie die Idee der Smart City als „technology 
diffusion challenge operating in a dynamic and contested 
space between the public and the private sector“ (Clark 
2020, S. xi) als eine Herausforderung, technologische In-
novationen zu verbreiten. Clark betont, dass Smart-City-
Projekte in einem dynamischen und umkämpften Raum 
zwischen öffentlichem und privatem Sektor operieren. 
An dieser Schnittstelle müssen Transformationsprojekte 
agieren und immer zwischen dem öffentlichen Sektor (wie 
Stadtverwaltungen) und dem privaten Sektor (wie Techno-
logieunternehmen) mit ihren jeweils eigenen Interessen 
und Prioritäten vermitteln. Für eine solche Aufgabe bedarf 
es einer Methodik, die in der Lage ist, die verschiedenen 
Interessen und Voraussetzungen in einem so dynamischen 
System abzubilden. Für diese Aufgabe wurde das Reife-
gradmodell des Projekts „mGeSCo“ erdacht.

Entwicklung und Anwendung des  
interdisziplinären Reifegradmodells
Methodischer Rahmen und Konzept des Reifegradmodells

Die Transformationsforschung im smarten Quartier Je-
na-Lobeda basiert auf dem Ansatz des „Smart-City-
Wheels“ des Zentrums für Soziale Innovation Wien2 aus 
dem Jahr 2013, das von Cohen weiterentwickelt wurde. 
Dieses Modell wurde vom Projekt „mGeSCo“ zunächst 
auf seine Eignung zur Anwendung im Rahmen des Pro-
jekts geprüft und in diesem Zuge angepasst. Es dient 
nunmehr eher als methodischer Rahmen, der  verwendet 
wurde, um ein neues Reifegradmodell zu entwerfen, das 
in der Lage ist, speziell auf wechselnde Projektkontexte 
zugeschnittene Aussagen und Messungen zur Steuerung 
und Bewertung der digitalen Transformation in urba-
nen Räumen zu generieren. Reifegradmodelle sind me-
thodisch strukturierte Bewertungsinstrumente, die den 
Entwicklungstand von Strukturen, Technologien, Prozes-

2	 https://www.zsi.at/de/object/news/2587 (abgerufen am 06.11.2024)

sen und Fähigkeiten einzelner Stakeholder systematisch 
bewerten und klassifizieren können. Durch diese Daten-
punkte sind wir in der Lage, objektive Einschätzungen 
des Fortschritts einer digitalen Transformation zu gene-
rieren und demnach auch Prozesse zu identifizieren, die 
einer Verbesserung bedürfen oder ein Best Practice dar-
stellen (Reis et al. 2017).

Anwendung des Reifegradmodells im Living Lab

Die Anwendung des Reifegradmodells im Living Lab um-
fasst mehrere Schritte:

Bewertung des aktuellen Zustands: Zu Beginn der For-
schung erfolgt eine quantitative Bewertung des aktuellen 
Zustands (Ist-Stand-Erhebung mittels Fragebogenstudie 
unter den Bewohnenden) des Quartiers. Hierbei stehen 
technologische, soziale und infrastrukturelle Faktoren im 
Mittelpunkt, die in ihrer Gesamtheit ein umfassendes Bild 
des derzeitigen Entwicklungsstands vermitteln.

Identifikation von Zielen: Basierend auf der Analyse des 
aktuellen Zustands werden Ziele definiert, die den Trans-
formationsprozess im Quartier vorantreiben sollen. Diese 
Ziele umfassen sowohl technische Verbesserungen (wie die 
Optimierung von Smart-Home-Technologien) als auch so-
ziale Aspekte (z. B. Stärkung der Gemeinschaft).

Planung und Umsetzung von Verbesserungsmaßnahmen: 
Zur Erreichung der identifizierten Ziele werden konkrete 
Verbesserungsmaßnahmen geplant. Diese umfassen bei-
spielsweise die Erweiterung der digitalen Infrastruktur, 
Schulungen zur Verbesserung der digitalen Kompetenzen 
der Bewohnenden sowie technische Anpassungen der be-
stehenden Smart-Home-Systeme. Die Umsetzung dieser 
Maßnahmen erfolgt schrittweise und wird eng mit den be-
teiligten Akteuren abgestimmt.

Monitoring und kontinuierliche Bewertung: Ein zentraler 
Bestandteil der Transformationsforschung ist das fortlau-
fende Monitoring des Fortschritts durch regelmäßige quan-
titative (durch Ist-Stand-Erhebung) und qualitative (durch 
verbales Feedback verschiedener Stakeholder des Quar-
tiers) Datenerhebungen. Dies ermöglicht die frühzeitige 
Identifikation von Problemen und eine flexible Anpassung 
des Transformationsprozesses an neue Herausforderun-
gen. Die Feedbackschleifen sind von großer Bedeutung, 
weil sie sicherstellen, dass der Transformationsprozess an 
den Bedürfnissen der Bewohner orientiert ist.

Die Fortschritte in der digitalen Transformation werden auf 
einer sechsstufigen Skala (0 bis 5) bewertet:

	■ Stufe 0: keine Umsetzung – es sind weder Maßnahmen 
noch Pläne vorhanden.

	■ Stufe 1: erste Planungen – erste Ideen und Konzepte 
werden erarbeitet.
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	■ Stufe 2: konkrete Planungen – Anforderungen und Kon-
zepte liegen vor; erste Implementierungen werden ge-
testet.

	■ Stufe 3: Pilotumsetzung – Lösungsansätze stehen in be-
stimmten Bereichen zur Verfügung.

	■ Stufe 4: breite Umsetzung – die digitalen Lösungen sind 
etabliert und werden breit genutzt.

	■ Stufe 5: vollständige Integration – die Lösungen sind um-
fassend integriert und werden kontinuierlich weiterent-
wickelt.

Diese Skala ermöglicht eine differenzierte und transparen-
te Bewertung des Transformationsfortschritts, unterstützt 
durch fortlaufendes Monitoring und Feedback der Beteilig-
ten.

Anpassung des Modells bei Bedarf: Basierend auf den Er-
gebnissen des Monitorings wird das Transformationsmo-
dell bei Bedarf angepasst. Diese iterative Vorgehensweise 
stellt sicher, dass der Transformationsprozess dynamisch 
bleibt und auf Veränderungen im Umfeld des Quartiers re-
agiert werden kann. Anpassungen betreffen sowohl techni-
sche Neuerungen als auch Veränderungen in der sozialen 
Interaktion der Bewohnenden.

Abb. 1: Reifegradmodell Begleitung digitaler Transformationsprozesse in 
einem smarten Quartier (eigene Darstellung)

Ergebnis: ein deliberatives Forschungsmodell. Als Er-
gebnis der Transformationsforschung entsteht, wie in Ab-
bildung 1 ersichtlich, ein Forschungsmodell, das kontinu-
ierlich Vorschläge zur Weiterentwicklung des Quartiers 
generiert. Dieses Modell ist darauf ausgelegt, durch par-
tizipative Prozesse eine nachhaltige und gemeinschaftliche 
Weiterentwicklung zu ermöglichen, wobei Koproduktion 
und Kokreation die Bewohnenden aktiv in die Gestaltung 

des Quartiers einbinden. Diese Einbindung fördert nicht nur 
Wissenstransfer und Akzeptanz, sondern stärkt auch Ge-
meinschaft und Verantwortungsgefühl – zentrale Faktoren 
für die nachhaltige Entwicklung des Quartiers.

Weiterentwicklung des Reifegradmodells:  
Integration von Deutung, Akzeptanz und  
Digital Literacy
Um eine umfassendere Betrachtung zu ermöglichen, wur-
den im mGeSCo-Projekt zusätzlich zu den ursprünglichen 
Aspekten der Transformationsforschung des „Smart-City-
Wheels“ die Dimensionen Deutung, Akzeptanz und Digital 
Literacy integriert. Diese Entscheidung wurde getroffen, 
weil traditionelle Reifegradmodelle sich häufig auf spezi-
fische Prozesse konzentrieren, die sich auf der Ebene der 
faktischen Umsetzung technologischer Transformation be-
wegen. Diese eher eindimensionale Sichtweise übersieht 
jedoch Aspekte, die für eine wirklich nachhaltige Transfor-
mation sehr wichtig sind. Durch Informations- und Macht-
ungleichgewichte innerhalb der Stakeholderschaft kommt 
es zu unterschiedlichen Wahrnehmungen und so letztlich 
zu Konflikten, die eine digitale Transformation hemmen 
oder gar blockieren können. Ebenfalls müssen diese As-
pekte bei der Bewertung von Aussagen der Stakeholder 
Berücksichtigung finden, weil diese einen direkten Einfluss 
auf die Aussagekraft von Ergebnissen haben. Aus diesem 
Grund wurde durch die Autoren ein erweitertes Reifegrad-
modell erdacht, das zusätzlich die Dimensionen der Digital-
kompetenz, der Technologieakzeptanz und der Deutung von 
Technologie einbezieht, um so präzisere, ganzheitliche und 
anwendungsorientierte Bewertungen zu ermöglichen.

	■ „Digital Literacy“ umfasst die Fähigkeiten und Kenntnis-
se der Individuen im Umgang mit digitalen Technologien 
und ist entscheidend für die effektive Nutzung der bereit-
gestellten Smart-Technologien (Walton 2016).

	■ Die „Technologieakzeptanz“ beschreibt die Bereitschaft 
der Bewohnenden, neue Technologien anzunehmen und 
aktiv zu nutzen, was als Indikator für den Erfolg digitaler 
Transformationsmaßnahmen dient (Davis 1989).

	■ „Deutungsmuster“ hingegen erfassen gesellschaftlich 
geteilte Ansichten und Wertvorstellungen und berück-
sichtigen, wie Technologien von der Gemeinschaft ver-
standen, bewertet und in den Alltag integriert werden 
(Oevermann 2001).

Diese drei Aspekte ergänzen das ursprüngliche Modell und 
ermöglichen eine ganzheitlichere Betrachtung der digitalen 
Transformation, die nicht nur die technische Umsetzung, 
sondern auch die sozialen Faktoren berücksichtigt, die für 
eine erfolgreiche Implementierung notwendig sind. Ein Ver-
gleich mit dem Smart-City-Index des Bitkom e. V., der die 
Digitalisierung deutscher Großstädte anhand vielfältiger 
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Indikatoren bewertet, zeigt Parallelen auf: Beide Modelle 
zielen darauf ab, Entwicklungen sichtbar zu machen und 
daraus gezielte Handlungsempfehlungen abzuleiten (Lange 
2023).

Abb. 2:  Wechselwirkungen zwischen Digital Literacy, Technikakzeptanz und 
Deutungsmustern als Grundlage für eine nachhaltige digitale Transforma-
tion

Die Wechselwirkungen zwischen Deutung, Akzeptanz und 
Digital Literacy werden im mGeSCo-Projekt umfassend 
untersucht und in Abbildung 2 dargestellt. Es wird folgende 
Hypothese postuliert: Eine Erhöhung der digitalen Kom-
petenz vereinfacht die Nutzung neuer Technologien und 
beeinflusst demzufolge direkt die Akzeptanz dieser Tech-
nologien (Kabakus et al. 2023). Die gesteigerte Akzeptanz 
wiederum kann das Nutzungsverhalten und die Integration 
der Technologie in den Alltag positiv beeinflussen (ebd.), 
was wiederum zu einer Veränderung der Deutungen führen 
kann. Durch eine positive Deutung von Technologie kann 
die digitale Transformation nachhaltig unterstützt werden 
(Preßler/Schmidt 2024).

Nachhaltigkeit durch Koproduktion und  
Kokreation
Ein nachhaltiger Transformationsprozess erfordert die akti-
ve Mitwirkung der Bewohnenden. Die Konzepte der Kopro-
duktion und Kokreation ermöglichen es den Bewohnenden, 
ihre Bedürfnisse und Vorstellungen aktiv einzubringen, 
was nicht nur die Identifikation mit dem Quartier fördert, 
sondern auch die langfristige Akzeptanz der eingesetzten 
Technologien stärkt. Im smarten Quartier Jena-Lobeda 
übernimmt das Community Management eine zentrale Rol-
le in diesem Prozess. Es bietet Unterstützung bei techni-
schen Fragen, wie der optimalen Heizungssteuerung und 
der Bedienung der Videogegensprechanlage, und fördert 
die soziale Vernetzung der Bewohnenden. Anliegen werden 
vor Ort im Community-Büro besprochen, um gezielte und 
individuelle Unterstützung zu gewährleisten.

Das Community Management fungiert dabei als Brücke 
zwischen den Bewohnenden und den technologischen Ent-
wicklungen im Quartier. Es erleichtert den Einsatz neuer 
Technologien, stärkt den sozialen Zusammenhalt durch ge-
meinschaftsfördernde und bildungsbezogene Angebote und 
stellt sicher, dass den Bewohnenden alle erforderlichen In-
formationen und Schulungen zur Verfügung stehen. Zudem 
hält es die Bewohnenden regelmäßig über den Fortschritt 
des smarten Quartiers auf dem Laufenden und sorgt dafür, 
dass ihre Anliegen und Anregungen Gehör finden. Diese 
offene Kommunikationskultur ist essenziell für den Erfolg 
des Transformationsprozesses und die nachhaltige Ent-
wicklung des Quartiers.

Diskussion und Fazit 
In diesem Beitrag wurde ein interdisziplinäres Reifegrad-
modell vorgestellt, das die nachhaltige Begleitung digitaler 
Transformationsprozesse unterstützt. Der besondere Fokus 
liegt auf der Integration technischer und sozialer Dimensi-
onen, die während der Transformation gleichermaßen be-
rücksichtigt werden müssen, um eine langfristige und er-
folgreiche Umsetzung sicherzustellen. Das interdisziplinäre 
Reifegradmodell verbindet Technologieakzeptanz, digitale 
Kompetenzen und Deutungsmuster, um eine nachhaltige In-
tegration von Technologien in den Alltag der Bewohnenden 
zu fördern. Die Anwendung im Living Lab Jena-Lobeda zeigt, 
dass Koproduktion und Kokreation nicht nur die Identifika-
tion der Bewohnenden mit dem Quartier stärken, sondern 
auch die Nutzung und Akzeptanz der Technologien erhöhen. 
Das Modell stellt ein ganzheitliches Konzept gegenüber ei-
ner technokratischen Sichtweise dar, indem es soziale und 
kulturelle Kontexte respektiert. Im Projekt „mGeSCo“ wird 
deutlich, dass die Transformation urbaner Räume nur durch 
die Einbindung sozialer Infrastrukturen und digitaler Kom-
petenzen der Bewohnenden erfolgreich sein kann.

Für den Kontext, in dem sich unsere Forschung bewegt, 
bedeutet dies, dass sich eine Öffnung vollziehen sollte, 
in der  neue Ansätze erprobt und, wenn geeignet, in das 
methodische Repertoire übernommen werden. Beispiel-
weise könnten „commons-basierte“ Ansätze für digitale 
Transformationen in urbanen Räumen eine spannende 
Weiterentwicklung bieten. Dieser Ansatz fokussiert auf die 
Gemeinschaft, die gemeinschaftliche Nutzung und Ver-
waltung von Ressourcen. Dies könnte bedeuten, dass di-
gitale Infrastrukturen und Daten als gemeinschaftliches 
Gut (Commons) betrachtet werden. Statt technologischer 
Lösungen, die vorrangig profitorientiert sind, werden da-
bei Plattformen/Räume geschaffen, die Bewohnenden als 
kollektives Eigentum dienen und von diesen gemeinsam 
verwaltet werden. Demnach wären Bewohnende nicht nur 
Konsumenten, sondern aktive Gestalter ihrer städtischen 
Umgebung (Wendt 2017).
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Die Digitalisierung durchdringt alle Facetten unseres All-
tags und verändert grundlegend die Art und Weise, wie wir 
leben, arbeiten und kommunizieren. Sie eröffnet vielfälti-
ge Chancen zur Steigerung von Effizienz und Vernetzung, 
fordert jedoch gleichzeitig unsere Anpassungsfähigkeit he-
raus und verlangt einen kompetenten Umgang mit ständig 
fortschreitenden Technologien. Besonders für ältere Men-
schen eröffnen sich dabei neue Horizonte, sei es im Bereich 
der Kommunikation, der Gesundheitsversorgung oder der 
alltäglichen Lebensführung. Während die Digitalisierung 
zahlreiche Chancen bietet, stellt sie jedoch auch erhebli-
che Herausforderungen dar, insbesondere für diejenigen, 
die nicht mit diesen Technologien aufgewachsen sind. „Die 
fortschreitende Digitalisierung in allen Lebensbereichen 
und über alle Altersgruppen hinweg erhöht den Druck auf 
ältere Menschen, digitale Geräte zu nutzen, um anschluss-
fähig zu werden und zu bleiben“ (Werny et al. 2024, S. 640).

Studien zeigen, dass viele Senioren Schwierigkeiten haben, 
die notwendigen technischen Kompetenzen zu erlangen 
oder Vertrauen in die Nutzung digitaler Medien aufzubauen. 
Diese Barrieren sind vielschichtig und reichen von man-
gelndem Zugang zu Geräten und Internetdiensten, über 
fehlende Kenntnisse und Unsicherheiten im Umgang mit 
digitalen Technologien, bis hin zu Bedenken hinsichtlich der 
Sicherheit und des Datenschutzes. Solche Hindernisse füh-
ren oft dazu, dass ältere Menschen von der digitalen Teil-
habe ausgeschlossen werden. Gleichzeitig bieten digitale 
Angebote ein enormes Potenzial für diese Zielgruppe: Sie 
können dazu beitragen, soziale Isolation zu verringern, in-
dem sie den Kontakt zu Familie und Freunden erleichtern 
und neue soziale Netzwerke ermöglichen. Sie bieten zu-
dem einen einfachen Zugang zu wichtigen Informationen, 
Gesundheitsdiensten und Verwaltungsangelegenheiten, 
was die Lebensqualität der älteren Bevölkerung erheblich 

verbessern kann. Auch die Nutzung von Onlinebanking, 
Telemedizin und digitalen Freizeitangeboten eröffnet neue 
Möglichkeiten der Selbstständigkeit und Teilhabe am ge-
sellschaftlichen Leben. 

Abb. 1: Mobile Stele (Foto: GESOBAU AG)

Vor diesem Hintergrund entstand das Projekt „Seniorennetz 
Berlin“ – ein digitales Informations- und Interaktionsportal, 
das speziell darauf ausgerichtet ist, älteren Menschen den 
Weg in die „digitale Welt“ zu erleichtern. Durch eine benutzer-
freundliche Gestaltung und die Bereitstellung umfangreicher 
Informationen zu verschiedenen Themenbereichen trägt das 
Projekt maßgeblich dazu bei, die digitale Kluft zu überwinden 
und die Lebensqualität der älteren Bevölkerung zu steigern.

Projektgeschichte: Herausforderung und 
Lösungsansatz (2016–2020) 
Das Seniorennetz Berlin wurde 2016 als lokale Initiative im 
Berliner Stadtteil Märkisches Viertel ins Leben gerufen, wo 
der Bedarf für digitale Bildungsangebote unter Senioren als 

Mit abnehmender Mobilität steigen die Herausforderungen im Alltag älterer Menschen, beispielsweise beim Einkaufen, 
bei Bankgeschäften oder der Suche nach medizinischer Versorgung. Digitale Lösungen und soziale Netzwerke können 
helfen, diese Barrieren zu überwinden und die soziale Teilhabe zu fördern. Doch oft fehlen Senioren die nötigen Kompe-
tenzen, um diese Technologien zu nutzen. Hier setzt das Projekt Seniorennetz Berlin an, mit dem Ziel, ältere Menschen 
im Umgang mit digitalen Medien und Informationen zu unterstützen und ihnen so mehr Selbstständigkeit und soziale 
Integration zu ermöglichen. Ursprünglich im Märkischen Viertel gestartet, hat es sich zu einem berlinweiten Vorzeige-
projekt entwickelt und zeigt, wie die Beteiligung von Senioren und die Kooperation verschiedener Akteure erfolgreich 
sein kann.

Seniorennetz Berlin: ein digitales  
Informations- und Interaktionsportal 
für ältere Menschen

Helene Böhm
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hoch eingeschätzt wird. Anlass war das 20-jährige Jubilä-
um des GESOBAU-Mietertreffpunkts, der über Jahre hin-
weg als wichtige sozialräumliche Anlaufstelle für Kontakt, 
Geselligkeit und Unterstützung diente. Doch im zunehmend 
digitalisierten Umfeld wurde klar, dass ältere Menschen 
auch im digitalen Raum begleitet werden müssen, um den 
Anschluss an gesellschaftliche Entwicklungen zu behalten. 

Ältere, vor allem Menschen 80+, stehen oft spezifischen 
Barrieren gegenüber, die ihre digitale Teilhabe erschweren. 
Es mangelt an Kompetenz, Unterstützung oder Vertrauen 
in Technologie, um die digitalen Angebote und sozialen Me-
dien im Alltag nutzen zu können. Zu oft gehen die Chancen 
der digitalen Teilhabe an älteren Menschen vorbei. „Es fühlt 
sich an wie ein Zug, der den Bahnhof verlässt, bevor wir ein-
gestiegen sind. Wir sehen ihn in der Ferne verschwinden 
und fragen uns, wie wir jemals aufholen sollen” (Quartiers-
bewohnerin Märkisches Viertel, 79 Jahre).

Das anstehende Jubiläum war ein passender Moment, den 
in die Jahre gekommenen Nachbarschaftsladen ins 21. 
Jahrhundert zu katapultieren und den überwiegend älte-
ren Nutzern des Treffs eine zeitgemäße Freude zu bereiten. 
Mittels einer Fokusgruppenbefragung war zunächst he-
rauszufinden, ob und wie ältere Menschen im Märkischen 
Viertel digitale Medien nutzen und welche Voraussetzun-
gen gegeben sein müssen, damit mehr über 80-Jährige 
den Schritt in die digitale Welt wagen. Festzustellen waren 
ein eingeschränkter Zugang zu Technologie und fehlende 
digitale Kompetenzen. Um die digitale Kluft zu überbrü-
cken, entstand die Idee zum Projekt „Gemeinsam und gut 
vernetzt im Stadtteil – 80+ goes digital Insiders“, aus dem 
2017 das Seniorennetz Märkisches Viertel und ab 2020 das 
Seniorennetz Berlin wurde. 

Gefördert wurde das Projekt durch das Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, die GESOBAU-
Stiftung und den Deutschen Verband für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung. Die Umsetzung wurde vor al-
lem durch zwei Akteure ermöglicht: Die GESOBAU AG und 
das Netzwerk Märkisches Viertel e. V. Die GESOBAU ist eine 
städtische Wohnungsbaugesellschaft in Berlin, die aktuell 
rund 48.000 Wohnungen, vornehmlich im Berliner Nor-
den, bewirtschaftet. Bekannteste Bestandsmarke ist das 
Märkische Viertel. Sie engagiert sich in vielfältiger Weise, 
um die Lebensqualität in ihren Quartieren zu verbessern. 
Das Netzwerk Märkisches Viertel e. V. ist eine Initiative, 
die sich für die Belange älterer Menschen im Märkischen 
Viertel einsetzt. Seit 2003 widmet sich das Netzwerk der 
sozialräumlichen Vernetzung und Unterstützung älterer, 
behinderter und chronisch kranker Menschen im Berliner 
Stadtteil. Der Verein wird von verschiedenen Mitgliedern 
und Ehrenmitgliedern getragen, darunter das Bezirksamt 
Reinickendorf, die GESOBAU, Pflegedienste, soziale Träger 
und Kirchengemeinden.

Die Umsetzung begann im Mietertreffpunkt mit der kos-
tenlosen Technikschulung für die „Cyberseniors“, bei 
dem Tablets bereitgestellt und ein WLAN-Hotspot im 
Mietertreffpunkt eingerichtet wurde. Die Lerneinheiten 
wurden von technisch versierten, jungen Mentoren auf 
Honorarbasis durchgeführt. Der Ablauf der Schulungen 
richtete sich nach den Bedürfnissen und Interessen der 
Senioren. Inhalte einer Schulung konnten z. B. sein, bei 
einem gemeinsamen Ausflug die Foto-App auszupro-
bieren, an den Tablets mit Google-Maps einen Spazier-
gang im Garten der englischen Königin zu machen, sich 
mittels eines virtuellen Rundgangs die Musterwohnung 
„Pflege@Quartier“ anzuschauen oder auf der BVG-App 
die Pünktlichkeit der vorbeifahrenden Busse zu überprü-
fen. Es gab auch Kurse für türkischsprachige Senioren. 
Ziel aller Trainingsprogramme war es, die ersten Schritte 
in der digitalen Welt zu erleichtern und Ängste gegen-
über der Nutzung von Geräten und dem Internet abzu-
bauen. Die Schulungen, die jeweils über einen Zeitraum 
von zwölf Wochen und wöchentlich eineinhalb Stunden 
gingen, halfen, technische Grundfähigkeiten zu erwer-
ben, und trugen dazu bei, dass ältere Menschen mit Tab-
lets und Onlinediensten vertrauter wurden und dabei eine 
neue Gemeinschaft im Viertel entstand. 

Abb. 2: Cyberseniors im Ribbeck-Haus (Foto: GESOBAU AG)

Es wurde schnell klar, dass ein nachhaltiges Projekt mehr 
erfordert als nur die Bereitstellung von Geräten und Schu-
lungen. Durch regelmäßige Feedbackrunden mit den Cy-
berseniors wurden die Projektverantwortlichen auf ver-
schiedene Herausforderungen aufmerksam. Dazu zählten 
unter anderem Schwierigkeiten, relevante und vertrau-
enswürdige Informationen zu finden, fehlende Internet-
anschlüsse zu Hause oder finanzielle Einschränkungen. 
Hingewiesen wurde auch immer wieder auf den Umstand 
der Unübersichtlichkeit („Angebotswirrwarr“) und die Su-
che nach vertrauenswürdigen digitalen Inhalten. Solche 
Hindernisse erschweren es, wesentliche Informationen 
schnell zu finden und effektiv zu nutzen. Die Erkenntnisse 
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halfen den Projektverantwortlichen, das Konzept besser 
an die Bedürfnisse und Erwartungen der Senioren anzu-
passen und gezielte Lösungen zu entwickeln. Auf der Su-
che nach geeigneten Projektpartnern wurden die Initiato-
ren des „Seniorennetz“, die GESOBAU AG und der Verein 
Netzwerk Märkisches Viertel auf das Designstudio place/
making aufmerksam, das soziale Organisationen bei der 
Realisierung von Digitalisierungs- und Innovationsprojek-
ten unterstützt. 

2017 wurde das „Seniorennetz Märkisches Viertel“ weiter-
entwickelt. place/making konzipierte die zielgruppenspe-
zifische Internetplattform www.seniorennetz.berlin und 
mobile Infostelen. Dabei war eine Projektgruppe aus Senio-
ren sowie den Partnern Netzwerk Märkisches Viertel und 
GESOBAU AG intensiv in alle Umsetzungsphasen einbezo-
gen. Ein halbes Jahr wurde kontinuierlich an der Plattform 
Seniorennetz und den Infostelen zusammengearbeitet und 
diese gemeinsam entwickelt. Die Projektgruppe traf sich 
in mehreren vierwöchigen Zyklen, um das Projekt iterativ 
weiterzuentwickeln. In jedem Zyklus wurden die bisherigen 
Ergebnisse evaluiert und auf Basis der Feedbacks Anpas-
sungen vorgenommen (z. B. Themen, Funktionen, Design, 
Navigationselemente). 

Die Internetplattform www.seniorennetz.berlin bündelt 
Angebote und Informationen speziell für ältere Menschen 
(Themen sind etwa Alltagshilfen und Ehrenamt, Austausch 
und Begegnung, Beratung, Bewegung und Gesundheit, 
Computer und Technik). Sie wurde dank der aktiven Teil-
nahme der Zielgruppe am Projekt speziell auf die Bedürf-
nisse älterer Menschen in einem iterativen Projektsetting 
erarbeitet. Zusätzlich zur Plattform wurden zwei mobile 

Infostelen entworfen und eingerichtet, die eine einfache 
Bedienung ermöglichen und älteren Menschen als Infor-
mationsquelle dienen können. Diese mobilen Stelen, aus-
gestattet mit Tablets und Druckern, fungieren als betreute 
Anlaufpunkte für Senioren, die zu Hause keinen Internet-
zugang besitzen. 

Die iterative Vorgehensweise stellte sicher, dass das Pro-
jekt stets an die tatsächlichen Bedürfnisse und Herausfor-
derungen der Zielgruppe angepasst wurde. Durch die Ein-
bindung der Senioren in den Entwicklungsprozess wurde 
ihre Perspektive berücksichtigt, was die Akzeptanz und den 
Erfolg des Projekts wesentlich erhöhte. Die Beteiligung er-
folgte in Form regelmäßiger Workshops, Nutzertests und 
Feedbackrunden. 

Herausforderungen und Lösungsansätze: 
digitale Inklusion älterer Menschen 
2019 beschlossen die Akteure des Netzwerks Märkisches 
Viertel, das Seniorennetz an den AWO Landesverband Ber-
lin e. V. abzugeben. Diese Entscheidung resultierte aus der 
Tatsache, dass das Seniorennetz in seiner bisherigen Form 
zu wenig Reichweite und Beständigkeit hatte. Um die Quali-
tät der Angebote und den Aktionsradius des erfolgreichen 
digitalen Informations- und Interaktionsportals für ältere 
Menschen berlinweit zu erhöhen, wurde von den langjäh-
rigen Erfahrungen und den professionellen Strukturen der 
Arbeiterwohlfahrt (AWO) profitiert. Die AWO ist einer der 
größten Wohlfahrtsverbände in Deutschland und verfügt 
über umfassende Expertise in der Seniorenarbeit sowie in 
der Bereitstellung sozialer Dienstleistungen. Durch die Zu-

Abb. 3: Workshop (Foto: André Wunstorf)
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sammenarbeit mit der AWO konnte eine nachhaltige Wei-
terentwicklung des Projekts gewährleistet werden, weil die 
AWO nicht nur über die notwendigen Ressourcen, sondern 
auch über ein breites Netzwerk und fundiertes Fachwissen 
verfügt.

Integration in die städtische  
Digitalisierungsstrategie und strategische 
Zusammenarbeit (2020 bis heute) 
Das Seniorennetz Märkisches Viertel hat sich seit sei-
ner Übergabe an den AWO Landesverband Berlin e. V. im 
Jahr 2020 und der neuen Partnerschaft mit place/making 
zu einem erfolgreichen berlinweiten Projekt entwickelt. Es 
stärkt und verbessert auf professioneller Basis die Vernet-
zung und Unterstützung der digitalen Teilhabe von Senioren 
in ganz Berlin. Heute erfasst die digitale Plattform www.
seniorennetz.berlin partizipativ sämtliche relevante Infor-
mationen über Angebote für ältere Menschen in Berlin, 
bereitet diese auf und stellt sie strukturiert zur Verfügung. 
Durch eine benutzerfreundliche Gestaltung (z. B. Icons mit 
Erklärung, Schriftart und -größe, einfache Sprache, Hilfe-
stellung) und die Bereitstellung umfangreicher Informatio-
nen zu verschiedenen Themenbereichen trägt das Projekt 
maßgeblich dazu bei, die digitale Kluft zu überwinden und 
die Lebensqualität der älteren Bevölkerung zu steigern. 

Über die Plattform werden aktuell knapp 1600 Datensätze 
in fünf Sprachen verwaltet. Die Plattform wird in mehreren 
Sprachen angeboten, um sicherzustellen, dass ältere Men-
schen mit verschiedenen kulturellen Hintergründen Zugang 
zu diesen Informationen haben. Die kontinuierlich von An-
gebotsträgern sowie Nutzern eingebrachten Vorschläge 
und Aktualisierungswünsche werden von einem Redak-
tionsteam geprüft, in verständliche Sprache übersetzt und 
veröffentlicht. Im Redaktionsteam wirken Mitarbeitende der 
AWO sowie ehrenamtliche Senioren zusammen und prüfen 
die eingehenden Einträge. Es werden ausschließlich nicht-
kommerzielle Angebote für Berliner Senioren in den vor-
gegebenen Themenfeldern veröffentlicht. Das macht das 
Seniorennetz Berlin zur größten, aktuellen und zielgrup-
penspezifischsten Informationsressource für ältere Men-
schen in Berlin. Die aktuell zugrundeliegende Software der 
Plattform ist Open Source, was den Charakter der Gemein-
nützigkeit des Angebots unterstützt. Seit Ende 2022 besteht 
eine Schnittstelle zu den Berliner Volkshochschulen. Dar-
über hinaus finden ältere Menschen auf der Startseite In-
formationen von Kooperationspartnern, wie z. B. der Polizei 
Berlin. 

Das Seniorennetz Berlin wird seit dem 1. Januar 2024 durch 
die Senatsverwaltung für Wissenschaft, Gesundheit und 
Pflege finanziert und ist seit Ende 2023 ein Teil der Berliner 
Digitalisierungsstrategie. In Kooperation mit dem Infotele-

fon Silbernetz und dem DigitalZebra (Verbund der Biblio-
theken Berlin) ist das Seniorennetz Berlin unter dem Na-
men „Berlin – Eine Smart-City für und von Senioren“ von 
der Senatskanzlei als offizielle Maßnahme der Landesstra-
tegie „Gemeinsam Digital:Berlin“ aufgenommen worden. 
Diese Strategie verfolgt das Ziel, allen Berlinerinnen und 
Berlinern den Zugang zu digitalen Angeboten zu ermögli-
chen – unabhängig von Alter und technischer Affinität. Die 
Zusammenarbeit hilft, soziale und digitale Barrieren wei-
ter abzubauen und den Senioren mehr Selbstvertrauen im 
Umgang mit digitalen Technologien zu vermitteln. Die Ein-
bindung des Seniorennetzes in diese Strategie verdeutlicht, 
wie wichtig die digitale Integration der älteren Generation 
für das Gesamtbild einer digitalen Stadtgesellschaft ist. 

Abb. 4: Das Seniorennetz unterwegs im Märkischen Viertel (Foto: GESO-
BAU AG)

Zwischenfazit

Die Erfahrungen des Seniorennetzes zeigen, dass erfolg-
reiche digitale Inklusion Zeit und Geduld erfordert. Nur 
durch langfristige Begleitung und gezielte Anpassungen an 
die Bedürfnisse der Zielgruppe kann die digitale Teilhabe 
nachhaltig gefördert werden. Die Verantwortlichen haben 
erkannt, dass eine nachhaltige Infrastruktur unerlässlich 
ist, um älteren Menschen eine selbstbestimmte Nutzung 
digitaler Technologien zu ermöglichen. Durch zusätzliche 
Fördermittel und politische Unterstützung könnte das Se-
niorennetz in den kommenden Jahren noch stärker in die 
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Berliner Infrastruktur integriert und zu einem Modellpro-
jekt für digitale Inklusion im gesamten deutschsprachigen 
Raum ausgebaut werden. Die langfristige Sicherstellung 
der gesellschaftlichen und politischen Unterstützung ist 
essenziell. Nur durch eine enge Zusammenarbeit öffentli-
cher Institutionen, sozialer Organisationen und der Privat-
wirtschaft kann ein digitales Netzwerk geschaffen werden, 
das den Bedürfnissen älterer Menschen gerecht wird und 
ihre Lebensqualität verbessert.

Digitalisierung und Sozialraumarbeit
Die Digitalisierung verändert nicht nur das individuelle Le-
ben, sondern auch den sozialen Raum und die Sozialraum-
arbeit tiefgreifend. Sie wandelt die Art und Weise, wie Men-
schen sich vernetzen, kommunizieren und an ihrem Umfeld 
teilhaben. Diese Entwicklung bringt zahlreiche Chancen 
mit sich, stellt jedoch auch neue Anforderungen an Fach-
kräfte und die Gestaltung sozialraumorientierter Ansätze. 
Digitale Technologien bieten dabei Werkzeuge, um soziale 
Räume inklusiver und zugänglicher zu gestalten. Plattfor-
men und Apps ermöglichen das Teilen von Informationen, 
die effizientere Nutzung von Ressourcen und die bessere 
Vernetzung von Nachbarschaften. So können Projekte digi-
tal unterstützt werden, indem beispielsweise „Kümmerer-
netzwerke“ in lokalen Gemeinschaften über digitale Kanäle 
schneller und effektiver Hilfesuchende erreichen und ko-
ordinieren. Digitale Karten, die lokale Angebote wie Treff-
punkte, Beratungsstellen oder Freizeitaktivitäten anzeigen, 
fördern die Eigeninitiative der Menschen im Sozialraum 
und erleichtern die Mitgestaltung. Gleichzeitig entstehen 
neue soziale Ungleichheiten. Menschen ohne Zugang oder 
Kompetenz im Umgang mit digitalen Medien können aus-
geschlossen werden, was bestehende Barrieren verstärkt. 
Für die Sozialraumarbeit bedeutet dies, dass digitale Inklu-
sion nicht nur ein Ziel, sondern ein aktives Handlungsfeld 
wird. Dazu gehört der Aufbau von Zugängen durch WLAN in 
sozialen Einrichtungen, digitale Endgeräte oder Schulungs-
angebote ebenso wie die Schaffung analoger Alternativen, 
um niemanden auszuschließen. Auch der Schutz persönli-
cher Daten und der Umgang mit digitalen Abhängigkeiten 
sind zentrale Themen. Fachkräfte in der Sozialraumarbeit 
müssen diese Aspekte sensibel behandeln, um die Balan-
ce zwischen digitaler Vernetzung und persönlicher Privat-
sphäre zu wahren.

Neue Kompetenzen und Perspektiven der 
Sozialraumarbeit
Für Fachkräfte in der Sozialraumarbeit ergeben sich neue 
Anforderungen. Digitale Tools werden zunehmend integra-
ler Bestandteil ihrer Arbeit, sei es zur Vernetzung, Evaluati-
on oder Kommunikation. Schulungen und Weiterbildungen 
im Bereich digitaler Kompetenzen sind deshalb essenziell. 

Darüber hinaus sind Methoden gefragt, die digitale und 
analoge Elemente sinnvoll kombinieren, um alle Zielgrup-
pen zu erreichen. Die Digitalisierung verändert auch den 
Begriff des Sozialraums: Räume werden hybrider. Virtu-
elle Netzwerke und digitale Gemeinschaften ergänzen die 
physischen Nachbarschaften. Sozialraumarbeit kann diese 
hybride Realität aktiv gestalten, indem digitale Plattformen 
als Erweiterung des physischen Sozialraums genutzt wer-
den. In der Praxis könnten hybride Treffpunkte entstehen, 
bei denen digitale und analoge Begegnungen zusammen-
wirken. Dies würde nicht nur die Reichweite von Angeboten 
erhöhen, sondern auch neue Formen der Teilhabe ermögli-
chen, insbesondere für mobilitätseingeschränkte oder iso-
lierte Menschen. Die Digitalisierung bietet der Sozialraum-
arbeit neue Chancen, erfordert jedoch auch ein Umdenken 
in der Praxis. Sie wird nicht nur zum Werkzeug, sondern 
selbst zum Gestaltungsraum. Mit einem bewussten Einsatz 
digitaler Technologien kann die Sozialraumarbeit inklusiver, 
effizienter und partizipativer gestaltet werden – stets mit 
dem Ziel, Menschen in ihrem sozialen Umfeld zu stärken 
und die Teilhabe für alle zu fördern.

Quellen:
BMFSFJ (2024): Ältere Menschen und Digitalisierung

Werny, R./Reich, M./Leontovic, M./Oswald, F. (2024): Digitalisierung und Sor-
gebeziehungen von Alleinlebenden im Alter: eine kritische Analyse politischer 
Dokumente. Zeitschrift für Gerontologie und Geriatrie, 57/2, S. 639–644.

https://www.digitalpakt-alter.de/gemeinsame-erklaerung/

https://www.seniorennetz.berlin/

SeniorenNetz Märkisches Viertel – Netzwerk MV: https://märkischesviertel.
de/das-netzwerk-mv-gemeinsam-fuer-ein-lebendiges-maerkisches-viertel/

www.GESOBAU.de

Helene Böhm, M. A. 
Abteilungsleiterin Sozial- und Quartiersma-
nagement GESOBAU AG, Berlin
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Abb. 1: Dr. Peter Kurz, Verbandsratsvorsitzender des vhw (Fotos: André 
Wagenzik)

Dr. Peter Kurz, Verbandsratsvorsitzender des vhw, begrüß-
te die rund 200 Gäste aus Kommunen, Wissenschaft, Ver-
bänden sowie Wohnungs- und Finanzwirtschaft. Er unter-
strich die Bedeutung der kommunalen Handlungsfähigkeit, 
weil diese das Vertrauen der Menschen in den Staat und 
die Gesellschaft maßgeblich beeinflusse. Die Städte und 
Gemeinden stünden aktuell vor großen (Transformations-)
Aufgaben, deren Bewältigung im Status quo, insbesondere 
in der kleinteiligen Innenentwicklung, nicht gesichert sei. 
Umso wichtiger sei es seiner Ansicht nach, dass der ver-
fassungsrechtlich angelegte Rahmen vom Gesetzgeber 
genutzt werde, um kommunale Handlungsfähigkeit in der 
Stadtentwicklung zu sichern. Entsprechende Instrumente 
müssten dabei nicht nur auf dem Papier existieren, sondern 
in der Praxis auch mit einem angemessenen zeitlichen und 

personellen Aufwand anwendbar sein. Der Verbandstag sei 
in diesem Sinne als Beginn einer Debatte darum zu verste-
hen, wie die Gesetzgebung die Akteure vor Ort darin unter-
stützen kann, im Sinne des Gemeinwohls Stadtentwicklung 
zu betreiben.

Eigentum: Schutz und Sozialpflichtigkeit. Was 
uns Artikel 14 des Grundgesetzes sagen will 
– und was es für die Stadtentwicklung bedeu-
tet
In seiner Keynote ging Prof. Dr. Dr. Udo Di Fabio, Richter 
des Bundesverfassungsgerichts a. D., auf die Ambivalenz 
des Eigentumsbegriffs in Artikel 14 unseres Grundgeset-
zes ein. Darin heißt es, dass das Eigentums- und Erbrecht 
gewährleistet werde. Zugleich soll sein Gebrauch dem 
Wohle der Allgemeinheit dienen. Di Fabio verdeutlichte, 
welche Herausforderungen sich daraus für die Praxis in 
den Kommunen ergeben, wenn Stadtentwicklung im Sinne 
des Gemeinwohls gestaltet werden soll. Der Gesetzgeber 
sei insofern dazu angehalten, Inhalt und Schranken des 
Eigentums mit Gesetzen auszugestalten. Die Kommunen 
müssten schließlich in die Lage versetzt werden, in diesem 
Rahmen Entscheidungsfreiräume zu haben und gestalten 
zu können. Stattdessen seien viele Kommunen in der Pra-
xis durch die immer komplexer gewordene Rechtsordnung 
überfordert und insofern in ihrem Handeln eingeschränkt. 
Er plädierte dafür, das Instrumentarium der Kommunen 
zu verstärken und auch darüber nachzudenken, Genehmi-
gungsverfahren in gewissem Maße zu zentralisieren und 
den Instanzenzug bei Klagen zu begrenzen. „Es geht da-

Vor dem Hintergrund dringlicher werdender Wohnungsbau- und Transformationsaufgaben zeigt sich insbesondere in 
der Innenentwicklung, dass private und öffentliche Interessen mitunter voneinander abweichen und kooperative Lö-
sungen nicht immer gefunden werden können. Im Mittelpunkt des Verbandstags stand deshalb die Frage, inwiefern die 
Kommunen im Kontext städtebaulicher Aufgaben zur Durchsetzung öffentlicher Interessen besser anwendbare Rechts-
instrumente benötigen. Ganz im Sinne der Wiedernutzung bestehender Strukturen fand der Verbandstag in der 2007 
zum Veranstaltungsort „Tagungswerk“ umgebauten Jerusalemkirche im Herzen Berlins statt. Durch den Tag führte die 
Moderatorin und Stadtplanerin Petra Voßebürger.

Verpflichtet Eigentum?  
Planung zwischen Eigentümer- und 
Gemeinwohlinteressen bei der Innen- 
entwicklung von Städten
Bericht vom vhw-Verbandstag am 17. Oktober 2024 in Berlin

Franziska Steinbach
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rum, mit einer konzeptionell durchdachten kommunalen 
Bauplanung und kreativen Ideen Investitionssicherheit zu 
geben sowie Anreize für einen Umgang mit Immobilien 
zu schaffen, der Privatnützigkeit und den sozialen Nutzen 
verbindet“, schloss Di Fabio.

Abb. 2: Prof. Dr. Dr. Udo Di Fabio, Richter des Bundesverfassungsgerichts  
a. D., vor dem Plenum des Verbandstags

Innenentwicklung als Zukunftsthema: hohe 
Ansprüche im kommunalen Alltag
Prof. Dr. Uwe Schneidewind, Oberbürgermeister der Stadt 
Wuppertal, zeigte auf, wie heterogen die Interessen Privater 
sein können und wie unterschiedlich sich entsprechend die 
Kooperation der öffentlichen Hand mit ebendiesen Priva-
ten in der Stadtentwicklung gestaltet. Allein für das Umfeld 
des Wuppertaler Hauptbahnhofs skizzierte er drei divergie-
rende Konstellationen: von der rein marktgesteuert entwi-
ckelten Einzelhandelsimmobilie über die von einem lokalen 
Bauunternehmer zum zentralen Verwaltungs- und Dienst-
leistungszentrum entwickelte Bundesbahndirektion bis hin 
zur Konzeptvergabe des denkmalgeschützten Bahnhofs-
gebäudes an einen auf solche Fälle spezialisierten Investor. 

Je weniger den Kommunen handhabbare rechtliche Instru-
mente zur Verfügung stünden, desto dringender sei koope-
ratives Handeln in der Stadtentwicklung, so Schneidewind. 
Maßgeblich für eine Stadtentwicklung im Sinne des Ge-
meinwohls sei dabei, dass die Kommune eine ausreichend 
starke Verhandlungsposition habe und bei der Auswahl der 
Investoren nach deren Motivlage entscheiden könne. Dies 
erfordere beispielsweise eine ausreichend stabile Haus-
haltslage, um nicht an den Höchstbietenden, sondern nach 
Konzept vergeben zu können. Doch auch unabhängig von 
der Finanzlage müsse die Kommune eine aktive Rolle ein-
nehmen und positive Zukunftsbilder ihrer Stadt entwerfen, 
die private Investitionen inspirieren. In der gemeinsamen 
Umsetzung sei es dann wichtig, ein verlässlicher Partner 
zu sein und die Projekte nach allen Kräften politisch und 
verwaltungsseitig zu begleiten.

vhw
Bericht vom vhw-Verbandstag 2024

Abb. 3: Prof. Dr. Uwe Schneidewind, Oberbürgermeister der Stadt Wupper-
tal

Wenn Stadtentwicklung ausgebremst wird
Im Gespräch mit Bernhard Faller, Bereichsleiter Forum 
und Öffentlichkeitsarbeit im vhw e. V., zeigten vier kommu-
nale Akteure auf, wie sich der Umgang mit Eigentümern vor 
Ort darstellt.

Andreas Röhrig, Geschäftsführer der Kölner Stadtent-
wicklungsgesellschaft „moderne stadt“, machte am Bei-
spiel des „Deutzer Hafens“ deutlich, welche Bedeutung 
das Instrument der städtebaulichen Entwicklungsmaß-
nahme nach BauGB hat. Auf dem innenstadtnah gelege-
nen Areal sollen zukünftig rund 3000 Wohnungen und 6000 
Arbeitsplätze entstehen. Zahlreiche planerische Restrik-
tionen vom Hochwasser- über den Lärmschutz bis hin zu 
Denkmalschutzauflagen machen die Entwicklung zu einer 
Herausforderung. Röhrig stellte eindrücklich dar, wie 
wichtig die städtebauliche Entwicklungsmaßnahme für 
die Qualität des entstehenden Quartiers und eine zeitnahe 
Umsetzung war. Denn nur so wurde die moderne stadt in 
die Lage versetzt, spekulativen Grundstücksverkäufen et-
was entgegenzusetzen, die Flächen von Dritteigentümern 
zu angemessenen Preisen zu erwerben und damit wirt-
schaftlichen Spielraum für die anschließende Entwicklung 
zu haben. 

Ulrich Stücker, Bürgermeister der Stadt Wiehl, zeigte an-
hand einer innerstädtischen Entwicklungsfläche auf, wie 
kleinere Kommunen mit zunächst unkooperativen Eigen-
tümern umgehen können und an der Stelle ein Weiter-
kommen dennoch nicht möglich war. Die 26.000 Einwoh-
nerinnen und Einwohner starke Gemeinde Wiehl unweit 
der dynamisch wachsenden Stadt Köln verzeichnet eine 
erhöhte Wohnraumnachfrage. Umso erfreulicher, dass 
sich durch die Entwicklung des zentral gelegenen „See-
quartiers“ eine Möglichkeit bot, innerstädtisch neuen 
Wohnraum zu schaffen. Die Gewinnung der Eigentümer 
zweier privater Flächen gestaltete sich dabei allerdings 
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den Einsatz einer städtebaulichen Entwicklungsmaßnah-
me zum Erwerb der dortigen Flächen geprüft, aufgrund 
der hohen Hürde zur Begründung (v. a. ein erhöhter Wohn-
raumbedarf) als nicht rechtssicher durchsetzbar allerdings 
verworfen. Letztlich mussten die Flächen freihändig er-
worben werden, was höhere Ankaufpreise und den Einsatz 
von Tauschflächen erforderte. „Wir hätten es gern schneller 
geschafft und preisgünstiger“, so Döring. Zugleich setzt die 
Stadt im Zentrum auf die (Re-)Aktivierung von Wohnraum in 
leer stehenden Obergeschossen von Einzelhandelsimmo-
bilien. Trotz eines umfangreichen Förderprogramms und 
Beratung durch einen Architekten konnten die Eigentümer 
allerdings noch nicht ins Handeln gebracht werden. Auch 
hier fehlt es der Stadt nach Ansicht Dörings an wirksamen 
(rechtlichen) Instrumenten.

Abb. 6: Andrea Döring, Stadtbaurätin der Stadt Hildesheim

Abb. 7: Christoph Heidenreich, Baudezernent der Stadt Gelsenkirchen

Baudezernent Christoph Heidenreich machte am Bei-
spiel Gelsenkirchens die großen Herausforderungen einer 
Stadt im Strukturwandel deutlich. Nach einem Einwoh-
nerverlust von knapp 120.000 Personen verzeichnet die 
Stadt massive Leerstände, zahlreiche unsanierte Schlicht-
wohnungsbestände und vernachlässigte Immobilien im 
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schwierig. Man bot Tauschgrundstücke oder die Beteili-
gung an einer Projektgesellschaft an. „Hat alles nicht ge-
wirkt“, so das nüchterne Fazit von Stücker. Ein Eigentü-
mer konnte schließlich mit der alternativen Ausweisung 
von Grünland auf seinen Flächen von einer Kooperation 
überzeugt werden. Die weiteren privaten Flächen muss-
ten letztlich aus der Planung herausgenommen werden. 
Kleinere Kommunen, wie Wiehl, müssen mit häufig einge-
schränkten personellen und finanziellen Mitteln agieren. 
Aus Sicht Stückers fehle es an handhabbaren rechtlichen 
Instrumenten, um auch unter diesen Bedingungen kom-
munale Entwicklungsabsichten umzusetzen.

Abb. 4: Andreas Röhrig, Geschäftsführer „moderne stadt“

Abb. 5: Ulrich Stücker, Bürgermeister der Stadt Wiehl

Für Stadtbaurätin Andrea Döring aus Hildesheim stellen 
sich aktuell zwei Aufgaben, um die Wohnraumversorgung 
in ihrer Stadt sicherzustellen: zum einen Nachverdichtung 
in der Innenentwicklung, zum anderen etwas behutsame 
Außenentwicklung, um die Abwanderung junger Familien 
in das Umland zu verringern. Entsprechend sollen auf dem 
40 Hektar großen „Wasserkamp“ im Süden der Stadt vor 
allem Familien und ältere Haushalte aus dem angrenzen-
den Bestandsquartier ein neues Zuhause finden. Man habe 
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Stadtgebiet. Ziel der Stadt ist es, durch marktbereinigen-
den Rückbau diese Desinvestitionsprozesse zu stoppen. 
Eine wesentliche Herausforderung ist dabei die kleintei-
lige Eigentümerstruktur, die zur Kontaktaufnahme und 
zur anschließenden Beseitigung der Missstände erheb-
liche personelle Ressourcen erforderlich macht. Heiden-
reich zeigte eindrücklich, wie nur durch das Zusammen-
wirken unterschiedlichster Ämter, wie der Bauordnung, 
dem Ordnungsamt oder der Feuerwehr, und unterstützt 
durch öffentliche Fördermittel in nennenswertem Um-
fang Immobilien von der Stadt erworben oder deren Rück-
bau durchgesetzt werden können. Die beschlossene „Zu-
kunftspartnerschaft“ mit dem Land NRW stellt dabei eine 
wesentliche Säule dar.

Innenentwicklung als Gemeinwohlaufgabe?
In einer Diskussionsrunde gingen Monika Fontaine-
Kretschmer, Geschäftsführerin der Unternehmensgrup-
pe Nassauische Heimstätte | Wohnstadt, Prof. Dr. Fabian 
Thiel, Professor für Immobilienbewertung an der Frankfurt 
University of Applied Sciences, und Dr. Gregor Forschbach, 
Referatsleiter im Bundesministerium für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen, der Frage nach, wie Kommu-
nen in der Innenentwicklung besser handlungsfähig werden 
können. Dabei drehte sich alles um die Frage, inwiefern die 
sich aus dem Eigentum ergebende Gemeinwohlverpflich-
tung in der Stadtentwicklung eingefordert und umgesetzt 
werden kann. Thiel sah an dieser Stelle den Gesetzgeber in 
der Pflicht, entsprechende Regelungen zu treffen, die das 
Gemeinwohl im Blick behalten. Es bedürfe deshalb insbe-
sondere einer Weiterentwicklung des Baugesetzbuchs, um 
auf veränderte Anforderungen in der Innenentwicklung ein-
zugehen.

Forschbach gab zu bedenken, dass der Gemeinwohlbegriff 
schwer zu definieren sei und einer Aushandlung im Einzel-
fall vor Ort bedürfe. Entsprechend skeptisch stand er der 
Forderung nach neuen gesetzlichen Regelungen gegen-
über. „Wir brauchen eine Definition von Gemeinwohl, wenn 
wir das regeln wollten“, so Forschbach. Kommunen sollten 
stattdessen das bestehende Instrumentarium nutzen und 
schrittweise (notfalls gerichtlich) eruieren, wie Stadtent-
wicklung im Sinne des Gemeinwohls ausgestaltet werden 
könne und welche Pflichten sich daraus für Eigentümer er-
geben.

In der Praxis vor Ort beobachtet Fontaine-Kretschmer 
allerdings, dass viele Kommunen die bestehenden recht-
lichen Instrumente, speziell des besonderen Städtebau-
rechts, nicht anwenden (können). Stattdessen seien sie 
auf kooperative Wege angewiesen, die vor dem Hinter-
grund sinkender Renditeaussichten vor allem in der In-
nenentwicklung allerdings immer schwieriger zu gehen 
seien. Deshalb sollten die Instrumente so ausgestaltet 
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werden, dass sie in der kleinteiligen Innenentwicklung 
und vor allem für kleinere Kommunen mit geringeren 
personellen und finanziellen Ressourcen einsetzbar sei-
en, so Fontaine-Kretschmer. Die Wortbeiträge aus dem 
Publikum bestätigten diesen Eindruck und machten 
ebenfalls den Wunsch der Kommunen nach handhab-
baren rechtlichen Instrumenten deutlich, um in der In-
nenentwicklung auch bei widerstreitenden Eigentümer-
interessen oder handlungsunfähigen Eigentümern aktiv 
werden zu können.

Abb. 8: Diskussionsrunde mit (v.l.n.r.): Prof. Dr. Fabian Thiel, Monika Fontai-
ne-Kretschmer, Dr. Gregor Forschbach

Eigentum – Gemeinwohl – Demokratie 
Die Philosophin und Sozialwissenschaftlerin Prof. Dr. Lisa 
Herzog von der Universität Groningen plädierte für ein 
neues Austarieren von Eigentum und Gemeinwohl, um den 
sozialen Zusammenhalt zu stärken. Lange Jahre herrsch-
te in unserer Gesellschaft eine Dreiteilung vor, so Herzog: 
Demokratie und Rechtsstaat schaffen einen Grundrahmen, 
auf dessen Basis der freie Markt über private Investitionen 
agieren kann. Anschließend versucht der Staat, das priva-
te Handeln im Sinne des Gemeinwohls durch Regulierun-
gen und Umverteilung gewissermaßen einzuhegen. Dieses 
„Drei-Schichten-Modell“ habe allerdings seine Schwächen: 
Im Laufe der Zeit habe in Deutschland die Vermögensun-
gleichheit immer weiter zugenommen, soziale Milieus blie-
ben immer häufiger unter sich und wirtschaftlich weniger 
starke Akteure haben es schwerer, ihre berechtigten Inter-
essen durchzusetzen.

Deshalb argumentierte Herzog für eine veränderte Logik, 
um dem Gemeinwohl mehr Geltung zu verschaffen: „Ge-
meinwohl muss stärker von vornherein in die Gesetzgebung 
eingebettet werden.“ Zudem müssten die Eigentumsrechte 
so zugeschnitten werden, dass sie auch die gesellschaftlich 
gewünschten Gemeinwohlbelange erfüllen.  Zur Frage, was 
letztendlich Gemeinwohl in der Stadtentwicklung sei, nutzte 
sie das Bild des „überlappenden Konsens“. Auch Menschen 
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Über den Tag hinaus gedacht …
Zum Abschluss des Verbandstags zog Prof. Dr. Jürgen Aring, 
Vorstand des vhw, ein nachdenkliches Fazit. Im Laufe der 
Veranstaltung sei aus unterschiedlichen Perspektiven, vom 
ehemaligen Verfassungsrichter Di Fabio bis hin zu den kom-
munalen Akteuren, deutlich geworden, dass unter den ge-
gebenen Möglichkeiten unserer Rechtsordnung eine aktive 
Stadtentwicklung durch die öffentliche Hand nur noch unter 
großen Mühen möglich sei. Die aufgezeigten Beispiele trü-
gen dabei auch bei scheinbarem Erfolg am Ende etwas Trau-
riges in sich: „Dass wir die besten Leute brauchen, hohe Res-
sourcen einsetzen, enorme Zeit brauchen, damit öffentliches 
Handeln überhaupt noch funktioniert.“ Es sei deutlich ge-
worden, so Aring, dass wir uns in einer Transformations- und 
Umbruchphase befinden, auch wenn der Ausgang derzeit 
noch nicht sichtbar sei. Darüber nachzudenken, welche Ver-
änderungen eingeläutet werden können, sei eine drängende 
Aufgabe. Der vhw werde sich diesem Thema weiter mit der 
geballten Kraft und Expertise aus Fortbildung und Forschung 
widmen und sich in die Debatten einbringen.

vhw
Schutz und Sozialpflichtigkeit des Eigentums

Artikel 14 des Grundgesetzes ist das Grundrecht auf Eigen-
tum und Erbrecht. Liest man die Norm, so strahlt sie eine 
gewisse Ambivalenz aus – eine Ambivalenz, die im Rechts-
alltag und im kommunalen Alltag spürbar ist, die aber nicht 
zu Blockaden führen darf. Die Ambivalenz liegt darin, dass 
Artikel 14 sagt, das Eigentum und das Erbrecht werden 
gewährleistet. Und da liest der Verfassungsinterpret ein 
Grundrecht, ein Freiheitsrecht heraus. „Gewährleistet“ be-
deutet etwas anderes als „gewährt“. Gewährleistet ist die 
Terminologie für Grundrechte, die im Grunde genommen 
angeborene Menschenrechte im staatlichen Raum konkre-

tisieren. Es ist ein alter Streit, ob das Eigentum ein Men-
schenrecht ist. Das Grundgesetz beantwortet das zuguns-
ten der Annahme eines unveräußerlichen Menschenrechts 
in der Tradition eines John Locke. 

Drei Relativierungen

Doch dann kommen die Relativierungen. Erstens: Inhalt und 
Schranken werden durch die Gesetze bestimmt. Das macht 
schon deutlich: Die Definition dessen, was als Privateigen-
tum gilt, wird zu einem großen Teil dem parlamentarischen 
Gesetzgeber überantwortet. Natürlich darf er das Wesen der 

Auf dem Verbandstag 2024 des vhw am 17. Oktober 2024 in Berlin zum Thema „Verpflichtet Eigentum?“ referierte Bun-
desverfassungsrichter a. D. Prof. Dr. Dr. Udo Di Fabio in seiner Keynote über den Schutz und die Sozialpflichtigkeit des 
Eigentums. Dabei stand insbesondere im Fokus, was Artikel 14 des Grundgesetzes für die Stadtentwicklung bedeutet. 
Wir haben seinen Vortrag redigiert und drucken ihn hier zum Nachlesen ab.

Schutz und Sozialpflichtigkeit des  
Eigentums
Was uns Artikel 14 des Grundgesetzes sagen will – und was es für die Stadtentwicklung  
bedeutet

Udo Di Fabio 

Franziska Steinbach 
 vhw e. V., Bonn

mit unterschiedlichen Wertvorstellungen könnten sich da-
nach im Dialog miteinander oft auf gemeinsame Werte eini-
gen. Entsprechend gehe es darum, Orte zur Begegnung und 
zum Austausch zu schaffen und Betroffenen Möglichkeiten 
zur Beteiligung an Entscheidungsprozessen einzuräumen 
und so gemeinsam auszuhandeln, wie Gemeinwohl vor Ort 
ausgestaltet werden soll.  

Abb. 9: Philosophin und Sozialwissenschaftlerin Prof. Dr. Lisa Herzog von 
der Universität Groningen
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Privatnützigkeit nicht aushöhlen und damit die Substanz der 
Eigentumsfreiheit verabschieden. Es gibt einen Wesenskern, 
der nicht angetastet werden darf. Aber was das Eigentum, 
vor allen Dingen das situationsgebundene, lagebedingte Ei-
gentum ist, steht einer staatlichen Regulierung offen. Das ist 
die erste Relativierung, die Artikel 14 enthält. 

Abb. 1: Prof. Dr. Dr. Udo Di Fabio auf dem Verbandstag 2024 des vhw (Foto: 
André Wagenzik)

Und dann kommt der Absatz 2, den sie hier im Rahmen 
Ihrer Tagung mit einem Fragezeichen versehen haben: 
Eigentum verpflichtet. Und dann noch eine Erläuterung, 
was damit gemeint ist. „Sein Gebrauch soll zugleich dem 
Wohl der Allgemeinheit dienen.“ Aus diesem „zugleich“ 
hatte der Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts 
den Halbteilungsgrundsatz entwickelt im Steuerrecht, im 
Abgabenrecht, wonach das Wort „zugleich“ bedeute, dass 
das Wohl der Allgemeinheit bei Abgaben nicht über 50 Pro-
zent an Steuerbelastung reichen dürfe. Von dieser starren 
Formel hat sich das Gericht zwar wieder verabschiedet, 
aber der Grundgedanke bleibt bestehen, dass das Grund-
gesetz beides zugleich will: Privatnützigkeit des Eigentums 
sichern und Gemeinwohlbindung deutlich machen. Damit 
ist gesagt: Das Privateigentum ist und bleibt ein Freiheits-
recht. Der Mensch entfaltet sich über seine Freiheitsrechte, 
macht etwas aus sich und seinen Sachen. Dass der Frei-
heitsgebrauch zugleich dem Wohl der Allgemeinheit dienen 
soll, das gilt bei anderen Grundrechten implizit, also nicht 
ausdrücklich im Text aufgenommen. Im Fall des Art. 14 GG 
wird es dagegen ausdrücklich erwähnt.

Die dritte Relativierung im Art. 14 GG besagt, dass das Ei-
gentum auch vom Staat entzogen werden kann. Hier liegt 
der Fall anders als bei anderen Grundrechten, die – etwa 
mit Ausnahme von Art. 18 GG – nicht entzogen werden kön-
nen. Allerdings ist die Enteignung nur zum Wohl der All-
gemeinheit möglich. Und da haben wir wieder das Wohl der 
Allgemeinheit. Enteignung ist möglich, aber nur gegen eine 
substanzentprechende Entschädigung, und zwar auf der 
Grundlage eines Gesetzes oder durch Gesetz. 

Verfügungsbefugnisse

Das Privateigentum, egal an welchen vermögenswerten Gü-
tern, ist das Kernelement einer Marktwirtschaft. Marktwirt-
schaft heißt Privatautonomie und Vertragsfreiheit auf der 
Grundlage der Verfügungsmacht über vermögenswerte Posi-
tionen. Das setzt die Verfügungsbefugnis über Vermögenswer-
te, Gegenstände oder Rechte voraus. Ich kann nicht über etwas 
verfügen, was mir nicht gehört. Natürlich könnten alle Besitz-
rechte haben, aber wenn man sie verstetigt, dann würden sie 
dem Eigentum doch wieder sehr ähneln. Paragraf 903 BGB 
sagt das in einer klaren liberalen Diktion, nämlich: „Der Eigen-
tümer einer Sache darf nach Belieben mit ihr verfahren und 
andere von jeder Einwirkung ausschließen.“ Das ist nicht nur 
eine klare wirtschaftsliberale Vorstellung, das ist auch die Idee 
des Eigentums. Wenn mir als Eigentümer eine Sache zusteht, 
dann darf ich damit verfahren. Eine andere Frage ist: Muss ich 
damit auch nach einem bestimmten Zweck verfahren? 

Und genau das kann durch die Gesetze festgelegt werden, 
die eine Grenze für die „Selbstherrlichkeit“ des Eigentümers 
bilden. Die Privatnützigkeit des Eigentums, sagt das Bundes-
verfassungsgericht, muss bei aller gesetzlichen Regelungs-
macht im Kern erhalten bleiben. Aber bis dahin darf der Ge-
setzgeber über Inhalts- und Schrankenbestimmungen das 
Eigentum sehr stark ausgestalten. Das verfassungsrechtli-
che Mandat für den Gesetzgeber, das Eigentum mit Geset-
zen auszugestalten, ist groß. Am schonendsten kommt der 
Gesetzgeber seinem Konkretisierungsmandat oder -auftrag 
nach, wenn er es so gestaltet, dass die Privatnützigkeit und 
das Allgemeinwohl zugleich gefördert werden. Das war im-
mer die alte Idee des sozialen Wohnungsbaus. Man hat den 
Eigentümer eigentlich mit Anreizen, also mit Zuschüssen 
oder mit verbilligten Krediten zur Eigentumsposition mit ver-
holfen. Als Gegenleistung wurde der Eigentümer von Wohn-
raum gebunden, den Wohnraum bestimmten Bevölkerungs-
gruppen zur Verfügung zu stellen. Irgendwann wurde er frei 
von dieser Bindung. Und das ist eine kooperative Form ge-
wesen, die der Logik des Artikel 14 des Grundgesetzes sehr 
entspricht: Eine Freiheit soll zugleich dem Wohl der Allge-
meinheit dienen. Und die Allgemeinheit, die kuratiert nicht 
die Freiheit, sondern sie entfaltet die Freiheit und gibt ihr 
dabei eine Richtung. Das ist die komplementäre Vorstellung, 
die ich dem Grundgesetz entnehme und, ich glaube, die auch 
das Bundesverfassungsgericht immer wieder so entnimmt.

Dreieck der Gestaltungsverantwortung

Die Marktwirtschaft ist als soziale entworfen. Schon durch 
die Wirtschaftsgrundrechte des Grundgesetzes gelangt das 
zum Ausdruck, es wurde politisch umgesetzt seit den fünfzi-
ger Jahren. Inzwischen ist aus der sozialen Marktwirtschaft 
auch eine ökologische Marktwirtschaft geworden. Beides 
sind Attribute, die den Ausgestaltungsauftrag des Gesetz-
gebers und dann auch der kommunalen Planungsträger 
deutlich machen. Die Stadtentwicklungsplanung sollte ur-



44 vhw FWS 1 / Januar–Februar 2025

vhw
Schutz und Sozialpflichtigkeit des Eigentums

Und dann kommt eine große Themenpalette, was alles 
zum Umweltschutz, natürlich Klimaschutz miteingeschlos-
sen, dazugehört. Die Belange der Wirtschaft sind nicht zu 
vergessen, ebenso wie die der Land- und Forstwirtschaft. 
Erhaltung, Sicherung, Schaffung von Arbeitsplätzen ist 
wichtig, aber auch Post und Telekommunikation sowie die 
Sicherung der Rohstoffvorkommen und die Belange von 
Flüchtlingen und Asylbegehrenden. Und dann die Mobili-
tätsbedürfnisse, Belange des Personen- und Güterver-
kehrs und heute wieder sehr wichtig die Belange der Ver-
teidigung. Und die ausreichende Versorgung mit Grün- und 
Freiflächen ist ein großes Thema.

Zielkonflikte und Interessenskollisionen

Diese Belange sind vom Gesetzgeber allmählich erweitert 
worden. Sie glichen schon in der Ursprungsfassung der 
Quadratur des Kreises. Wenn der Gesetzgeber ein ganzes 
Bündel bedeutender Belange vorgibt, dann wird man, um 
zu Entscheidungen zu kommen, den einen oder anderen 
Belang hintenanstellen oder „wegwägen“ müssen. Wenn 
man alles gleichrangig und direktiv verstünde, dann führte 
das geradewegs in eine Blockade. Hinzu treten verfahrens-
rechtlich spezielle Anforderungen, wie die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung, die schon europarechtlich vorgesehen 
sein kann. Dass wir für die Grünflächen ein eigenes Rechts-
regime, dass wir für den Denkmalschutz natürlich ein eige-
nes Rechtsregime haben, macht die Aufgabe der Bauleit-
planung nicht weniger komplex. 

Und wenn ich mir die neueren Rechtsentwicklungen sowohl 
des Baugesetzbuches bis hin zum Baulandmobilisierungs-
gesetz von 2021 anschaue, dann sieht man schon an der Be-
zeichnung der Gesetze, wo das Problem steckt. Am schöns-
ten natürlich, wie häufig, in Berlin. Wie heißt das nagelneue 
Gesetz? Das Schneller-Bauen-Gesetz. Solche werbenden 
Gesetzesbezeichnungen sehe ich kritisch, weil das ein 
Stück bereits das Gesetz vor Kritik immunisieren soll. Wenn 
ich ein Gute-Menschen-Gesetz verabschiede, wer will denn 
da noch was gegen sagen? Manche Titel bringen nicht nur 
grundsätzliche Kritik am Regelungsansatz zum Verstum-
men, sondern sie wecken auch beim Bürger Erwartungen. 
„Schneller-Bauen-Gesetz“: Da kann doch gar kein Zweifel 
mehr herrschen, dass jetzt in Berlin schneller gebaut wird 
– weil wir ja ein entsprechendes Gesetz haben. Wenn man 
sich das näher anschaut, dann atmen solche Gesetze den 
Geist des Maßnahmegesetzes, eines Durchadministrierens. 

Die Rechtsordnung ist inzwischen so kompliziert gemacht 
worden, dass die Rechtsunterworfenen und oft genug auch 
Behörden teilweise nicht mehr wissen, was zu tun ist. So-
eben hat Herr Kurz deutlich gesagt, dass die Kommunen 
einen ganzen Stab von Juristen brauchen, um das Recht si-
cher durchzusetzen. Und wenn dann gegen Entscheidungen 
geklagt wird, dann dauert's halt. Diese Konstruktion führt 
jetzt dazu, dass man in Berlin die Zuständigkeiten konzen- 

sprünglich, und soll immer noch, unter Berücksichtigung 
übergeordneter räumlicher Ziele, den kommunalpolitisch 
formulierten Willen in der baulichen Struktur der Stadt ver-
wirklichen. Auch im Rahmen der Selbstverwaltung handelt 
es sich um eine demokratische, eine selbstverwaltete Wil-
lensbildung – das darf man nicht vergessen. Das darf man 
auch deshalb nicht vergessen, weil der Gesetzgeber, der ja 
nicht nur bilateral zwischen Eigentümer und parlamentari-
schem Gesetzgeber das Eigentum ausgestaltet, hier auch 
intermediär eine Selbstverwaltungseinheit maßgeblich 
einschaltet, nämlich im kommunalen Raum als Träger der 
Bauleitplanung. Wir befinden uns hier in einem Dreieck der 
Gestaltungsverantwortung. 

	■ Der parlamentarische Gesetzgeber konkretisiert Inhalt 
und Schranken des Eigentums mit seinem Gesetz, etwa 
im Baugesetz. 

	■ Die Kommunen sollen in ihrem Planungsraum eigene 
Entwicklungs- und Gestaltungsideen verwirklichen. 

	■ Dem Eigentümer schließlich soll noch genügend Raum 
zur eigenen Freiheitsentfaltung verbleiben. 

Damit das in puncto Selbstverwaltung gelingt, müssen auch 
die Kommunen im Sinne der kommunalen Selbstverwal-
tungsgarantie Artikel 28 Absatz 2 des Grundgesetzes über 
einen genügend großen Entscheidungsfreiraum verfügen. 
Das heißt, sie müssen vom parlamentarischen Gesetzgeber 
so ertüchtigt werden, dass sie auch gestalten können.

Ab und zu in der Vergangenheit habe ich als Vertreter des öf-
fentlichen Rechts an der Universität auch Baurecht gelesen. 
Wenn man die Studentinnen und Studenten erstmal mit § 1 
Baugesetzbuch konfrontiert hat, schütteln viele den Kopf. 
Also, ich will ihn jetzt nicht vorlesen, Sie kennen ihn ja mut-
maßlich, wenn Sie auf diesem Gebiet unterwegs sind. Aber 
wenn man sich das vorstellt, was so alles die Aufstellung eines 
Bauleitplans berücksichtigen soll, dann ist das, was ich dort 
lese, eigentlich eine Karikatur. Weil es methodisch, logisch 
völlig ausgeschlossen ist, dass man das alles optimierend 
und bewahrend gleichzeitig berücksichtigen kann, was sich in 
gegenläufigen Interessen hart im Raume stößt. So etwa:

	■ die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit der Wohn- und 
Arbeitsbevölkerung 

	■ die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung 

	■ die sozialen und kulturellen Bedürfnisse

	■ die Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung vorhande-
ner Ortsteile 

	■ die Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungs-
bereiche 

	■ die Belange der Baukultur, die von Kirchen und Religi-
onsgesellschaften

	■ die Belange des Umweltschutzes.
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triert. Das kann dann der zuständige Senator an sich zie-
hen, und dann kann da durchentschieden werden. Und 
wenn man im Einzelnen reinguckt, dann sieht man, dann 
kann auch die Umweltverträglichkeitsprüfung entfallen. 
Und mit der Baumschutzsatzung, das ist dann auch nicht so 
wichtig. Im Grunde genommen versucht man so, das ganze 
komplexe Recht, was wir in einer Schönwetterperiode der 
Republik über 40, 50 Jahre geschaffen haben, zu entschla-
cken, um wieder handlungsfähig zu werden. 

Innenraumkonzepte

Das gilt insbesondere für die Verdichtung der Innenflächen. 
Denn häufig wollen wir keine neuen Flächen im Außenbe-
reich erschließen, aus ökologischen, aber auch aus städ-
tebaulichen Gründen möglicherweise nicht, und deshalb 
müssen wir die Innenstadt verdichten und anders gestalten. 
Manche sprechen von einer doppelten Innenstadtgestal-
tung, weil da natürlich die ökologischen Ziele und die Kli-
maschutzziele berücksichtigt werden müssen. Allerdings 
wird damit in einen bestehenden Baubestand eingegriffen, 
und das ist etwas ganz anderes als eine Ackerfläche im 
Außenbereich als Bauland auszuweisen. Das löst größte 
Freude aus beim Landwirt, der seine Fläche verkauft, und 
bei allen, die jetzt bauen und auch Geld verdienen können 
mit der Neuerschließung von Bauland. Das hat die meisten 
lange Zeit zufriedengestellt und hat dann aber auch zu ei-
ner gewissen Zersiedlung beigetragen. Und jetzt wollen und 
können wir diesen Ausweg nicht mehr im Umfang der Ver-
gangenheit nutzen. Die Außenflächen sind entweder bereits 
genutzt oder als Naturschutzflächen oder als Landschafts-
schutzflächen ausgewiesen – oder sie werden für Wind-
räder gebraucht. Der Kampf um die knappe Fläche ist in 
einem dicht besiedelten Gebiet wie der Bundesrepublik in-
zwischen sehr groß. Und wenn dieses Gebiet auch noch na-
turnah, als ökologischer Raum, erhalten werden soll, dann 
ist klar, die Städte können sich nicht einfach immer weiter 
ausdehnen. Wir brauchen also die Innenraumkonzepte.

Ein Wort wie „Verdichtung“ macht aber sofort deutlich, 
worum es dabei geht und wo auch hier wieder die Zielkon-
flikte und die Interessenkollisionen bestehen. Wenn man 
beispielsweise durch das Baugesetzbuch in der Fassung 
von 2021 bei der kommunalen Bauleitplanung die Mög-
lichkeit hat, einen sektoralen Bebauungsplan zu erlassen, 
um schneller Wohnraum zu schaffen, führt das vor Ort zu 
Konflikten. Sie haben gerade gesagt: Zivilgesellschaft. Zi-
vilgesellschaft, das sind auch Verbände, das sind in erster 
Linie Verbände. Und dann regeln Sie das mal mit Natur-
schutzverbänden, wenn Sie plötzlich mit so einem sekto-
ralen Bebauungsplan daherkommen, der vieles „wegwägt“, 
was von diesen Verbänden für ganz wichtig gehalten wird. 
Beispielsweise die Erhaltung von Grünflächen. Die Zielkon-
flikte stoßen sich, metaphorisch gesprochen, hart im Raum, 
in diesem Fall sogar buchstäblich. Mit Bürgerbeteiligung ist 

das Problem nicht so leicht zu lösen, wie mancher denkt. 
Die Bürger beteiligen sich häufig, und danach wird dennoch 
geklagt. Bürgerbeteiligung ist natürlich wichtig, damit die 
Akzeptanz kommunalpolitischer Entscheidungen erhalten 
bleibt oder gefördert wird, aber es ist keine Garantie für ko-
operative Geschmeidigkeit.

Weitere Veränderungen

Wenn man Innenentwicklung will und wenn man dabei – 
wie das die neue Leipzig-Charta von 2020 gesagt hat – eine 
gerechte und grüne Stadt nach dem Prinzip der doppelten 
Innenentwicklung will, dann muss das Instrumentarium 
der Kommunen verstärkt werden. Und ich könnte mir auch 
vorstellen, dass angesichts der Komplexität der öffent-
lich-rechtlichen Verfahren die staatliche Ebene in die Ver-
antwortung genommen werden muss, um Entscheidungen 
gerichtsfester zu machen. Ich könnte mir vorstellen, dass 
bestimmte Entscheidungen, die kommunal gefällt werden, 
auf die Landesebene hochgezogen werden, etwa beim zu-
ständigen Bauminister. Der entscheidet, der konzentriert 
die Verfahren. Versehen mit einem schlankeren Recht-
schutz. Anders werden wir vermutlich diese Probleme der 
blockierenden Rechtsentwicklung nicht aus dem Weg be-
kommen. Wenn das in einer rechtsstaatlichen Form gerade 
beim Wohnungsbau nicht gelingt, dann werden die Stim-
men stärker werden, die nach einem ganz anderen „Durch-
regieren“ verlangen und die auch nach einer Missachtung 
der Privatautonomie, der Privatnützigkeit auf der einen Sei-
te und der Rechtsstaatlichkeit auf der anderen Seite rufen. 

Ich glaube, wir stehen hier vor einem massiven Problem. Es 
muss gelingen, Privatrechtssubjekten klarzumachen, dass 
sie das Eigentum nutzen dürfen, aber auch müssen, für sich 
und für die Allgemeinheit. Und wenn „Gammelimmobilien“ 
das Bild verunstalten, dann muss der Staat rascher handeln 
können, auch um das Ansehen der Kommune zu erhalten. 
Wir müssen die Instrumente schaffen und dann auch durch-
setzen, um die bauplanungsrechtlich gewollte Nutzung not-
falls zu erzwingen. Es gibt kein Grundrecht darauf, priva-
ten Immobilienbesitz als „Gammelimmobilie“ jahrelang im 
öffentlichen Raum stehen zu lassen. Ein solches Verhalten 
ist am Ende des Tages grundrechtlich nicht geschützt. Doch 
es sollte auch nicht darum gehen, aus der negativen Erfah-
rung von Einzelfällen heraus eine Stimmung gegen private 
Investoren zu schüren. Es geht darum, mit einer konzeptio-
nell durchdachten kommunalen Bauplanung und kreativen 
Ideen Investitionssicherheit zu geben sowie Anreize für ei-
nen Umgang mit Immobilien zu schaffen, der Privatnützig-
keit und den sozialen Nutzen verbindet. 

Prof. Dr. Dr. Udo Di Fabio 
Richter des Bundesverfassungsgerichts a. D., Bonn
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Fortbildung
14. vhw-Baurechtstage Baden-Württemberg

Erster Veranstaltungstag
Pünktlich zum Tagungsbeginn hatte sich bestes Tagungs-
wetter eingestellt, und so freute sich der Moderator, Prä-
sident des Verwaltungsgerichts Freiburg, Christoph 
Sennekamp, gemeinsam mit den Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern über einen warmen, hellen und ideal bestuhl-
ten Tagungsraum, während von draußen der Regen an die 
bodentiefen Glasfenster spritzte.  

Abb. 1: In guter Atmosphäre – die 14. Baurechtstage Baden-Württemberg 
(Fotos: Gustavo Alàbiso)

Regierungsdirektor Dr. Jens Wahlhäuser aus dem Referat 
„Angelegenheiten des Bundesministeriums für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen“ im Bundeskanzleramt 
eröffnete den fachlichen Teil der Veranstaltung und widme-
te sich in seinem kundigen Vortrag schwerpunktmäßig dem 

Anfang September 2024 in das parlamentarische Verfahren 
eingebrachten Entwurf der Bundesregierung eines Geset-
zes zur Stärkung der integrierten Stadtentwicklung. Dass 
es sich hierbei um die bereits im Koalitionsvertrag der Am-
pelregierung verabredete große BauGB-Novelle handelt, 
wurde auch in der anschließenden Aussprache deutlich. 
Hierbei wurden aus dem Auditorium insbesondere die be-
absichtigten Neuregelungen in § 31 Abs. 3 BauGB und § 34 
Abs. 1 BauGB kritisch hinterfragt. Es schloss sich sodann 
der sehr detaillierte und weiterführende Beitrag des Frei-
burger Rechtsanwalts Dr. Peter Neusüß zum Thema „Neue 
Anforderungen an die Kommunen – Beschleunigungsgebie-
te für Windkraft und Solaranlagen an Land“ an. Er zielte auf 
die Umsetzung der von der Europäischen Union beschlos-
senen „RED-III-Richtlinie“ (Renewable Energy Directive III), 
die mannigfaltige Änderungen im nationalen Recht nach 
sich zieht und für die Gemeinden neue planerische Heraus-
forderungen beinhalten wird.

Die Mittagspause nutzte das Auditorium nicht nur zur Nah-
rungsaufnahme, vielmehr waren die Flure gefüllt mit Fachge-
sprächen und Wiedersehensfreude, und man versicherte sich 
gegenseitig, dass Webinare durchaus hilfreich sein können, 
aber letztlich nichts über eine „große Tagung“ unter Anwe-
senden gehe, die zusätzlich zu den Tagungsinhalten auch den 
„bilateralen Erfahrungsaustausch am Rande“ ermögliche. 

Wer befürchtet hatte, nach dem Mittagessen dem sprich-
wörtlichen Suppenkoma anheimzufallen, hatte die Rech-
nung ohne Rechtsanwalt und Fachanwalt für Verwaltungs-
recht Dr. Georg Hünnekens (Münster) gemacht. Er befasste 
sich – es regnete derweil immer noch – in profunder und 
umfassender Weise mit dem Thema „Planen und Bauen 

Als Rainer Floren – Fortbildungsreferent des vhw und früherer Geschäftsführer für Baden-Württemberg – am 22. 
September 2023 in Böblingen die 13. Baurechtstage Baden-Württemberg beschloss und für den September 2024 nach 
Karlsruhe einlud, konnte er noch nicht wissen, dass die Gesetzgeber in Bund und Land passgenau zu den 14. Baurechts-
tagen mit gewichtigen Novellen zum Baugesetzbuch und zur Landesbauordnung aufwarten würden. Dergleichen zeich-
nete sich ab Sommer 2024 ab, und als Rainer Floren am 24. September 2024 im GenoHotel Karlsruhe (ehemals Akade-
miehotel) die 14. Baurechtstage eröffnete, zählte er 131 angemeldete Personen als Teilnehmende. Damit war erneut 
eine Rekordzahl an Teilnehmerinnen und Teilnehmern erreicht worden. Diejenigen, die die von Floren begründeten und 
schnell in Baden-Württemberg etablierten Baurechtstage schon kannten, als sie noch vergleichsweise klein waren, 
pflegen, alljährlich wiederzukommen, und immer weitere kommen in jedem Jahr neu hinzu. Die 14. Baurechtstage kön-
nen immerhin darauf verweisen, dass 69 Prozent der Teilnehmerinnen und Teilnehmer zuvor bereits ein- oder mehr-
mals auf den baden-württembergischen Baurechtstagen waren und diese sich immer mehr zu einer Art „baurechtli-
chen Familientreffen“ entwickeln. Dieser Umstand verdeutlicht, wie etabliert dieses von Floren begründete zweitägige 
Format mittlerweile ist.

Bericht von den 14. vhw-Baurechtstagen 
Baden-Württemberg

Christoph Sennekamp 
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Zweiter Veranstaltungstag
Der zweite Veranstaltungstag war zunächst der Recht-
sprechung gewidmet. Vorsitzender Richter am Verwal-
tungsgericht Stuttgart Thomas Baumeister schlug den 
weit gespannten Bogen des Bauplanungsrechts dabei vom 
Thema der abwägungsfehlerfreien Berücksichtigung (oder 
Nichtberücksichtigung) von Bauwünschen bis zur auch pro-
zessrechtlich spannenden Entscheidung des Bundesver-
waltungsgerichts zu der Frage, ob und unter welchen Be-
dingungen Bebauungspläne als Zulassungsentscheidung 
nach dem Umweltrechtsbehelfsgesetz angegriffen werden 
können. Sodann widmete sich der Freiburger Rechtsanwalt 
und Fachanwalt für Verwaltungsrecht Dr. Dario Mock dem 
Thema der „Zulässigkeit und Steuerung von Spielhallen“. 
Hierbei ging er umfassend auf die gewerbe- und glücks-
spielrechtlichen Bestimmungen ein und referierte kundig 
und sachgerecht einordnend die hierzu maßgebliche Recht-
sprechung. Schließlich fragte er nach den Konsequenzen 
für die planerische Steuerung.

Abb. 3: Abschluss im Sitzungssaal des Bundesverfassungsgerichts

Nach dem Mittagessen stellte Regierungsbaumeister a. D. 
Manfred Busch – ein Referentenurgestein auf den baden-
württembergischen Baurechtstagen – sehr informativ und 
kenntnisreich den Entwurf der Landesregierung eines „Ge-
setzes für das schnellere Bauen“ vor. Insbesondere die ver-
fahrensrechtlichen Neuerungen in der Landesbauordnung 
(Ausweitung des vereinfachten Verfahrens, Einführung ei-
ner Genehmigungsfiktion, Ausdehnung der Verfahrensfrei-
heit von Vorhaben etc.) stießen in der anschließenden Aus-
sprache durchaus auf den Widerspruch des Auditoriums, 
das eine gewisse Entfernung des „Bauministeriums“ von 
den Bedürfnissen der Baurechtsbehörden vor Ort ausge-
macht zu haben schien.

Als der Moderator den fachlichen Teil der Veranstaltung um 
14.40 Uhr beschloss, war bereits klargeworden, dass die 

in Hochwassergebieten“. Hierbei ging er zunächst auf die 
Voraussetzungen für die Bauleitplanung ein, ehe er sich 
der Zulassung von Bauvorhaben widmete. Sein glänzender 
Vortrag machte auch Dank der immer wieder eingestreu-
ten Erfahrungen aus der Planungs- und Genehmigungs-
praxis überaus anschaulich, dass die rechtlichen und tat-
sächlichen Risiken keinesfalls unterschätzt werden dürfen. 
Es folgte der kundige Vortrag von Regierungsbaumeister 
Bernd Gammerl (Ministerium für Landesentwicklung und 
Wohnen Baden-Württemberg) zum „Bauordnungsrecht in 
der praktischen Anwendung“. Neben dem auch praktisch 
relevanten Dauerbrenner des Brandschutzes im Bestand 
kam Gammerl auf die Muster-Holzbau-Richtlinie ebenso 
zu sprechen wie auf die neue Verwaltungsvorschrift Tech-
nische Baubestimmungen. Den Schluss- und in gewisser 
Weise auch Höhepunkt des ersten Tages markierte sodann 
der überaus inhaltsreiche, humorvolle und rundum sach-
kundige Vortrag von Rechtsanwalt und Fachanwalt für Ver-
waltungsrecht Prof. Dr. Olaf Bischopink (Münster) zum 
Thema „Verkaufsflächenbeschränkungen – ein juristischer 
Dauerbrenner“. Er ging zunächst auf den verfassungs- und 
einfachrechtlichen Rahmen ein und zeichnete sodann die 
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts in ihren 
wesentlichen – nicht immer ganz eindeutigen – Kernaus-
sagen nach. Anhand von konkreten Beispielen erläuterte 
er, welche planerischen Festsetzungen rechtlich Bestand 
haben könnten und welche Festsetzungen voraussichtlich 
unwirksam sein werden. 

Das gemeinsame Abendessen im Tagungshotel – bei dem 
das Wasser nach und nach Bier und Wein wich – beschloss 
den ersten Tag der 14. Baurechtstage Baden-Württemberg. 
Der Regen hatte nachgelassen, und so sehr der Boden mit 
Wasser gesättigt war, war das eigene Wissen gemehrt. Was 
will man mehr?

Abb. 2: Die Referenten der Baurechtstage mit dem Veranstalter (von links 
nach rechts: Dr. Georg Hünnekens, Christoph Sennekamp, Dr. Peter Neu-
süß, Rainer Floren, Bernd Gammerl, Dr. Jens Wahlhäuser, Dr. Olaf Bischo-
pink, Manfred Buch; es fehlen: Thomas Baumeister und Dr. Dario Mock)

Fortbildung
14. vhw-Baurechtstage Baden-Württemberg
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Maidowski nahm sich sehr viel Zeit für die Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer der Baurechtstage und beantworte-
te jede ihm gestellte Frage mit großer Geduld und einer 
bewundernswerten Mischung aus Kompetenz und Nach-
denklichkeit. Mit dem Besuch des (aller)höchsten deut-
schen Gerichts war ein grandioser Schlusspunkt unter die 
14. Baurechtstage gesetzt, und es begann die Vorfreude 
auf die 15. Baurechtstage Baden-Württemberg im Jahr 
2025. 

Fortbildung
14. vhw-Baurechtstage Baden-Württemberg

Baurechtstage in einem Jahr auch zum fünfzehnten Mal – 
womöglich erstmals in Freiburg im Breisgau – stattfinden 
werden. Dann werden BauGB-Novelle und LBO-Novelle 
voraussichtlich schon in Kraft getreten sein, und es wird 
wieder viel mehr offene Fragen zu besprechen geben, als 
Antworten gegeben werden können. Wo könnte das besser 
geschehen als auf den Baurechtstagen des vhw?! 

Besuch des Bundesverfassungsgerichts
An den baurechtlichen Teil der Veranstaltung schloss sich 
mit dem Besuch des Bundesverfassungsgerichts ein Ver-
anstaltungshöhepunkt an. Zwei Busse brachten die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer zum Karlsruher Schloss. 
Von dort führte ein kleiner Spaziergang in den „Schlossbe-
zirk“ – hier residiert das Bundesverfassungsgericht. Nach 
einer ebenso freundlichen wie gründlichen Kontrolle der 
mitgeführten Jacken und des Gepäcks übernahm Richter 
des Bundesverfassungsgerichts Dr. Ulrich Maidowski die 
Führung durch das Gebäude und den Sitzungssaal. Rainer 
Floren wusste in seinen Begrüßungs- und Dankensworten 
zu berichten, dass Maidowski im Zeitraum zwischen 1999 
und 2009 einem Baurechtssenat des OVG Nordrhein-West-
falen angehört und für den vhw insgesamt 17 Veranstal-
tungen zu den Themen „Öffentliches Bauprozessrecht“, 
„Öffentliches Baurecht und Denkmalrecht“, „Spezialan-
forderungen an den Brandschutz“ und „Europäisches Ge-
meinschaftsrecht in der kommunalen Praxis“ als Referent 
begleitet habe. Man kann es also weit bringen mit dem 
vhw!

Christoph Sennekamp 
Präsident des Verwaltungsgerichts,  
Freiburg i. Br.

Abb. 4: Richter des Bundesverfassungsgerichts Dr. Ulrich Maidowski steht geduldig Rede und Antwort
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Fortbildung
München jetzt Mitglied im vhw

vhw: Herr Jaroschka, in der Verwaltung der Landeshaupt-
stadt München arbeiten etwa 43.000 Beschäftigte. Sie ha-
ben eine eigene Seite und den Ansatz, dass München die 
attraktivste und modernste Arbeitgeberin im öffentlichen 
Sektor werden möchte. Was gehört für München in Sachen 
Personalentwicklung alles dazu, dies auch werden zu kön-
nen?

G. J.: Bei der Landeshauptstadt München arbeiten, wie Sie 
gesagt haben, rund 43.000 Beschäftigte in völlig unter-
schiedlichen Aufgabenbereichen. Eine gute Personalent-
wicklungsarbeit ist für die persönliche Weiterentwicklung 
unserer Kolleginnen und Kollegen zentral, aber eben auch 
notwendig, um das extrem breite Aufgabengebiet abzude-
cken. Dabei ist es uns sehr wichtig, auf die individuellen 
Bedürfnisse der Beschäftigten einzugehen. Wie kann das 
bei 43.000 Personen gelingen? Die Führungskraft und die 
einzelne Mitarbeiterin bzw. der einzelne Mitarbeiter stellen 
jeweils den individuellen Personalentwicklungsbedarf fest 
und suchen die passenden PE-Maßnahmen heraus, legen 
also einen Personalentwicklungsplan fest.

Um den zu bedienen, ist es für die städtische Personal-
entwicklung entscheidend, möglichst breit aufgestellt zu 
sein. Und zwar sowohl was Themen als auch Formate an-
geht – vom klassischen Präsenz- oder Webseminar über 
Großveranstaltungen, individuelles Coaching, kollegiale 
Fallberatungen bis hin zu einem breiten E-Learning-An-
gebot und vielem mehr. Natürlich verfügen wir auch über 
Angebote zur Weiterqualifizierung. Der interne Aufstieg in 
den gehobenen und höheren Dienst, Fachkarrieren und 
eine starke Führungskräfteentwicklung gehören unter an-
derem dazu. Ein großer Teil unseres Angebots geschieht 
inhouse. Bei fachlich sehr spezifischen Fortbildungsan-

geboten greifen wir aber auch auf externe Angebote, wie 
etwa die des vhw, zurück.

Abb. 1: Rathaus der Landeshauptstadt München (Foto: Nagy/Presseamt 
München)

vhw: Die neue Generation, die die der Boomer ablösen 
wird, erwartet neue Lernformen, wie verfügbares, abruf-
bares Wissen nach Bedarf und Fortbildungsformate, die 
zeit- und ortsunabhängig genutzt werden können. Welche 
Erfahrungen hat die Kommune dazu?

G. J.: Zeit- und ortsunabhängig abrufbares Wissen ist ei-
gentlich nichts Neues. Die Stadt München verfügt schon 
lange über eine sehr breite Bibliothek. Das klassische Buch 
gibt es immer noch. Wir stellen aber die meisten Informati-
onen und Lerninhalte mittlerweile digital bereit und nutzen 
hierzu unser Intranet, unser Learning-Management-Sys-
tem und dann, recht altmodisch, gern auch mal die Netz-
laufwerke innerhalb einzelner Abteilungen.

Das Interesse an einer Partnerschaft mit dem vhw ist ungebrochen hoch und lässt die Zahl der Mitglieder seit Jahren 
kontinuierlich wachsen. So verzeichnete der vhw in den beiden zurückliegenden Jahren 112 Neuzugänge, was die Ge-
samtzahl der Mitgliedschaften auf 2270 ansteigen ließ. Im Jahr 2024 durfte der vhw nun München als neues Mitglied 
begrüßen. Die bayerische Landeshauptstadt nutzt schon seit vielen Jahren intensiv das breite Fortbildungsangebot des 
vhw. Über 2000 Veranstaltungsbuchungen sind so in den zurückliegenden zehn Jahren eingegangen. Künftig werden 
nun die etwa 43.000 aktiv Beschäftigten Münchens bei der Buchung der praxisorientierten und hochwertigen Fortbil-
dungsveranstaltungen von den ermäßigten Mitgliederpreisen profitieren können. Darüber hinaus unterstützt München 
mit seiner Mitgliedschaft den vhw bei seiner engagierten Arbeit, mit der er sich für eine nachhaltige Stadtentwicklung 
und die Leistungsfähigkeit der Kommunen einsetzt. Die Anmeldung zur Mitgliedschaft im vhw war uns Anlass, einmal 
nachzufragen, was sich im Bereich kommunaler Fortbildung in München gerade verändert und welche Gründe zur Mit-
gliedschaft im vhw führten. Wir sprachen darüber mit Gregor Jaroschka (G. J.) aus dem Personal- und Organisations-
referat, POR-2/23 SC Personalentwicklung.  

München jetzt Mitglied im vhw
Ein Interview mit Gregor Jaroschka von der zentralen Fortbildungsabteilung der  
Landeshauptstadt

vhw
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vhw: Als Mitglied erhält die Stadt München ab jetzt unsere 
sechs Mal im Jahr erscheinende Zeitschrift „Forum Woh-
nen und Stadtentwicklung“, die an Akteure in den Hand-
lungsfeldern Wohnen und Stadtentwicklung gerichtet 
ist. Wer „darf“ sie nun lesen? Und: Gäbe es bei Ihnen den 
Wunsch nach einer digitalen Version? 

G. J.: Im Idealfall haben alle interessierten Mitarbeitenden 
Zugriff darauf. Uns fallen da unsere einschlägigen Referate 
ein: das Kommunalreferat – die sind, ganz grob gesagt, für 
städtische Liegenschaften zuständig –, das Baureferat, das 
Referat für Stadtplanung und Bauordnung, das Referat für 
Bildung und Sport, sicherlich die Münchener Stadtentwäs-
serung und das Mobilitätsreferat. Aber natürlich wollen wir 
Wissen immer möglichst breit streuen. Eine digitale Version 
wäre so gesehen ideal. Wir könnten diese dann an die je-
weils zuständigen Geschäftsleitungen oder Fortbildungs-
beauftragten schicken, die sie dann wiederum über ihre 
jeweiligen Kanäle und Verteiler unseren Kolleginnen und 
Kollegen zur Verfügung stellen könnten.

vhw: Eine letzte Frage: Wie werden Ihre Beschäftigten von 
der neuen Mitgliedschaft im vhw, von der viele Mitarbei-
tende über Fortbildungsangebote und Forschungswissen 
direkt profitieren könnten, erfahren?  

G. J.: Grundsätzlich nutzen wir zwei Wege, Fortbildungs-
möglichkeiten und -angebote unter die Beschäftigten zu 
bringen. Wie bereits angedeutet, verfügt die Stadt Mün-
chen über ein sehr rege genutztes Intranet, das eine nie-
derschwellige Informationsweitergabe ermöglicht. Auch 
wir als zentrale Fortbildungsabteilung haben eine eigene 
Präsenz im Intranet, die von sehr vielen Kolleginnen und 
Kollegen abonniert wird. Wir werden hier eine „News“ aus 
diesem Anlass schalten. Unsere Beschäftigten haben auch 
die Möglichkeit, für sie interessante Artikel zu teilen. Damit 
verbreiten sich Nachrichten schnell in der Belegschaft. So 
sind wir auch bezüglich der Mitgliedschaft verfahren.

Unser zweiter Kanal sind die Fortbildungsbeauftragten der 
Referate. Diese sind unter anderem für fachlich spezifische 
Fortbildungen zuständig, je nach Aufgabenbereich ihres je-
weiligen Referats. Von denen bietet der vhw ja wirklich ei-
nige an. Die Fortbildungsbeauftragten haben wir als erste 
informiert, wieder über unser Intranet. Wir haben auch auf 
das Programm des vhw hingewiesen und gehen davon aus, 
dass die Information so zeitnah an die interessierten Kreise 
weitergeleitet wird.

vhw: Herr Jaroschka, vielen Dank für das Gespräch.

Fortbildung
München jetzt Mitglied im vhw

Über unser Learning-Management-System stellen wir ein 
breites E-Learning-Programm im Sinne von computer-
based Trainings zu vielfältigen Themen zur Verfügung. Da 
kommen dann zeit- und ortsunabhängig aufrufbare Inhal-
te mit attraktiver und didaktisch sinnvoller Aufbereitung 
zusammen. Wir bauen dieses Angebot immer weiter aus, 
mit Lösungen vom Markt und mit eigenen Entwicklungen. 

Schließlich gibt es noch das Internet als Informationsquel-
le. Hier ist der Nachteil, dass es natürlich nicht behutsam 
von uns vorkuratiert werden kann. Aus dem Internet sinn-
volle Informationen einzuholen, fordert eine gewisse Infor-
mationskompetenz. Genau dazu bieten wir Seminare an, 
zum Beispiel zur Onlinerecherche mit Suchmaschinen. Das 
wird sehr gut angenommen.

vhw: Die Bildungsangebote in der vhw-Fortbildung nutz-
ten bereits schon vor der vhw-Mitgliedschaft viele Be-
schäftigte der Landeshauptstadt München. Unsere Fort-
bildungsangebote dürften also recht gut bekannt sein. 
Was war der Grund, sich nun für eine Mitgliedschaft im 
gemeinnützigen Bundesverband zu entscheiden?

G. J.: Das geht auf die Initiative eines Kollegen zurück. Die 
Landeshauptstadt München fördert Innovationen aus den 
eigenen Reihen. Das kann natürlich auf sehr niederschwel-
liger Ebene im Arbeitsalltag erfolgen. Das Personal- und 
Organisationsreferat hat aber auch eine eigene Stelle ein-
gerichtet, die nur für Innovationsvorschläge zuständig ist, 
das Ideenmanagement. Hier können Kollegen ihre Verbes-
serungsvorschläge einreichen, die nach Umsetzung auch 
prämiert werden. Der Kollege bemerkte, dass wir noch 
nicht Mitglied sind, obwohl unsere Kolleginnen oder Kolle-
gen regelmäßig an den Fortbildungsveranstaltungen teil-
nehmen. Weil eine Mitgliedschaft für uns nur Vorteile hätte, 
reichte er den Vorschlag ein, dass wir uns um eine Mitglied-
schaft bemühen sollten. Das haben wir dann in der Talent-
entwicklung umgesetzt.

Abb. 2: Willkommen auf dem Karrierekarussell (Foto: Nagy/Presseamt 
München)
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Seit 1946 ist der vhw für die Kommunen da. Wir unter- 
stützen kommunale Verwaltungen u. a. mit fundierten 
Fortbildungsangeboten und praxisorientierter Forschung. 
Verstehen, Hinterfragen, Weiterbilden – das sind die  
Prinzipien, die unsere Arbeit prägen. Mit einer vhw-Mit-
gliedschaft unterstützen Sie uns bei unserer Arbeit und 
tragen zur Stärkung der kommunalen Gemeinschaft bei. 

Durch die Satzungsänderung im Jahr 2023 haben wir  
den Zugang zur Mitgliedschaft – insbesondere für einzelne 
Behörden – vereinfacht. Dadurch können mehr Institutionen 
von vergünstigten Weiterbildungen und unserem umfang-
reichen Netzwerk mit über 2.200 Mitgliedern profitieren.

Unser Verband wächst stetig: In diesem Jahr durften  
wir bereits 45 neue Mitglieder begrüßen. Über unsere  

Publikationen erhalten sie regelmäßig wertvolle Informa-
tionen und praxisrelevantes Wissen zu aktuellen Themen, 
die ihre tägliche Arbeit unterstützen. Die Teilnahme an 
unseren Fachveranstaltungen bietet ihnen die Möglichkeit, 
sich mit anderen Kommunen auszutauschen und gemein-
same Lösungsansätze zu entwickeln.

Mit einer vhw-Mitgliedschaft werden auch Sie ein Teil  
dieser engagierten Gemeinschaft. So können Sie aktiv  
zur Weiterentwicklung Ihrer Organisation beitragen und  
von den Erfahrungen anderer profitieren. Gemeinsam  
gestalten wir die Zukunft der kommunalen Landschaft. 

Weitere Informationen finden Sie unter:  
vhw.de/ueber-uns/mitglieder/

Verband

Mit einer vhw-Mitgliedschaft gut vernetzt:  
Zugang zu praxisnaher Fortbildung und Forschung

Effizienz steigern: KI im  
Vergabeverfahren nutzen

DIGITALE VERWALTUNG

Künstliche Intelligenz im Vergabeverfahren:  
Einsatzmöglichkeiten und Rechtsaspekte 
25.03.2025 | Webinar | WB251017
Preis: 325 € | 395 €

Entdecken Sie die Anwendung von KI in der öffentlichen  
Auftragsvergabe. Das Webinar beleuchtet Einsatzmög- 
lichkeiten und rechtliche Fragen in ausgewählten  
Verfahrensphasen. Es richtet sich an Mitarbeitende von  
Kommunen, Vergabestellen und Unternehmen, die mit  
öffentlichen Aufträgen betraut sind.

Infos & Anmeldung  
unter vhw.de/va/WB251017  
oder QR-Code scannen
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vhw-Inhouse
Unser Angebot speziell für Ihre Kommune

Mit vhw-Inhouse profitieren Ihre Mitarbeitenden  
von einem vielfältigen Veranstaltungsangebot, das  
auf den spezifischen Fortbildungsbedarf von Kom- 
munen und dem kommunalen Umfeld zugeschnitten 
ist. Wir bringen bewährte Fortbildungskonzepte  
direkt zu Ihnen – flexibel gestaltet, um mit aktuellen 
Themenstellungen auf Ihre Bedürfnisse einzugehen.

So fördern wir gemeinsam die Entwicklung Ihrer  
Teams und machen sie fit für die Zukunft. vhw-Inhouse 
kann dabei ganz nach Ihrem Wunsch vor Ort oder  
online durchgeführt werden.

Unser Angebot

Wählen Sie eine Veranstaltung aus unserem  
umfassenden Themenspektrum von über 130 Fortbil-
dungsangeboten für die gezielte Personalentwicklung 
und effektive Qualifizierung Ihrer Beschäftigten. Sie  
können individuelle Schwerpunkte setzen, um Ihre 
Teams in wichtigen kommunalen Handlungsfeldern  
gemeinsam zu schulen und dabei auf denselben  
Wissensstand zu bringen.

Unser Angebot deckt vor allem zentrale Themen  
wie Fachkräftemangel, Personalentwicklung,  
kommunale Finanzen, Digitalisierung sowie nach- 
haltige Stadtentwicklung und Klimaschutz ab.

Unsere Formate

Seminar – Persönlich vor Ort im Tagungsraum
Gemeinsam im Gespräch mit unseren Dozierenden  
und dem Kollegenkreis lernen.

Webinar – Kosteneffiziente Online-Fortbildung  
im Büro oder Home-Office
Im digitalen Raum neues Wissen erlangen, betreut  
von unserem technischen Support auf der Webinar-
Plattform.

Workshop – Effizientes Training für die Praxis
Anhand von konkreten Fallbeispielen selbständig  
Lösungswege erarbeiten und umsetzen.

Sprechen Sie uns an

Gemeinsam finden wir die passende Lösung für Ihre 
Kommune. In einer individuellen Beratung stimmen  
wir Themen und Inhalte gemeinsam mit Ihnen ab.  
Einfach eine E-Mail senden oder direkt anrufen – unser 
Fortbildungsteam setzt sich umgehend mit Ihnen in 
Verbindung.

Wir freuen uns auf Ihre Anfrage!

E fortbildung@vhw.de
T 030 390473-610 

Mehr Infos unter  
vhw.de/fortbildung/vhw-inhouse/ 
oder QR-Code scannen
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Eine Exkursion nach Nordhessen in 
eine neu gestaltete Schule mit alter-
nativer Lernatmosphäre in neuen und 
umgebauten Gebäuden schließt das 
Angebot ab. Nachdem der Lehrgang 
innerhalb von 14 Tagen nach Veröf-
fentlichung ausgebucht war, sind für 
Frühjahr und Herbst 2025 zwei weitere 
Termine ins Programm aufgenommen 
worden. 

www.vhw.de/VA/WB255504

E-Learning „Grundlagenwissen Ver-
gabewesen“ gestartet

Acht Jahre lang hat der vhw unter der 
Leitung von Prof. Dr. H.-J. Driehaus mit 
großem Erfolg seinen analogen „Fern-
lehrgang Vergaberecht“ angeboten. 
Als digitaler Nachfolger des Fernlehr-
gangs wurde am 1. November 2024 der 
E-Learning-Lehrgang „Grundlagen-
wissen Vergabewesen“ gestartet. Das 
E-Learning ist für eine Lernzeit von 60 
Stunden konzipiert und gliedert sich 
in zwölf Lektionen mit insgesamt 48 
Videovorträgen und vielen Quizfragen 
zwischendurch sowie zwölf Lektions-
tests. Sechs Dozentinnen und Dozen-
ten führen umfänglich in die komplexe 
Welt des Vergabewesens ein. Begleitet 
werden sie von einem KI-Lernassis-
tenten, mit dem die Teilnehmer spie-
lerisch ihr Wissen festigen und vertie-
fen können. 

www.vhw.de/VA/EL1016

19. Bundesrichtertagung 2024 mit 
zwei neuen Mitgliedern des 4. Senats

Mit einer Teilnehmerzahl von 335 
konnte die 19. Bundesrichtertagung 
des vhw am 2. Dezember 2024 in Ber-
gisch Gladbach ihren Ruf als teilneh-
merstärkste Veranstaltung des vhw 
klar behaupten. 96 Gäste vor Ort in 
Bergisch Gladbach und weitere 239 
virtuell zugeschaltete Teilnehmer er-

tauschformaten laut, denn dies fehle 
vielen einfach oft.

https://www.stadtmachen-akademie.
org/

Abb. 1: Sebastian Beck begrüßt die Teilnehmer 
der Stadtmachen-Konferenz im Stadtbad Lich-
tenberg in Berlin (© vhw)

Neues aus der  
Fortbildung
Zertifikatslehrgang „Fachkraft 
Schulbauplanung“ trifft den Nerv!

Schulbau war lange vernachlässigt 
– höchste Zeit, das auch für die Fort-
bildung zu ändern! Auf den entste-
henden Bedarf hin entwickelte der 
vhw ein Lehrgangsprogramm und ver-
band dafür die Grundidee moderner 
Pädagogik mit den passenden Mög-
lichkeiten in der Architektur. Mit vier 
Experten aus Wissenschaft, Kölner 
Bauverwaltung und aus einer Schule 
mit großer Neu- und Umbauerfahrung 
im ländlichen Raum bieten wir Lehr-
gangsteilnehmern viele Möglichkei-
ten, konkrete Projekte zu diskutieren 
und dabei eigene Ideen zu entwickeln. 

Beitragsordnung ab  
1. Januar 2025
Die Mitglieder haben in der Mitglieder-
versammlung vom 19. Oktober 2023 
auf Vorschlag des Vorstands und des 
Verbandsrates eine moderate Erhö-
hung des Mitgliedbeitrags – erstmals 
seit ca. 20 Jahren – erlassen. Die Er-
höhung erfolgte in zwei Schritten und 
ist mit der neuen Beitragsordnung ab 
1. Januar 2025 gültig.

Stadt machen!  
1. Konferenz der  
Stadtmachen-Akademie

Im ehemaligen Berliner Stadtbad 
Lichtenberg trafen sich am 27. und 
28. November 2024 etwa 80 Stadtma-
cherinnen und Stadtmacher. Es ging 
auf der ersten Stadtmachen-Konfe-
renz um die Rolle von Stadtmachen-
Projekten in der Transformation und 
Wiederbelebung von Orten mit sym-
bolischer Kraft. Im Fokus standen 
dabei die Themen Organisation, Ko-
produktion, Aktivierung, Umbau und 
Finanzierungsmodell. Mit der Kirche 
St. Maria aus Stuttgart, dem Offe-
nen Haus aus Frankfurt/Main, dem 
Kulturquartier Schauspielhaus aus 
Erfurt, der Zwischennutzung Jupiter 
aus Hamburg in einem ehemaligen 
Karstadt und der Alten Feuerwache 
aus Weimar luden fünf spannende 
Projekte zur jeweiligen Projektrei-
se ein. Abwechselnd wurden sie von 
kleinen Stadtmacher-Teams besucht. 
Man kam ins Gespräch, tauschte 
Erfahrungen aus und erhielt Anre-
gungen. Neu wurde zudem auf der 
Konferenz das Format der kollegia-
len Beratung an konkreten Projekten 
und Situationen geübt. Mehrheitlich 
wurde der Wunsch nach solchen Aus-

Neues aus dem vhw
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Hören Sie gern rein – überall, wo Sie 
Ihre Podcasts hören, oder auf unserer 
Webseite (vhw.de/forschung/podcast/).

Abb. 3: Logo STADTANSICHTEN

Fachworkshop zum Thema Disrup-
tion und Stadtentwicklung

Welche Konsequenzen haben unvor-
hergesehene globale oder lokale Er-
eignisse für das planerische Handeln 
auf kommunaler Ebene? Zu dieser 
Frage hat der vhw gemeinsam mit dem 
Leibniz-Institut für Raumbezogene 
Sozialforschung (IRS) am 14. Novem-
ber 2024 in Berlin einen Fachwork-
shop unter dem Titel „Was kommt als 
Nächstes? Transformative Stadtent-
wicklung in einer Zeit von Umbrüchen 
und Krisen“ veranstaltet. Mit kommu-
nalen Akteuren aus verschiedenen 
kleineren und größeren deutschen 
Kommunen sowie Vertreterinnen und 
Vertretern von Bund, Fachverbän-
den und Wissenschaft wurde darüber 
diskutiert, wie Stadtentwicklung im 
Spannungeld zwischen langfristiger 
Zielverfolgung und kurzfristiger Kri-
senreaktanz erfolgreich gestaltet wer-
den kann.

Auf 46 Seiten legen die Autoren Chris-
tian Höcke und Duncan Barahona, 
beide aus der vhw Forschung, die Er-
kenntnisse aus gut zwei Jahren Pro-
jektlaufzeit dar. Der Bericht zeigt, dass 
es für kleine Kommunen aufgrund 
begrenzter Verwaltungskapazitäten 
oft schwierig ist, innovative Formate 
und neue Strukturen zu etablieren. 
Dadurch entsteht ein besonderer Be-
darf von externer Unterstützung und 
Fachexpertise. Auch eine Anpassung 
rechtlicher Rahmenbedingungen auf 
Bundes- und Landesebene könnte die 
Beteiligungs- und Kommunikations-
möglichkeiten vor Ort verbessern. Den 
ganzen Bericht finden Sie hier:

Erste Staffel im Podcast STADTAN-
SICHTEN jetzt vollständig online

Alle fünf Folgen unserer ersten Staffel 
drehen sich ums Thema Wohnen. Es 
sind fünf intensive Gespräche mit Ex-
pertinnen und Experten, die aus ihrer 
jeweils eigenen Perspektive die Fra-
gen zur Wohnungskrise stellen und 
Antworten aufzeigen: 

	■ Folge 1 mit Dr. Carolin Genz und 
Duncan Barahona zum vhw-Buch 
„WohnWissen“ und der kontrover-
sen Wohnungsdiskussion.

	■ Folge 2 mit Bernhard Faller zur 
Frage, inwieweit „Bauen, Bauen, 
Bauen“ als Ausweg aus der Woh-
nungskrise gelten kann.

	■ Folge 3 mit Dr. Barbara König zum 
Erfolgsmodell Genossenschaften 
und wie dieses an seine Grenzen 
kommt.  

	■ Folge 4 mit Prof. Dr. Olaf Schnur zu 
den Potenzialen und Limitationen 
von Nachbarschaft als Kontext des 
Wohnens.

	■ Folge 5 mit Dr. Saskia Hebert zum 
nachhaltigen Wohnen und was wir 
aus innovativen Projekten auch für 
das große Ganze lernen können. 

lebten einen Tag voller Entscheidun-
gen. Die Richter des Leipziger Städte-
bausenats erläuterten einprägsam die 
für das öffentliche Baurecht so wichti-
gen höchstrichterlichen Leitentschei-
dungen und gaben Insidereinblicke 
in ihre Rechtsprechung. Neben Prof. 
Dr. Andreas Decker konnte der vhw in 
diesem Jahr erstmals Dr. Sina Stamm 
und Dr. Achim Seidel, beide seit 2023 
Mitglieder des 4. Senats des Bundes-
verwaltungsgerichts, als Vortragende 
bei der vhw-Bundesrichtertagung be-
grüßen. Die 20. vhw-Bunderichter-
tagung findet am 24. November 2025 
statt.

www.vhw.de/VA/NW254090 

Abb. 2: vhw-Bundesrichtertagung am 2. Dezem-
ber 2024 in Bergisch Gladbach (Foto: Till Erd-
menger)

Neues aus der  
Forschung 
Abschlussbericht in Pilotphase Klein-
stadtakademie 

Zu dem vom Bundesministerium für 
Wohnen, Stadtentwicklung und Bau-
en (BMWSB) und dem Bundesinstitut 
für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR) geförderten Forschungspro-
jekt „Lokale Demokratie gemeinsam 
gestalten – Beteiligungspraxis zur 
Stadtentwicklung in Kleinstädten“ 
liegt jetzt der Abschlussbericht vor. 
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Britta Acksel  

Städte auf dem Weg zur 
Nachhaltigkeit   
Ethnographische Einblicke und  
Analysen  

302 Seiten, transcript Verlag, Bielefeld 
2024

ISBN 978-3-8376-6992-3 
50,00 Euro 
Open Access

Angesichts von Extremwetterereig-
nissen, Klimaprognosen und Bewe-
gungen wie Fridays for Future lässt 
sich schwer leugnen, dass ein Teil der 
Menschheit auf eine Weise lebt, die 
eine gut bewohnbare Welt höchst un-
wahrscheinlich macht. Städten wird in 
dieser Situation eine zentrale Rolle zu-
geschrieben. Sie können die Welt vor 
der Erderwärmung retten – oder sie 
sind die Ersten, die untergehen. Doch 
was genau wird getan, um Städte in 
Richtung Nachhaltigkeit zu transfor-
mieren? Britta Acksel nimmt Aktions-
pläne, Klimafestivals, Awards und 
weitere Transformationsinstrumente 
in den Blick. Ethnografisch fundiert, 
zeigt sie auf, wie sich die Arbeit mit 
dieser speziellen Form von Policy-
Werkzeugen gestaltet – und welche 
Bemühungen besonders aussichts-
reich erscheinen.

Andreas Willisch, Eleonore Harmel, 
Anna Eckert (Hg.)   

Transformative Regionen   
Neue Handlungsräume zwischen Land 
und Stadt  

360 Seiten, Reihe Urban Studies,  
transcript Verlag, Bielefeld 2024

ISBN 978-3-8376-7215-2 
34,00 Euro

Transformative Regionen sind Räume, 
in denen Akteure Praktiken in Gang 
setzen, lokale Ressourcen aktivieren 
und Wissen teilen, um Wandel zu ge-
stalten. Denn ob Klima, Energie, Mo-
bilität oder Landwirtschaft: Die derzei-
tigen Herausforderungen können für 
Land und Stadt nicht getrennt vonein-
ander betrachtet werden. Aus sozial-
wissenschaftlicher und planerischer 
Perspektive erkunden die Beiträger 
den Maßstab der Region als Raum- 
und Handlungsgefüge. Sie bieten für 
alle, die planen, transformieren oder 
forschen, neue Sichtweisen auf ver-
meintlich abgehängte oder boomende 
Regionen und eröffnen so Chancen zur 
Zukunftsgestaltung.

Wer wohlwollend über die nicht gera-
de barrierefreie Schreibweise mit „Ak-
teur*innen“, „Finanzpartner*innen“, 
„Zukunftsortemacher*innen“, „Kre-
ditgeber*innen“ und „Potenzialentfal-
ter*innen“ hinweglesen kann, ist bei 
der Lektüre dieser Neuerscheinung 
klar im Vorteil.

Lisa Kaufmann  

Nachverdichtung im  
Städtebau 
Transformative Strategien für Zeilen-
bausiedlungen der Nachkriegsmo-
derne

216 Seiten, transcript Verlag, Bielefeld 
2024

ISBN 978-3-8376-7412-5 
45,00 Euro 
Open Access

Nachverdichten sowie Um- und An-
bauen anstelle eines Neubaus – so 
lässt sich die aktuelle Devise in Archi-
tektur und Städtebau auf den Punkt 
bringen. Siedlungsbauten der Nach-
kriegsmoderne stellen in dieser Hin-
sicht einen wichtigen Faktor zur 
Wohnraumversorgung und Mietmarkt-
stabilisierung in Großstädten dar. Lisa 
Kaufmann analysiert die Besonder-
heiten von Zeilenbauten sowie die He-
rausforderungen und Potenziale ihrer 
Weiterentwicklung. Dazu bündelt sie 
quantitatives und qualitatives Wissen 
als Entscheidungs- und Planungs-
grundlage für zukünftige Nachver-
dichtungen. Im Fokus stehen das Wei-
terbauen, der Erhalt von Siedlungen 
der Nachkriegsmoderne und die An-
passung an heutige Bedürfnisse und 
Anforderungen.
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WohnungsMarktEntwicklung
Glasfaserausbau im regionalen Kontext

Ein wichtiger Bestandteil der Teilhabe an Digitalisierung ist 
der Zugang zum Internet. Die seit Jahren steigenden Daten-
mengen durch immer mehr internetfähige Endgeräte in den 
Haushalten verlangen höhere Datenraten als die noch in der 
digitalen Agenda 2014–2017 prognostizierten Downloadge-
schwindigkeiten von 50 Mbit/s bis 2018. Die Gigabitstrategie 
der Bundesregierung sieht bis 2030 einen flächendecken-
den Ausbau aller Haushaltsanschlüsse mit Glasfaser vor. 
Bereits 2025 soll die Hälfte aller Haushalte durch einen 
Glasfaseranschluss auf Downloadgeschwindigkeiten mit 
1000 Mbit/s zurückgreifen können. Dafür wurden in den 
letzten Jahren bis Februar 2024 über 700.000 km Glasfa-
serkabel verlegt. Das ist allein seit Mitte 2022 ein Zuwachs 
um 42 %. Aus regionaler Perspektive ist die Veränderung 
durchaus unterschiedlich ausgeprägt. Insbesondere zahl-
reiche Landkreise in Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen 
und Schleswig-Holstein haben in den letzten zwei Jahren 
sehr stark in den Netzausbau investiert. So kann hier in 
den dünner besiedelten Regionen eine hohe Abdeckung an 
schnellen Internetanschlüssen gewährleistet werden (vgl. 
Abb. 1). 

Inwiefern einige Landkreise eine rückläufige Zahl im Stre-
ckenvolumen der Glasfaserleitungen zu verzeichnen haben, 
kann an dieser Stelle nicht ermittelt werden. Es ist aber 
davon auszugehen, dass sich hier eher die Berechnungs-
grundlage geändert hat, als dass Kabel aus der Erde rück-
gebaut wurden. Unter Betrachtung der Haushalte, also der 
eigentlichen Zielgruppe, sind für die Glasfaserverlegung 

Robert Kretschmann

Abb. 1: Veränderung der Länge der verlegten Glasfaserkabel 
je Kreis 2/2024 zu 6/2022 in Prozent

Abb. 2: Länge an Glasfaserkabel (in km) je 1000 HH je Kreis 2/2024

aus regionaler Betrachtung zwei Aspekte wichtig. In dichter 
besiedelten Gebieten, wie den kreisfreien Städten, können 
mehr Menschen mit weniger Aufwand und Material ver-
sorgt werden. Diese ökonomische Komponente sorgt unter 
anderem dafür, dass dort in kurzer Zeit viele Haushalte 
eine Anschlussmöglichkeit erhalten. In ländlichen weniger 
dicht besiedelten Kreisen unterscheidet sich die Ausbau-
dichte stark und ist oftmals abhängig von der politischen 
Prioritätensetzung und der Fördermittelakquise. So sind 
es insbesondere viele Kreise in Baden-Württemberg, in 
denen der Ausbau eher langsam vorangeschritten ist und 
der Anteil an Glasfaser je Haushalt sehr niedrig ausfällt. Es 
sind wiederum die Kreise im Nordwesten Deutschlands, in 
denen viel Leitungsstrecke je Haushalt zur Verfügung steht, 
was für eine große Ausbauquote steht (vgl. Abb. 2). Der An-
schluss aller (insbesondere peripheren) Haushalte bis 2030 
ist demzufolge eine Aufgabe, die sehr viel politischen Willen 
und eine hohe Investitionsbereitschaft erfordert. Es bleibt 
abzuwarten, ob die Bundesregierung diesem ambitionier-
ten Ziel gerecht wird. 

Quellen:
Thiemann, Jens (2024): Deutschland-Index der Digitalisierung: Entwicklung des 
Breitbandausbaus 2024, https://www.oeffentliche-it.de/-/d-index-2024-infrastruk-
tur, Stand: 05.12.2024.  

Bundesnetzagentur (2024): Daten zur statistischen Auswertung der Breitbandver-
fügbarkeit in Deutschland aus dem Breitbandatlas, https://data.bundesnetzagentur.
de/Bundesnetzagentur/GIGA/DE/Breitbandatlas/Downloads/bba_02_2024.xlsx, 
Stand: 05.12.2024. 

Kartengrundlage: VG250 (Bundesländer, Kreise), 31.12.2022 © GeoBasis-DE/BKG, 
eigene Darstellung.

Glasfaserausbau im regionalen Kontext
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Ein Überblick für unsere Leser

Themenschwerpunkt:
Nachhaltige Stadt- und Sportentwicklung

•	 Innen- vs. Sportentwicklung

•	 Nachhaltigkeit von bestehenden Sportfreianlagen

•	 Prävention und Gesundheitsförderung im öffentlichen Raum

•	 Sozialraumorientierte Sport- und Bewegungsraumentwicklung

•	 Hybride Sport- und Bewegungswelten
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